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* * * *

Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

D r . W a l t r a u d W e n d e , Ministerin für Bildung
und Wissenschaft

A n d r e a s B r e i t n e r , Innenminister

R e i n h a r d M e y e r , Minister für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Familie und Gleichstellung

* * * *

Beginn: Beginn 10:03 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 17. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtages. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und be-
schlussfähig. Erkrankt sind Herr Abgeordneter Jür-
gen Weber und Frau Finanzministerin Monika Hei-
nold. - Wir wünschen beiden gute Genesung.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von
Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Abgeordneten erheben sich)

Nach schwerer, mit großer Tapferkeit erduldeter
Krankheit ist am 2. Januar 2014 der frühere Land-
tagsabgeordnete Rudolf Johna verstorben. Rudolf
Johna, der 80 Jahre alt wurde, gehörte dem Schles-
wig-Holsteinischen Landtag von 1979 bis 1996 als
Mitglied der SPD-Fraktion an. In dieser Zeit war er
Mitglied des Sozialausschusses und des Agrar- und
Umweltausschusses sowie des Ausschusses „Kom-
munaler Investitionsfonds“.

Für die parlamentarische Arbeit Rudolf Johnas prä-
gend war jedoch der Eingabenausschuss, dessen
Vorsitzender er 13 Jahre lang war. Er verstand es
nicht nur als eine notwendige, von der Verfassung
vorgegebene Aufgabe, sich dort um jeden Einzelfall
zu kümmern. Für ihn war es Ehre und Verpflich-
tung zugleich, sich auch im vermeintlich Kleinen
für die Menschen in unserem Land einzusetzen.
Rudolf Johna nahm ihre alltäglichen Sorgen und
Nöte im Umgang mit Behörden, aber auch ihre
Verbesserungsvorschläge ernst und setzte seine Er-
fahrung um in praktische, erfolgreiche Politik. So
gewann er Vertrauen und mehrte auf oft besonders
mühevollen Wegen das Ansehen des Landtages ins-
gesamt.

Ausgestattet mit großer Menschenkenntnis, einer
gesunden Portion Selbstbewusstsein, der oft not-
wendigen Beharrlichkeit und einer ausgeprägten
Sensibilität für das Machbare war Rudolf Johna ein
ausgezeichneter, ja leidenschaftlicher Parlamentari-
er, dessen Wirken die Arbeit des Petitionsausschus-
ses bis heute prägt.

1933 im oberschlesischen Frauenfeld geboren, trat
Rudolf Johna nach einer Ausbildung für die Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes 1958 in die schles-
wig-holsteinische Finanzverwaltung ein. Dort über-
nahm er die Kassenleitung der Landesbezirkskasse
Neumünster, später dann die stellvertretende Kas-
senleitung der Landesbezirkskasse Kiel II.
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1963 wurde Rudolf Johna Mitglied der SPD. Er
übernahm von 1966 bis 1988 zunächst kommunal-
politische Verantwortung in seiner Heimatstadt
Neumünster als Mitglied der Ratsversammlung. Er
verfügte also bereits über einen reichen politischen
Erfahrungsschatz, als er 1979 erstmals zur Land-
tagswahl antrat und seinen Wahlkreis Neumünster
sechsmal direkt gewann. Doch Rudolf Johna lief
nie Gefahr, die Bodenhaftung zu verlieren; ganz im
Gegenteil. Er blieb stets nah bei den Menschen und
begriff seine Aufgabe als Abgeordneter seit jeher
auch als die eines Seismografen, der die Stimmung
in seinem Wahlkreis aufzeichnete und sie in die
Landespolitik einfließen ließ. In seiner gesamten
Grundhaltung war Rudolf Johna damit schon fast so
etwas wie der ideale Vorsitzende des Petitionsaus-
schusses.

Auch nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag
engagierte sich Rudolf Johna in zahlreichen ehren-
amtlichen Funktionen und Organisationen: als Ge-
werkschafter, bei der Arbeiterwohlfahrt oder beim
Deutschen Roten Kreuz, im Vorstand der Verbrau-
cherzentrale Schleswig-Holstein oder als Grün-
dungsmitglied der Aktionsgemeinschaft zur Förde-
rung Behinderter und Benachteiligter Neumün-
ster e. V. Für seine Verdienste um unser Land wur-
de er mit dem Verdienstkreuz 1. Klasse des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland ge-
ehrt.

Meine Damen und Herren, der Schleswig-Holstei-
nische Landtag gedenkt seines früheren Abgeordne-
ten Rudolf Johna in Dankbarkeit. Unsere Anteil-
nahme gilt seinen Angehörigen. Ich bitte Sie nun,
einen Moment im Gedenken an unseren verstorbe-
nen Kollegen innezuhalten. - Sie haben sich zu Eh-
ren Rudolf Johnas von Ihren Plätzen erhoben; ich
danke Ihnen.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit folgenden Maßgaben zu behandeln.

Abweichend von dieser Vereinbarung beantragt die
Fraktion der PIRATEN Redezeit zu den in gemein-
samer Beratung vorgesehenen Tagesordnungspunk-
ten 8, 11 und 12. Nach § 56 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung kann jede Fraktion zu jedem Gegenstand
der Tagesordnung für einen ihrer Rednerinnen oder
Redner Redezeit beanspruchen. Ich bitte die Parla-
mentarischen Geschäftsführungen, mir mitzuteilen,
wann die gemeinsame Beratung der Tagesord-
nungspunkte aufgerufen werden soll.

Zu den Tagesordnungspunkten 3, 4, 6, 7, 10, 14,
17, 31, 32, 35 und 37 ist eine Aussprache nicht ge-
plant. Von der Tagesordnung abgesetzt werden soll
der Tagesordnungspunkt 16.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die
Tagesordnungspunkte 5, 34, 38 und 39, Änderung
des Schulgesetzes und Anträge zu Detektoren an
Schulen, der Rechtschreibung an Grundschulen so-
wie der Flexibilisierung des Einschulalters; 13 und
19, Anträge zur Einrichtung eines Landesbergbau-
amtes; 24 und 29, Anträge zum Stromnetzausbau in
Schleswig-Holstein; 25 und 30, Anträge zur Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, sowie die Tagesordnungs-
punkte 28 und 36, Anträge zur Elektrifizierung und
Taktverdichtung der AKN.

Anträge zu einer Fragestunde liegen nicht vor. Für
die Aktuelle Stunde liegen zwei Anträge vor. Ich
schlage vor, dass beide Gegenstände mit jeweils
45 Minuten Redezeit aufgerufen werden. Beginnen
werden wir mit dem Antrag der Fraktion der PIRA-
TEN, der zuerst eingereicht wurde. - Ich höre kei-
nen Widerspruch, dann werden wir so verfahren.

Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge
der Beratung der 17. Tagung.

Wir werden heute und morgen unter Einschluss ei-
ner zweistündigen Mittagspause längstens bis
18 Uhr tagen. Am Freitag ist eine einstündige Mit-
tagspause von 13 bis 14 Uhr vorgesehen. - Hierzu
höre ich keinen Widerspruch. Dann werden wir so
verfahren.

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie mit mir
auf der Besuchertribüne Schülerinnen und Schüler
des Friedrich-Schiller-Gymnasiums aus Preetz. Sei-
en Sie uns im Schleswig-Holsteinischen Landtag
herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde
Teil 1
Regionen retten, nicht Unternehmen - Konse-
quenzen aus dem Fall PROKON

Antrag der Fraktion der PIRATEN

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Breyer.
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Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! 75.000 Anlegerinnen und Anleger,
1.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon
mehrere 100 in Itzehoe, bangen um die Zukunft
von PROKON. Nach eigenen Angaben kann ein
Insolvenzantrag nur abgewendet werden, wenn
95 % des Kapitals gehalten werden können. Nach
dem Stand von Montag ist dieses Ziel nicht erreicht
worden.

Wir entnehmen der Zeitung, dass der Wirtschafts-
minister, Herr Meyer, und der Ministerpräsident,
Herr Albig, Gespräche mit dem Unternehmen füh-
ren, um ihm zu helfen. Heute lesen wir in der Zei-
tung, Hilfe sei fast ausgeschlossen, kaum möglich.
Wir fragen uns natürlich, verehrte Mitglieder der
Landesregierung: Was wollen Sie tun? Wie wollen
Sie helfen? Ich glaube, durch Worte, durch Gesprä-
che allein, werden sich die Kassen des Unterneh-
mens kaum füllen lassen. Jedenfalls ist das einzige
mir bekannte Lebewesen, das Gold speien kann, ein
Esel.

(Heiterkeit PIRATEN)

Wir PIRATEN fordern Sie auf: Meine Herren, sei-
en Sie ehrlich und fragen Sie die Öffentlichkeit
ganz klar: Soll der Steuerzahler mit Krediten oder
Garantien für PROKON einstehen müssen?

Für uns PIRATEN kann ich ganz klar sagen: Ret-
tungsaktionen auf Kosten der Allgemeinheit zugun-
sten einzelner Unternehmen sind mit uns nicht zu
machen.

(Beifall PIRATEN - Zurufe SPD)

Wir haben in der Vergangenheit genügend Millio-
nen- und Milliardengräber durch politische Ret-
tungsversuche zugunsten von Großunternehmen
und Großbanken gesehen. Die finanziellen Proble-
me einzelner Unternehmen dürfen nicht länger zu-
lasten der Allgemeinheit gehen. Es kann nicht an-
gehen, dass Gewinne privat ausgezahlt werden,
dass Verluste aber von der Allgemeinheit getragen
werden. Davon haben wir genug gesehen.

(Beifall PIRATEN - Zurufe SPD)

Anders als offenbar diese Landesregierung sehen
wir ein mögliches Insolvenzverfahren auch nicht
als Gefahr, die um jeden Preis abgewendet werden
muss. In einem Insolvenzverfahren kann doch auch
eine Chance für das Unternehmen liegen, um sich
auf neue Füße zu stellen, um ein neues und tragfä-
higes Geschäfts- und Finanzierungsmodell für das
Unternehmen zu finden, um den Standort Itzehoe

und die Arbeitsplätze möglichst auch auf tragfähige
und nachhaltig weiterführungsfähige Beine zu stel-
len. Insofern sind wir der Überzeugung, dass die
Zukunft von PROKON von den Beteiligten selbst
gestaltet werden muss und nicht durch staatliche In-
tervention gesteuert werden darf.

(Beifall PIRATEN)

Wenn es dem Land wirklich darum geht, zu helfen
und sich zu engagieren, dann müssen doch die Re-
gion und die Menschen vor Ort im Vordergrund
stehen, dann müssen wir der gesamten Region hel-
fen und nicht einem einzelnen Unternehmen. Um
das zu tun und um wirklich tragfähige Strukturen
aufzubauen, geht es darum, die Wirtschaftsinfra-
struktur in der Region zu stärken, es geht darum,
die Forschungs- und Entwicklungsinfrastruktur vor
Ort zu stärken. Gerade insoweit haben wir doch in
Itzehoe gute Voraussetzungen mit dem Innovati-
onszentrum IZ, das unter anderem einen For-
schungsschwerpunkt im Bereich erneuerbare Ener-
gien hat.

(Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

Man überlegt, die Aktivitäten unter dem Dach des
IZ im Bereich erneuerbare Energien in einem Inno-
vatorium zu bündeln. Daran arbeitet gerade der
Kreis. Deshalb ist es lohnenswert, darüber nachzu-
denken, ob sich das Land in diesem Bereich enga-
gieren sollte, um der Region wirklich nachhaltig zu
helfen.

Infolgedessen sagen wir PIRATEN: Finger weg
von Rettungsexperimenten auf Kosten der Allge-
meinheit. Retten Sie Regionen und nicht einzelne
Unternehmen. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Hans-Jörn Arp.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich bin nun wirklich nicht verdächtigt, die-
se Regierung zu verteidigen.

(Beifall CDU - Lachen SPD)

Das war auch nie meine Absicht. Aber wenn man
die heutige Zeitung gelesen hat - ich glaube auch
hin und wieder, was darin steht, auch dann, wenn es
etwas Negatives ist -, dann haben Sie gesagt, es ge-
be kein Geld, es gebe auch keine Möglichkeiten des

3614 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 45. Sitzung - Mittwoch, 22. Januar 2014

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG


Landes zu helfen. Und das ist richtig so. Es gibt
keine andere Alternative. Herr Dr. Breyer, was Sie
hier sagen, ist dummes Zeug; das muss ich Ihnen
einfach einmal so sagen. So geht man nicht mit den
Leuten um.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Wir dürfen nicht den Eindruck erwecken, dass Poli-
tik immer dann dafür geradesteht, dass irgendwel-
che Unternehmer Fehler gemacht haben, egal wo;
das ist nicht unsere Aufgabe.

(Beifall Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Vielmehr müssen wir dabei auch an die Menschen
denken, die dahinter stecken, und darauf komme
ich gleich zu sprechen.

Aus unterschiedlichen Gründen haben Menschen,
sei es aus Gutgläubigkeit gegenüber dem Unterneh-
men oder sei es aus Gründen der Gier, wie auch im-
mer, dort ihr Geld angelegt. Das geschah freiwillig,
denn niemand ist dazu gezwungen. Wenn diese
Leute den Ankündigungen Glauben schenken, dass
sie 6 % bis 8 % Zinsen bekämen, dann ist das die
Entscheidung dieser Leute, nicht aber unsere. Des-
halb müssen wir dafür auch jetzt nicht einstehen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Wir wissen ja noch nicht einmal, ob dies überhaupt
erforderlich ist. Wir dürfen ein Unternehmen ja
auch nicht kaputtreden, wenn es zurzeit Schwierig-
keiten hat, aber nicht mehr. Auch das muss hier in
aller Deutlichkeit gesagt werden.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Wer auf dem sogenannten Grauen Markt solche
Optionsscheine kauft und wer dieses Geld dann
auch annimmt, verdammt noch mal, der hat eine
bessere Transparenz seines Unternehmens darzu-
stellen, als die Transparenz, die das Unternehmen
bisher hat.

(Beifall CDU, SPD und FDP)

Die kleinen und großen Sparer, die im Vertrauen
auf ein Unternehmen Geld angelegt haben, müssen
auch Vertrauensschutz genießen. Bis dahin, aber
keinen Schritt weiter; denn alles andere ist nicht
Aufgabe des Staates. Ich sage dies ebenso wie an-
dere, die wahrscheinlich auch noch das Wort dazu
ergreifen werden, ganz besonders deshalb, weil ei-
ne Region betroffen ist, in der dann, wenn es so
kommen sollte, weitere 500 Arbeitsplätze in Gefahr

wären. Wir wissen aber noch nicht, ob es so kom-
men wird. Die Zulieferer, die Handwerker - viele
der Gebäude, die dort entstanden sind, sind noch
nicht einmal fertig gestellt, sondern sind zum Teil
noch im Rohbau - machen uns natürlich Sorgen.

Was können wir machen, Herr Ministerpräsident?
Es gab eine Umfrage, wonach die Schleswig-Hol-
steiner die glücklichsten Menschen in Deutschland
sein sollen. Das war, glaube ich, zu Peter Harry
Carstensens Regierungszeit.

(Heiterkeit und Beifall CDU und Peter Eich-
städt [SPD])

Ich kann mir nicht vorstellen, dass einer der Befrag-
ten irgendwann an der Westküste war. Denn das ist
die am ärgsten gebeutelte Region. Sie haben ein
Westküstenprogramm von 30 Millionen € aufge-
legt, Herr Meyer. Ich freue mich schon wieder auf
die einzelbetriebliche Förderung, die Sie eigentlich
nicht wollen. Aber das ist gut angelegtes Geld.

Meine Damen und Herren, die Stimmung dort ist
schlecht. Ich will sie nicht schlechtreden. Sie müs-
sen nur einige wenige Fakten zur Kenntnis nehmen.
Prinovis war das Juwel der Arbeitnehmer im Kreis
Steinburg, einst mit über 3.000, zuletzt mit 1.200
Beschäftigten. Sie haben sich für die Abfindung für
die Mitarbeiter eingesetzt, aber Sie haben nicht den
Gesellschafter in die Verantwortung genommen.
Sie haben nicht gesagt: Gesellschafter, du trägst
hier eine Verantwortung, Bertelsmann und Familie
Mohn, Ihr müsst an dem Standort eine Konversion
schaffen. Dazu habe ich von Ihnen nichts gehört.

Das Thema Glückstadt haben wir mehrfach disku-
tiert. Die B 5 wird langsam zum Museum, so lange
gibt es auf dieser Straße schon Stillstand. Das
Wichtigste: Das sind Dinge, die wir ändern können.
Wir können etwas an Glückstadt ändern, wir kön-
nen etwas am Fortgang der B 5 ändern - elementar
wichtig - und wir können natürlich an der A 20 et-
was ändern. Den Stillstand der A 20 lösen Sie nicht
dadurch auf, dass Sie Schilder mit einer Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h aufstellen, sondern in-
dem Sie endlich Ihre ideologische Brille abnehmen
- das wäre ein Signal in die Region - und sagen: Ja-
wohl, wir trauen euch das zu, jawohl, wir kommen.

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Herr Tietze, hören Sie einfach zu. Verhalten Sie
sich, als seien Sie in der Kirche. Da müssen Sie
auch zuhören. - Denn die Signale, die Sie aus die-
sem Haus senden, werden dort aufgenommen. Im
Moment ist die Situation so, dass keine neuen Inve-
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storen mehr kommen. Die, die ihren Betrieb erwei-
tern wollen, machen das mit Sicherheit nicht an der
Unterelbe, weil wir die Situation haben: Dort, wo
wir noch Züge haben, die halten, müssen wir im
schlimmsten Fall auf die Straße ausweichen. Dann
stehen wir im Stau, wenn wir nach Hamburg wol-
len. Das lockt keinen Investor an.

Also, Sie wollen kein Geld bereitstellen, auch keine
Bürgschaft, Herr Ministerpräsident. Aber sagen Sie
Ihrem Bürgermeister, Ihrem Genossen, der gestern
bei Ihrer Feier war, und geben Sie ihm das Signal:
Jawohl, wir trauen der Region das zu. Die A 20
wird kommen, die Elbquerung wird kommen. Ge-
ben Sie dieses Signal weiter; das kommt an, das
macht den Menschen Hoffnung. - Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeord-
nete Birgit Herdejürgen.

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Breyer, so viel Blöd-
sinn, wie Sie heute Morgen verzapft haben, ist so
früh am Morgen nur schwer zu ertragen. Das hilft
der Region wirklich überhaupt nicht. Ich habe auch
den Eindruck, dass Sie der einzige Abgeordnete in
diesem Haus sind, der diese Aktuelle Stunde wirk-
lich haben möchte. Denn zu diesem hochsensiblen
Bereich zu sprechen, ohne die nötigen Hintergrund-
informationen zu haben, ohne zu wissen, was am
Ende bei diesem ganzen Prozess herauskommt, ist
aus meiner Sicht hochgradig problematisch.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Wir haben für solche Fälle Instrumente und Gremi-
en in diesem Landtag, wo solche Diskussionen hin-
gehören. Wir haben den Beteiligungsausschuss, in
dem wir uns intensiv mit dem auseinandersetzen
können, was im Wirtschaftsministerium an Unterla-
gen vorliegt.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Nein, glücklicherweise nicht. Nichtsdestotrotz ha-
ben wir uns in diesem Ausschuss schon mit Unter-
nehmen befasst, bei denen das Land in irgendeiner
Form aktiv geworden ist.

Nichtsdestotrotz: Wir stochern in einem hochsensi-
blen Bereich im Nebel. Ich finde das problematisch.

Unterstützung für eine Region ist das eine. Aber
auch das Schlechtreden eines Standortes hilft an
dieser Stelle nicht. Herr Breyer, auch in der Region
machen Sie damit mit Sicherheit keine Punkte, zu-
mal in Ihrem Redebeitrag sehr deutlich geworden
ist, dass Sie inhaltlich mit den Einrichtungen, die es
in Itzehoe gibt, gar nicht befasst sind und gar nicht
wissen, was dort eigentlich passiert.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Sie verwechseln das Forschungsinstitut mit dem
Technologiezentrum. Bemühen Sie sich, und reden
Sie mit den Menschen, die vor Ort arbeiten. Prino-
vis ist als Beispiel schon genannt worden. Das ist
ein Ergebnis unternehmerischer Entscheidungen.
Der Kollege Arp hat es angesprochen. Es ist aber
auch ein Ergebnis des Strukturwandels.

An dieser Stelle möchte ich anmerken, dass sich die
Stadt Itzehoe und die Region um Itzehoe in den
vergangenen Jahren - das möchte ich hier zur
Kenntnis geben - aktiv um den Strukturwandel
und die Konsequenzen daraus bemüht haben. Alles,
was dort auf der Wiese steht - Innovationszentrum
und Fraunhofer-Institut - sind Entwicklungen, die
mit der Unterstützung von Ratsversammlungen und
von Kreistagen in den 90er-Jahren angeschoben
wurden. Alles das, was dort entstanden ist, ist das
Ergebnis der Bemühungen aus der Region.

Diese Unterstützung ist nicht immer kritiklos gewe-
sen. Es hat jahrelang gedauert, bis es eine Akzep-
tanz in der Region gegeben hat, dass für Hochtech-
nologieunternehmen Gewerbeflächen tatsächlich
freigehalten werden müssen. Manches Autohaus
hätte sich dort gern angesiedelt. Die Stadt, der
Kreis, die Region, sind standhaft geblieben. Das
zeigt sich jetzt in diesem Innovationsraum. Mit
PROKON, aber auch mit vielen anderen Unterneh-
men sind inzwischen Hunderte von Arbeitsplätzen
entstanden. Das ist Ergebnis der Aktivitäten in der
Region.

Ja, Itzehoe hat weitere Probleme, beispielsweise
was das Thema Einzelhandel angeht. Aber auch da
gibt es aktive Menschen, die sich darum kümmern
und diese Probleme angehen, alles das auch mit der
Unterstützung der Landesregierungen der Vergan-
genheit. Das muss man einfach sagen. Alles das,
was im Innovationsraum stattgefunden hat, ist von
vielen Landesregierungen begleitet worden. Auch
finanziell, im Bereich Forschung, ist eine ganze
Menge gelaufen. Ich bin überzeugt, dass das so
fortgeführt wird.
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(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Beispiel Prinovis hat gezeigt, dass sich die
Landesregierung natürlich im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten einsetzt, wenn es darum geht, für Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Region das Beste
aus einer katastrophalen Situation herauszuholen.
Dort ist noch weiterer Handlungsbedarf. Auch das
hat der Kollege Arp zwar kritisch angemerkt, aber
immerhin angemerkt. Natürlich brauchen wir jetzt
Entscheidungen, was die Liegenschaften angeht.
Auch in anderen Bereichen - davon bin ich über-
zeugt - wird die Landesregierung aktiv werden. Sie
ist in ständigem Kontakt, was das Thema dieser
Aktuellen Stunde angeht, mit allen Beschränkun-
gen, die damit verbunden sind. All das, was Sie hier
unterstellt haben, Herr Breyer, ist völlig aus der
Luft gegriffen.

(Vereinzelter Beifall SPD und CDU)

Ich weiß ehrlich nicht, warum wir hier eigentlich
diskutieren. Es ist Ihre übliche Methode, irgendwel-
che Behauptungen in die Welt zu stellen und dann
vehement gegen etwas anzugehen.

(Vereinzelter Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW)

Es ist so ein absurdes Verhalten, dass es sich gar
nicht lohnt, darüber zu reden. Aber unglücklicher-
weise haben wir diese Aktuelle Stunde. Damit will
ich jetzt schließen. - Danke schön.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Bernd Voß.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Welt retten, Regionen retten, Nichtübernehmen von
Konsequenzen aus dem Fall PROKON. - Ich finde
es schon ein bisschen unterirdisch, aus welchen
Motiven heraus die PIRATEN uns das hier präsen-
tieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist heute schon
mehrfach gesagt worden: Es handelt sich um ein
Unternehmen mit immerhin 1.300 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, circa 300 am Standort Itzehoe,
und circa 70.000 Genussscheininhabern - um nur
ein paar Daten zu nennen. Es handelt sich um den
realwirtschaftlichen Teil des Unternehmens, in dem
zukunftsfähige Produkte erzeugt werden.

Trotz vieler Gespräche - die haben Sie mit Sicher-
heit auch geführt -, ist es müßig, hier so zu diskutie-
ren. Das kippt schlicht und einfach nur Benzin ins
Feuer der Auf- und Abwärtsspirale eines Unterneh-
mens. Das können wir heute überhaupt nicht ge-
brauchen. Das dient keinem und niemandem und
erst recht nicht den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern vor Ort.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich werde mich zu keinem Detail äußern. Ich den-
ke, die Landesregierung hat sich klar positioniert.
Sie steht beratend zur Seite, und das ist gut so.

Welche Konsequenzen ergeben sich daraus? Ein-
mal stellen wir fest, dass wir am Finanzmarkt
nach wie vor einen grauen Markt haben, der trotz
Lehman überhaupt nicht geregelt ist. Ich kann nur
ganz kurz zusammenfassen: Den Schwarzen Peter
hat nicht die grüne Energie, den Schwarzen Peter
hat der graue Finanzmarkt. Hier kann ich nur an
die CDU appellieren, endlich zu handeln.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Sie sind schon seit Jahren in der Bundesregierung,
und da liegen die Defizite.

Der nächste Bereich, den ich ansprechen möchte,
bezieht sich auf die Verbraucherinnen und Ver-
braucher. Ich halte es für müßig zu sagen, dass
Verbraucherinnen und Verbraucher überall und im-
mer vor allem geschützt werden müssen. Wir stel-
len aber fest, dass es im Vertrag der Großen Koali-
tion keine Regelungen hierzu gibt, die uns bei der
Frage der Finanzierung der Verbraucherinnen- und
Verbraucherschutzarbeit voranbringt.

Im Koalitionsvertrag steht zwar, dass sich die Ba-
Fin demnächst auch um Verbraucherschutz küm-
mern soll. Bisher hat die BaFin in der Finanzwirt-
schaft nur darüber gewacht, ob die Rechtschreibung
in den Prospekten korrekt ist. Das reicht aber nicht
aus. Es müssen klare Regeln zur Stärkung der Ver-
braucherschutzarbeit her. Außerdem muss eine Fi-
nanzierung für die Verbraucherarbeit her, die verur-
sacherorientiert ausgestaltet werden kann, indem
diese durch Mittel finanziert wird, die die BaFin
eingetrieben hat. Dann würden den Verbraucher-
schutzzentralen die notwendigen Mittel für die Be-
ratung zur Verfügung stehen.

Ich möchte noch einen weiteren Bereich benennen,
der im Koalitionsvertrag der Großen Koalition lei-
der vollkommen auf der Strecke geblieben ist. Das
bezieht sich auf den Vorschlag, Einnahmen aus
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Kartellrechtsstrafen für die Verbraucherschutzar-
beit zu verwenden. Das waren in den vergangenen
Jahren zwischen 150 und 160 Millionen € jährlich.
Das würde die Verbraucherschutzarbeit im Land so
richtig voranbringen. Das ist aber nicht geschehen.
In der vorletzten Woche wurde der große Brocken
von mehr als 100 Millionen € Kartellrechtsstrafe
für ein Bierkartell bekannt. In die Verbraucher-
schutzarbeit fließt es aber nicht.

Es ist eine Region betroffen, in der nach der Wende
sehr viele Bundeswehrstandorte aufgelöst wurden.
Es ist eine Region betroffen, in der bei Prinovis
über 1.000 Arbeitsplätze abgebaut werden. Davon
betroffen ist im Übrigen auch die umliegende mit-
telständische Wirtschaft. Das wird noch erhebliche
Auswirkungen haben. Man kann jetzt schon sagen,
dass dadurch die Arbeitslosenzahlen in den näch-
sten Jahren um 1 % nach oben getrieben werden.
Das ist außerdem eine Region, die vom Behör-
denabbau und vom demografischen Wandel betrof-
fen ist.

Zugleich ist dies die Region, die den industriellen
Schwerpunkt Schleswig-Holsteins bildet. Diese Re-
gion hat das größte Industriegebiet Schleswig-Hol-
steins und wurde vor Jahrzehnten mit Milliarden
subventioniert. Es gibt dort 4.000 Arbeitsplätze.

Wir müssen feststellen, dass dort die Entscheidun-
gen in weltweiten Konzernzentralen gefällt wer-
den. Daher sind wir froh über eine starke mittel-
ständische Wirtschaft in der Region, die letztlich
das nachhaltige Rückgrat der Region bildet.

Der Nord-Ostsee-Kanal, der wichtig für die Region
und für die Industriestandorte entlang des Kanals
ist, ist in den vergangenen Jahren in einen desolaten
Zustand gefahren worden. Der Nord-Ostsee-Kanal
wird aber zum Glück im Koalitionsvertrag erwähnt.
Wir gehen einmal davon aus, dass das, was im Koa-
litionsvertrag erwähnt wird, auch umgesetzt wird.
Das wird letztendlich die Zukunft des Nord-Ostsee-
Kanals sichern.

Viel entscheidender für die Region ist allerdings die
Energiewende. Die Energiewende ist für diesen
Standort letztlich entscheidend. Sie macht diesen
Standort zum Zukunftsstandort für die Stromerzeu-
gung und -speicherung sowie für neue Technologi-
en. Daher ist es von entscheidender Bedeutung, wie
das Erneuerbare-Energien-Gesetz fortgeschrieben
wird und wie es tatsächlich möglich ist, erneuerbare
Energien und neue Technologien offensiv voranzu-
treiben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Entscheidend ist, inwieweit es möglich bleiben
wird, dass sich die mittelständische Wirtschaft dar-
an beteiligen kann. Ich denke, auch hierbei ist die
Landesregierung auf einem richtigen Weg. Sie
macht Druck, damit das, was angekündigt worden
ist, nicht so kommt, wie es zu befürchten war und
ist.

Außerdem gibt es eine intensive Hafenkooperati-
on.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, die Redezeit von 5 Minuten ist
abgelaufen.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ach so. Hier stand „10 Minuten“.

Präsident Klaus Schlie:

Deswegen sage ich das auch etwas vorsichtig.
10 Minuten waren zwar eingestellt, aber 5 Minuten
sieht die Geschäftsordnung vor.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Okay. Ich hätte es gleich durch zwei dividieren sol-
len. - Ich komme trotzdem zum Schluss.

Es ist geplant, in Brunsbüttel einen Multi-Purpose-
Pier mit Mitteln des Landes zu errichten. Das Land
steht dahinter. Außerdem haben wir im Bereich des
EFRE und des Wirtschaftsfonds für diese Region
über 30 Millionen € vorgesehen und auch Mittel
zur Stärkung der Westküstenregion. Darüber hinaus
sind im Bereich des ELER Mittel im Zusammen-
hang mit dem demografischen Wandel vorgesehen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, nun ist auch die 1 Minute Zu-
gabe rum, sodass ich Sie bitte, zu einem letzten kur-
zen Satz zu kommen.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Dann fasse ich das einmal so zusammen: Es geht
nicht um einen kurzfristig ausgerichteten Rettungs-
aktionismus, sondern es geht um eine konsequente
Politik, die nach vorn gerichtet ist - für die Regio-
nen in Schleswig-Holstein. Ich denke, wir sind ge-
rade in der Region Südwestholstein auf einem gu-
ten Weg, diese Politik umzusetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)
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Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Christopher Vogt. Auch er hat eine Redezeit
von 5 Minuten. Das war sicherlich etwas irrefüh-
rend, weil 10 Minuten Redezeit eingestellt waren.
Deswegen haben wir das ein bisschen laufen lassen.

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
wenn ich mit der grundsätzlichen Aussage der PI-
RATEN übereinstimme, dass es nicht die Aufgabe
des Landes ist, Unternehmen vor der Insolvenz zu
retten, finde ich den Antrag auf eine Aktuelle
Stunde nicht nur unglücklich, sondern auch unpas-
send.

(Beifall FDP und CDU)

Meine Damen und Herren, auch wenn wir vielleicht
keine Genussscheine von PROKON haben, so ha-
ben wir doch alle Zeitung gelesen und festgestellt,
dass ein Unternehmen in Schleswig-Holstein of-
fenbar Liquiditätsprobleme hat und die Geschäfts-
führung versucht, die drohende Insolvenz abzuwen-
den. Unabhängig davon, wie man das Geschäftsmo-
dell und auch die Geschäftsmethoden, die in letzter
Zeit öffentlich wurden, bewerten mag, so finde ich
diesen Antrag der PIRATEN nicht hilfreich für das
Unternehmen. Es geht immerhin allein in Schles-
wig-Holstein um rund 500 Arbeitsplätze, um Zulie-
ferer, um Subunternehmen, um mehrere hundert
Familien, die von einer Insolvenz betroffen wären.
Ich glaube, wir sollten uns nicht daran beteiligen,
das Unternehmen in die Insolvenz zu reden.

Insofern möchte ich etwas allgemeiner an das The-
ma herangehen. Es ist in der Tat nicht die Aufgabe
des Landes - insofern haben die PIRATEN nicht
ganz unrecht -, private Unternehmen durch Sub-
ventionen zu retten und die Insolvenz abzuwenden.
Das ist nicht die Aufgabe des Landes und auch
nicht die Aufgabe anderer staatlicher Institutionen.
Wir haben in Deutschland ein modernes Insolvenz-
recht.

Wenn es das Geschäftsmodell nicht hergibt, dass
das Unternehmen am Markt bestehen kann, dann
verschwindet es vom Markt. Das ist der Unter-
schied zwischen der Sozialen Marktwirtschaft und
der Staatswirtschaft. Das hat aber nichts mit sozia-
ler Kälte zu tun. Es ist wettbewerbsverzerrend, un-
fair und schlichtweg unsinnig, dass das Land an
dieser Stelle mit Subventionen eingreift.

(Beifall FDP und PIRATEN)

Deswegen sollte die Landesregierung die Finger
davon lassen. Es ist auch nicht so, dass niemand da-
von gesprochen hat, es gab durchaus entsprechende
Andeutungen vonseiten der Landesregierung, die
die Diskussion ausgelöst haben. Das muss man an
dieser Stelle wenigstens eingestehen.

(Beifall PIRATEN)

Meine Damen und Herren, es ist nicht so, dass von
einzelnen mittelständischen Unternehmen das Ge-
lingen oder Nichtgelingen der Energiewende in
Schleswig-Holstein abhängig ist. Vielmehr ist es
so, dass bestimmte Standorte in Schleswig-Holstein
Probleme haben. Die Kollegin Herdejürgen und der
Kollege Arp haben dies bereits bezogen auf den
Kreis Steinburg ausgeführt. Es zeigt sich ein massi-
ver Strukturwandel. Prinovis war ein schwerer
Schlag für die Region Unterelbe, für den Kreis
Steinburg und für die Stadt Itzehoe. Das haben wir
alle verfolgt.

Natürlich hat man in der Region die Herausforde-
rungen des Strukturwandels angenommen. Das
Land unterstützt das. Es ist in der Tat die Aufgabe
des Landes beziehungsweise der Landesregierung,
für entsprechende Rahmenbedingungen zu sorgen,
damit sich die Wirtschaft in der Region in Zukunft
besser entwickeln kann. Der Strukturwandel muss
sich so vollziehen, dass Arbeitsplätze in der Region
erhalten und neue geschaffen werden. Insbesondere
muss jungen Menschen in der Region eine Perspek-
tive geboten werden, aber nicht nur für die nächsten
zwei bis drei Jahre, sondern für die nächsten Jahr-
zehnte.

Meine Damen und Herren, es geht in der Tat dar-
um, Perspektiven zu schaffen und auch entspre-
chende Signale zu senden. Herr Kollege Voß, Sie
mögen das vielleicht nicht gern hören, aber es ist
für die Region aus unserer Sicht nicht nur unglück-
lich, sondern ein großes Problem, dass diese Lan-
desregierung keine einheitliche Haltung zum Wei-
terbau der A 20 hat. Das ist ein großes Problem,
meine Damen und Herren.

(Beifall FDP und CDU)

Ich kann Sie nur auffordern, endlich mit dem Her-
umlavieren aufzuhören und weniger Rücksicht auf
die Grünen zu nehmen. Herr Ministerpräsident, ich
frage mich - -

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Nein, wir reden nicht das Problem herbei. Frau
Kollegin von Kalben, es ist schon etwas komisch,
wenn man Probleme anspricht und einem daraufhin
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unterstellt wird, man rede die Region schlecht. Es
wäre schon eine Unart, wenn man keine Probleme
mehr ansprechen dürfte.

(Beifall FDP)

Frau von Kalben, ich kann verstehen, dass Ihnen
das unangenehm ist. Ich frage mich aber allen Ern-
stes, wie der Ministerpräsident und der neue „Tem-
po-60-Minister“ Meyer in Berlin für den Weiterbau
über die Elbe hinaus werben wollen, wenn es im ei-
genen Laden hierfür keine Mehrheit gibt. Das ist
ein Problem.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Herr Kollege Dr. Tietze, insofern hoffe ich, dass
der Ministerpräsident die breite Mehrheit im Land-
tag für den Weiterbau der A 20 nutzt und weitere
Aktionen unternimmt, um die Rahmenbedingungen
in der Region zu verbessern, damit es wirtschaftlich
wieder vorangeht. - Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Für den SSW hat Abgeordneter Lars Harms das
Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Kollege Breyer hat gerade eben gesagt,
eine Rettungsaktion mit Steuergeldern der Allge-
meinheit zugunsten eines Unternehmens wolle er
nicht haben. Genauso ist es. Das will keiner hier ha-
ben.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Deswegen ist der Antrag auf eine Aktuelle Stunde
völlig unnütz.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Hier im Parlament etwas einzufordern, was ohnehin
keiner will, tut wirklich nicht not, lieber Kollege
Breyer.

Wenn Sie sich informiert hätten, hätten Sie gese-
hen, dass man aufgrund der Kapitalstruktur des
Unternehmens als Land Schleswig-Holstein wahr-
scheinlich überfordert wäre, da überhaupt helfen zu
können. Sie müssten sich mit jedem der 75.000
Leute einzeln auseinandersetzen, um überhaupt et-
was auf die Reihe zu kriegen.

Es ist klar, dass das im konkreten Fall gar nicht gin-
ge, wobei - auch das muss man sagen - wir noch

gar nicht wissen, ob das Unternehmen überhaupt
gefährdet ist. Vielleicht sollte man sich da etwas
mehr zurücknehmen.

(Unruhe)

Ein kurzes Wort zu den Genussrechten, weil der
Kollege Voß gerade eben sagte, das sei ein Mittel
des grauen Marktes. Nur zur Information: Ge-
nussrechte gibt es schon sehr lange, sie sind eine
übliche Anlageform. Allerdings - auch das muss
man sagen - ist diese Form hoch risikoreich. Jeder
muss sich selbst genau überlegen, ob er in der Form
und ohne Mitspracherechte sein Geld anlegen will.
Ich mit meiner Persönlichkeitsstruktur würde so et-
was nicht tun, aber andere Leute sind da riskofreu-
diger. Das führt dazu, dass jetzt solche Diskussio-
nen entstehen können. Dass die Diskussion entstan-
den ist, hat auch etwas mit der Rechtsform zu tun.

(Unruhe)

Für uns als Land ist es wichtig, Arbeitsplätze zu
schaffen und zu erhalten. Das ist der Kern in der
Region. Insofern ist es richtig, was vom Wirt-
schaftsminister schon angedeutet wurde, dass man
Projekte durchaus unterstützen kann, um Dinge
weiterzuführen, die begonnen worden sind - wie
gesagt, immer im theoretischen Fall der Fälle, von
dem wir heute noch gar nicht wissen, ob er tatsäch-
lich eintreten wird.

Was ist eigentlich die Aufgabe des Landes Schles-
wig-Holstein? Unsere Aufgabe ist es, Wirtschafts-
förderung in der Breite und dort in der Region zu
betreiben. Deswegen gibt es die Westküsteninitia-
tive. 30 Millionen € werden extra für die Westküste
reserviert, zu der auch Steinburg gehört. Zum ersten
Mal in der Geschichte des Landes Schleswig-Hol-
stein werden dieser Region extra Gelder zur Verfü-
gung gestellt, ohne dass sie Konkurrenz fürchten
muss. Das wird im Land wahrscheinlich immer
noch nicht so wahrgenommen, aber das ist ein Rie-
sensatz nach vorn, den wir da machen. Das hilft
möglicherweise auch der Region dort und den Men-
schen, die jetzt noch bei PROKON beschäftigt sind.

Was wir dazu brauchen, ist Infrastruktur, richtig.
Wir machen eine Breitbandinitiative. Da wird viel
Geld in die Hand genommen, dafür wird insbeson-
dere Minister Habeck zuständig sein. Wir müssen -
gerade was Itzehoe angeht - die A 23 ausbauen und
den Lückenschluss dort hinbekommen. Das ist eine
entscheidende Größe, eine Lücke, die wir schließen
müssen, am liebsten noch in dieser Legislaturperi-
ode.
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Ja, es ist richtig, wir brauchen auch die A 20. Wenn
es möglich ist, die A 20 schneller zu bauen, indem
man eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 60 km/
h macht - ich bin kein Freund von solchen Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen, ich fahre gern
schnell -,

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD] und
Dr. Heiner Garg [FDP] - Unruhe)

wenn es denn hilft, sollte man das tun. Wenn man
das im Gespräch mit den Umweltverbänden hinbe-
kommt, können wir in dem Bereich möglicherweise
noch etwas korrigieren, was in der Planung anfangs
nicht so glücklich gelaufen ist.

Meine Damen und Herren, ob das Unternehmen
überhaupt gefährdet ist, wissen wir heute noch gar
nicht. Es sieht meiner Auffassung nach gar nicht
danach aus. Wir sollten das Unternehmen nicht
schlechtreden. Die beste Hilfe für das Unternehmen
ist, in diesem hohen Haus - was das Unternehmen
betrifft - einfach den Sabbel zu halten. Deswegen
wäre es sinnvoll gewesen, diese Aktuelle Stunde
gar nicht gehabt zu haben.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Eine weitere Wortmeldung liegt von Herrn Abge-
ordneten Heiner Rickers vor.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mir reicht das
jetzt! - Unruhe)

Heiner Rickers [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Voß, auch ich komme aus dem Wahl-
kreis Steinburg. Frau Herdejürgen, die strukturpo-
litischen Probleme sind uns allen bekannt. Ein
Glück, dass sich die Bundeswehr nach der Wende
aufgelöst hat, aber es musste der Verlust von
10.000 Arbeitsplätzen aufgefangen werden; Prino-
vis, all diese Diskussionen haben wir schon geführt.
Deswegen will ich dieses Fass nicht neu aufma-
chen.

Was mich aber wundert, ist, wenn man ein halbes
Jahr zurückdenkt - egal ob Genussscheinrechte,
oder wie auch immer das Anlageverfahren bei
PROKON letztendlich gestaltet war -, da haben
doch gerade die Grünen, Herr Voß, in die Hände
geklatscht, wenn dort irgendwo etwas von PRO-
KON organisiert, umgesetzt, investiert oder neu ge-
baut wurde. Dass jetzt die Handwerker als General-

unternehmen mit mehreren Millionen € in Itzehoe
vielleicht auf den Kosten sitzen bleiben und die
Subunternehmen nicht bedient werden können, ist
schwierig.

Ich wundere mich, dass Sie der Bundesregierung
Vorwürfe machen und sagen, die BaFin würde
nicht kontrollieren, was irgendwo am grauen Ka-
pitalmarkt wie und wo gestaltet werde. Das kann
doch eigentlich nicht angehen. Denn vor einem hal-
ben Jahr waren Sie ganz anderer Meinung.

Ich habe ein Zitat vom Geschäftsführer von PRO-
KON aus dem Jahr 2012 bei einer Werbeveranstal-
tung zum Verkauf der Genussrechte, das zeigt, wo
die Chancen liegen - ich zitiere mit Erlaubnis -:

„Ein Windpark kann kein wirtschaftliches
Risiko entwickeln.“

Damit sind die Leute überzeugt worden. Deswegen
fragt man sich: Kann das, was an Kapital noch vor-
handen ist - das sind vor allem die Windmühlen,
die gebaut sind oder nach der Planung noch umge-
setzt werden sollen -, in Zukunft genutzt werden?
Man fragt sich berechtigterweise, warum das Unter-
nehmen schlechtreden, wenn nicht auch die Mög-
lichkeit bestünde, dass die Banken nicht für 8 %
und nicht für 6 %, aber vielleicht für 3 % Verzin-
sung mit Krediten in das Unternehmen einsteigen.
Wir hoffen, dass das irgendwann ein positives Ende
nimmt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: HSH-Nordbank!)

Lars Harms, da muss ich Ihnen beipflichten: Wir
sollten ein Unternehmen, das in dieser Branche un-
terwegs ist und bestimmt auch harte Lernschritte
durchlaufen hat - ich erinnere an die Bereiche Bio-
Öl und nachwachsende Rohstoffe, zum Teil von
weither importiert - nicht schlechtreden, sondern
unterstützen.

Was wird aus den 75.000 Genussscheininhabern
und den 500 Arbeitsplätzen vor Ort? Das ist die
große Frage, und jetzt kommen meine Fragen - da
wäre die Landesregierung gut bedient, einmal nach-
zuhaken -: Wie ist ein solches Investment recht-
lich gestrickt? Was gibt es an Kündigungen von
Haltefristen? Welche Sachwerte - das habe ich an-
gesprochen - werden zukünftig noch für eine Ver-
wertung, wenn es wirklich zur Insolvenz kommen
sollte, zur Verfügung stehen? Und die Frage ist
ganz wichtig: Wie viele Kredite haben die Banken
in diesem Unternehmen stecken? Denn in der Regel
werden erst die Banken bedient und erst danach die
Genussscheininhaber. Wer hat die Anleger beraten?
Denn - auch das wissen Sie - Berater sind, wenn es
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zur Schadenersatzklage kommt, eventuell in Haf-
tung zu nehmen.

Daher ist mein Vorschlag an die Landesregierung:
Unterstützen Sie die Anleger bei der Aufklärung
dieser Fragen! Dann wäre vielen geholfen. Reden
Sie das Unternehmen nicht schlecht! - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Landesregierung hat der Minister
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie,
Reinhard Meyer.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Selten
war eine Aktuelle Stunde so überflüssig wie heute.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Ich sage das ausdrücklich mit Respekt vor dem
Landtag. Problematisch ist schon der Titel der Ak-
tuellen Stunde: Hier wird von einem „Fall PRO-
KON“ gesprochen. Liebe Fraktion der PIRATEN,
ich habe Ihnen angeboten, Sie als Fraktion zu infor-
mieren, vor dieser Aktuellen Stunde. Ich hätte gern
gesehen, dass Sie das in Anspruch genommen hät-
ten, weil wir natürlich in einer schwierigen Situati-
on sind, in der das Unternehmen in Itzehoe ums
Überleben kämpft. In dieser Situation Stellung zu
beziehen, ist nicht einfach, das wissen Sie ganz ge-
nau.

Meine Damen und Herren, „das Kapital ist ein
scheues Reh“. - Ein Zitat von Karl Marx, damit ich
wenigstens einmal in dieser Legislaturperiode ein
Zitat von Karl Marx gebracht habe.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Aber im Ernst, Anleger beobachten die Entwick-
lung ganz genau, lesen Zeitung. Hier wird viel Ver-
wirrung gestiftet. Wir können in dieser Situation
des Unternehmens doch nur Verantwortung zeigen,
indem wir uns zurückhalten. Herr Rickers, das gilt
auch für Sie, denn Sie haben den Pfad der PIRA-
TEN aufgenommen und hier über irgendwelche
Dinge spekuliert, die wir nicht genau beurteilen
können. Das sage ich ganz offen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Ja, wir sind mit dem Unternehmen natürlich im Ge-
spräch über die aktuelle Situation. Ja, wir haben
klar gesagt: Für dieses Unternehmen kann es keine
Finanzhilfen geben.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wir haben genauso klar gesagt: Unsere Sorge gilt
den Beschäftigten vor Ort in Itzehoe, in Schleswig-
Holstein. Laut Unternehmen sind das 313 am
Standort Itzehoe, insgesamt 340 in Schleswig-Hol-
stein, viele davon gut qualifiziert, Ingenieure, tech-
nische Angestellte, die wir im Land Schleswig-Hol-
stein dringend brauchen.

Doch es geht um mehr. Es geht um den Wirt-
schaftsstandort Itzehoe, den Kreis Steinburg, die
Region; das ist schon gesagt worden. Auch hier
stört mich der Titel der Aktuellen Stunde „Regio-
nen retten, nicht Unternehmen“. - Es tut mir leid,
aber das macht doch überhaupt keinen Sinn. Das
Ziel der Landesregierung heißt: Wir wollen Regio-
nen und Unternehmen stärken, und wir wollen Ar-
beitsplätze in diesen Regionen schaffen und si-
chern.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Es geht um Wertschöpfung. Es geht natürlich um
die produzierenden Teile bei PROKON und darum,
wie es damit weitergeht. Es geht gerade auch am
Standort Itzehoe um Strukturwandel.

Herr Arp, selbstverständlich nehmen wir den Ber-
telsmann-Konzern in die Pflicht, wenn wir über 30
ha am Standort Prinovis reden, die wir gemeinsam
herrichten wollen, damit sich in Zukunft Unterneh-
men an diesem interessanten Standort Itzehoe nie-
derlassen. Das ist selbstverständlich, denn ich glau-
be nach wie vor daran, dass die Energiewende und
die Windkraft Chancen insbesondere an der West-
küste schaffen.

Meine Damen und Herren, unsere Botschaft ist
ganz klar: Hier gehen keine Lichter aus, sondern
wir wollen gemeinsam mit den Akteuren vor Ort
für Zukunftschancen sorgen.

Damit die Verwirrung um ISIT und IZET aufge-
löst wird: Beide sind natürlich technologisch Perlen
am Standort Itzehoe.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Insbesondere das ISIT müssen wir mit seiner gan-
zen Forschungskraft des Fraunhofer-Instituts noch
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mehr nach vorn stellen. Denn Leistungselektronik
ist ein Bereich, der heute in der Forschung und in
vielen anderen Bereichen eine ganz große Rolle
spielt. Es gibt hier viele Unternehmen in Schles-
wig-Holstein, die man stärker miteinander verzah-
nen kann. Natürlich gibt es mittelständische Unter-
nehmen am Standort Itzehoe und in der Nähe - bei
Sterling SIHI angefangen bis zu Pohl Boskamp.
Natürlich gibt es - das ist hier viel zu kurz gekom-
men - den industriellen Kern der sogenannten
ChemCoast: von Holcim in Lägerdorf bis zur Raffi-
nerie in Heide mit dem Standort Brunsbüttel/Itze-
hoe mittendrin mit über 4.000 Arbeitsplätzen, vor
allem in der chemischen Industrie. Diesen industri-
ellen Kern wird die Landesregierung stärken.

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD] und
Dr. Ralf Stegner [SPD] - Hans-Jörn Arp
[CDU]: Und die Anbindung!)

Natürlich gehört dazu, dass wir Standortbekennt-
nisse haben. Wenn ein Unternehmen wie Sasol, um
zu erweitern, 100 Millionen € am Standort Bruns-
büttel investieren will, dann ist das ein Standortbe-
kenntnis für die Westküste. Das hat natürlich damit
zu tun, was wir als Landesregierung tun.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zur Infrastruktur: Ganz klar sind wir dabei, die
A 23 auszubauen. Wir befinden uns in der Planung
und im weiteren Vollzug des Ausbaus der B 5 zwi-
schen Itzehoe über Wilster nach Brunsbüttel. Natür-
lich wollen wir die westliche Elbquerung, natür-
lich wollen wir die A 20.

(Beifall SSW - Oliver Kumbartzky [FDP]:
Wer ist wir?)

Aber Herr Vogt, wenn Sie von Rücksichtnahme
sprechen, dann sage ich Ihnen einmal, was ich bei
der A 20 vorgefunden habe,

(Christopher Vogt [FDP]: Das weiß ich!)

dass man nämlich eine Philosophie bei der Planung
ohne Rücksicht auf irgendwelchen Naturschutz,
Umweltverbände oder Bürgerbeteiligung hatte, um
das Ganze voranzubringen. Das ist schiefgegangen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ich habe das leider
nicht geplant!)

Das werden wir jetzt heilen, und zwar so gut es
geht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Meine Damen und Herren, wir werden mit der
Westküsteninitiative zeigen, dass es geht, dass
man „Regionalpolitik in der Regionalpolitik“ ma-
chen kann. So hat das die Europäische Kommission
ausgedrückt. Wir werden übrigens die einzige Re-
gierung in Deutschland sein, die das macht. Wir
werden an der Westküste Modellregion für dieses
neue Förderprogramm über 30 Millionen € sein.
Das werden wir gemeinsam mit den Akteuren in
der Region gestalten, damit wir Zukunft an der
Westküste schaffen.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Das verstehen wir als Landesregierung darunter,
Regionen und Unternehmen zu stärken, Arbeits-
plätze zu sichern und zu schaffen. Ich werde mir
angewöhnen - weil immer Kritik und Zweifel
kommt - ein ganz altes Zitat aus Rom abzuwandeln
und zu sagen: Und im Übrigen bin ich der Auffas-
sung, dass die A 20 kommen muss. - Vielen Dank,
meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Martin
Habersaat [SPD]: Das war am Ende auch er-
folgreich!)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Wenn der Bedarf an Diskussion über die interes-
santen Zitate gestillt ist, würde ich gern fortfahren.

Damit ist der erste Teil der Aktuellen Stunde been-
det.

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie mit mir
auf der Tribüne die Vorsitzende der Gettorfer Tafel,
Frau Barbara Neusüß. - Herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe den zweiten Teil der Aktuellen Stunde auf:

Aktuelle Stunde
Teil 2
Erfolgreiche Energiewende nur mit dem Norden
- Zu den Eckpunkten der EEG-Reform

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Ralf Stegner,
der Fraktionsvorsitzende der SPD.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir dachten, am Mittwoch wäre eine sinnvolle Ak-
tuelle Stunde auch ganz schön. Deswegen reden wir
hier über die Energiewende. Die Energiewende ist
die größte Herausforderung für die Politik in
Deutschland seit der deutschen Einheit. Sie ist eine
große Herausforderung, sie ist insbesondere aber
auch eine große Chance, gerade für den Norden,
weil wir zur Wertschöpfung und Sicherung einer
Energie, die sowohl Versorgungssicherheit als auch
ökologische Vernunft und Bezahlbarkeit verbindet,
beitragen können. Das sind die drei Kriterien, die
wir an die Energiewende anlegen müssen. Darauf
legen wir ganz großen Wert.

Dazu gehört ein Fahrplan weg vom Zick-Zack der
vergangenen Legislaturperiode - rein in die Atom-
energie, raus aus der Atomenergie - und weg von
all den Dingen, die uns aufgehalten haben - wie
zum Beispiel die Streitigkeiten zwischen sieben
verschiedenen Ressorts. Das muss alles anders wer-
den, weil wir Planbarkeit brauchen, weil wir ver-
lässliche Rahmenbedingungen brauchen, und weil
wir es natürlich auch mit einem schwierigen Ge-
flecht an Herausforderungen von europäischer Seite
zu tun haben, die natürlich Druck macht, und wo
wir Schwierigkeiten haben werden, bis hin zu den
Interessen des Industriereviers in Nordrhein-West-
falen und den Interessen des Nordens.

Klar ist für mich, dass man die drei folgenden Kri-
terien zusammenbringen muss: Versorgungssi-
cherheit heißt, dass die Industrienation Deutsch-
land sicher sein muss, dass man unter verlässlichen
Rahmenbedingungen eine Energieversorgung hat.
Ökologische Vernunft muss heißen, so viel erneu-
erbare Energien wie möglich und nicht so wenig
wie möglich. Und Bezahlbarkeit muss heißen,
dass wir darauf achten müssen, dass es nicht nur
den Besitzer des schicken Lofts gibt, der sich eine
Solaranlage leisten kann, sondern dass die norma-
len Mieter und die normalen Menschen bezahlen
können, was wir an Energiewende voranbringen -
und übrigens die Unternehmen auch. Deswegen ist
es natürlich auch richtig, dass, wenn sich die Wind-
energie rechnet, dann auch die Förderung reduziert
wird. Das muss man akzeptieren.

Was meiner Meinung nach aber falsch ist, ist das
einzuschränken, was am billigsten und am vernünf-
tigsten ist, wovon wir am meisten haben und was
erneuerbar ist, was die Menge angeht. Das ist
falsch. Deswegen müssen wir darüber auch reden.
Ich finde es übrigens auch falsch, wenn wir Punkte
wie Direktvermarktung haben, die Bürgerwind-

parks am Ende unmöglich machen. Das kann nicht
unser Ziel sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Deshalb gilt natürlich, was wir als Koalition hier
immer gesagt haben: Die Landesinteressen kom-
men zuerst. Das gilt für die rot-grün-blaue Koaliti-
on: Die Landesinteressen kommen zuerst. Deswe-
gen werden wir uns auch einbringen. Sigmar Gabri-
el ist Norddeutscher, deswegen versteht er
durchaus, was in Norddeutschland gesagt werden
muss, so wie der Ministerpräsident das getan hat -
fortiter in re, suaviter in modo -, klar und deutlich
zum Ausdruck zu bringen, was unsere Interessen
sind.

(Martin Habersaat [SPD]: Das hast du so ge-
sagt, Torsten? - Weitere Zurufe - Heiterkeit
und Beifall)

Das heißt auf Deutsch: hart in der Sache, moderat
im Ton. Das ist mein Lieblingszitat.

(Heiterkeit und Beifall)

Das ist eine gute Art und Weise, um Dinge voran-
zubringen.

Nun hat Sigmar Gabriel sehr schnell einen Vor-
schlag gemacht. Es ist übrigens auch gut so, dass
der Vorschlag so schnell kommt, denn wir müssen
auch wegen Europa handlungsfähig sein und bis
zum Sommer zu einem Entschluss kommen. Aber
jeder weiß - nicht nur vom struck’schen Gesetz,
was ein sehr kluges Gesetz ist, sondern auch von
den Abläufen, die nötig sind -, dass man sich ver-
ständigen muss. Die Große Koalition hat keine
Mehrheit im Bundesrat. Sie braucht die Unterstüt-
zung von Ländern, auch von so wichtigen Ländern
wie dem Land Schleswig-Holstein, das in der Frage
der Energiewende natürlich ein Schlüsselspieler ist.
Deswegen werden wir uns mit der Bereitschaft zum
Kompromiss einbringen - ganz eindeutig.

Ich sage aber auch: Es ist ein vitales Landesinter-
esse, dass die Energiewende funktioniert. Sie wird
nur funktionieren, wenn wir da, wo der Wind am
kräftigsten weht - das tut er nicht in Süddeutsch-
land, wo manche Anlage geradezu angepustet wer-
den muss -, im Land zwischen den Meeren, das tun,
was wir tun können, um die Energiewende zum Er-
folg zu führen.

Sie werden erleben, dass diese Energiewende nicht
nur eine Herausforderung ist, sondern etwas, was
wir so mit Leben erfüllen müssen, dass Arbeits-
plätze geschaffen werden, dass wir den Wohlstand
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in der Zukunft sichern und dass wir in der Tat auch
diesen Dreiklang buchstabieren. Manch einer hat
immer nur das eine oder das andere im Sinn. Ich sa-
ge aber noch einmal: Es müssen Versorgungssi-
cherheit, ökologische Vernunft und Bezahlbarkeit
zusammenkommen. Dafür werden wir sorgen.

Daran werden wir arbeiten, und Sie werden erleben,
dass wir einen guten Kompromiss finden werden.
Wir werden uns nicht hundertprozentig durchset-
zen, denn wir sind nicht allein auf der Welt, aber es
werden die entscheidenden Dinge passieren, die
notwendig sind. Ich bin sehr froh darüber, dass wir
in den letzten Tagen hören durften, dass uns auch
die Opposition dieses Hauses in dieser Frage unter-
stützt. Dann muss das ja klappen. - Vielen herzli-
chen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Oppositions-
führer, Herrn Abgeordneten Johannes Callsen, das
Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es mag
dieses Hohe Haus etwas irritieren, aber mein Ein-
stiegssatz in die Rede ist fast so ähnlich, wie die des
Kollegen Dr. Stegner,

(Zuruf SPD: Oh!)

nämlich der, dass die Energiewende für Schleswig-
Holstein in der Tat nicht nur eine Herausforderung
ist, sondern auch eine große Chance.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Unser Land hat sich in den letzten Jahren zu einem
führenden Windkraftstandort entwickelt. Wir
wollen, dass das auch in Zukunft so bleibt. Wir
wollen nach dem Ausstieg aus der Kernenergie
Stromexportland bleiben. Das haben wir schon in
der vergangenen Legislaturperiode festgelegt. Wir
wollen hier im Land Arbeitsplätze schaffen und
halten, und wir wollen vor allem auch die Wert-
schöpfung aus der Energie für Schleswig-Holstein
gewinnen. Dafür war im Übrigen die Ausweisung
neuer Windeignungsflächen durch die CDU/FDP-
Landesregierung eine ganz entscheidende Voraus-
setzung. Denn nur damit sind wir jetzt gut gerüstet,
um von den Ausbauzielen auf Bundesebene zu pro-
fitieren.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es geht aber auch darum - und der Kollege
Dr. Stegner hat es angesprochen - Strompreisstei-
gerungen durch die EEG-Umlage zu vermeiden.
Denn steigende Strompreise sind nicht nur eine Be-
lastung für die Bürgerinnen und Bürger, für unsere
Verbraucher, sondern sie sind auch eine Belastung
für die Industrie und das Handwerk, für unseren
Mittelstand in Schleswig-Holstein. Um hier die
richtige Balance zu erreichen, die Ausbauziele er-
neuerbarer Energien zu erreichen und die Strom-
preissteigerung zu vermeiden, ist eben eine Reform
des EEG notwendig und unumgänglich.

Im Koalitionsvertrag in Berlin haben CDU und
SPD klar vereinbart, dass für den Ausbau der
Windkraft die - ich zitiere -

„guten Standorte … auch zukünftig wirt-
schaftlich genutzt werden können“.

Ich sage deutlich: Das ist ein klares Bekenntnis der
Bundesregierung zur Windenergie in Schleswig-
Holstein.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU], Astrid Dame-
row [CDU] und Tobias Koch [CDU])

Deswegen müssen bei der Festlegung der Vergü-
tungshöhen die Interessen des Landes auch im
weiteren Verfahren gewahrt werden. Die Eckpunk-
te von Bundeswirtschaftsminister Gabriel haben nur
in der Windkraftbranche für Unruhe gesorgt. Es
darf nicht dazu kommen, dass die erfolgreiche Win-
denergie in Schleswig-Holstein durch diese Vor-
schläge ausgebremst wird.

Deswegen erwarten wir, dass wir im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens noch Veränderungen in
diesem Sinne bekommen. Das gilt für die Vergü-
tungshöhen, das gilt aber auch für den Zubaudeckel
von Windenergie an Land, und es gilt auch für den
Ersatz der festen Einspeisevergütung durch Aus-
schreibungen ab 2017. Auch bei der Frage der Bür-
gerbeteiligung oder dem Ausbau von Bürgerwind-
parks muss der Bundeswirtschaftsminister noch
nacharbeiten. Gerade die Bürgerwindparks sind es
nämlich, die sich in Schleswig-Holstein als Erfolgs-
modell erwiesen haben. Sie sind wichtige Voraus-
setzungen, um unsere Ausbauziele in der Wind-
energie zu erreichen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Über diese Punkte wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren im Interesse unseres Landes zu re-
den sein.
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Aber, Herr Ministerpräsident: Es reicht nicht, mal
wieder mit dem Finger nach Berlin zu zeigen. Das
Land muss auch seine eigenen Hausaufgaben ma-
chen. Das Land Schleswig-Holstein, die Landesre-
gierung, hat eine eigene Verantwortung, wenn es
um die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende
geht. Denn nur wenn der Strom, der hier kosten-
günstig produziert wird, auch zu den Verbrauchern,
zu den Industriebetrieben, die es brauchen, abgelei-
tet werden kann, lohnt sich die Förderung. Hier
muss die Landesregierung mehr erreichen.

Die SPD - haben wir der Zeitung entnommen - will
die neue 380-kV-Leitung in Ostholstein noch ein-
mal auf den Prüfstand stellen und hinterfragen. Da-
bei ist doch gerade sie doch für den erfolgreichen
Netzausbau entscheidend und für den Transport des
Windstroms erforderlich. Hier darf es keine Verzö-
gerung geben.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Quatsch!)

Wir geben Ihnen im Rahmen dieser Plenartagung
natürlich gern die Chance, sich klar zu unserem An-
trag und damit zum Netzausbau in Ostholstein zu
bekennen.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wir haben uns schon bekannt! -
Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Wunderbar. Dann sind wir gespannt auf die Ab-
stimmung.

Der Energiewendeminister rühmt sich damit, dass
im vergangenen Jahr doppelt so viele Windkraft-
anlagen in Schleswig-Holstein genehmigt worden
seien. Das ist nebenbei gesagt auch logisch, weil
die Windeignungsflächen von CDU und FDP stär-
ker ausgewiesen und verdoppelt wurden. Es liegen
aber immer noch weit mehr als 450 Genehmigungs-
anträge von Investoren bei den Landesbehörden auf
dem Schreibtisch. Viele von ihnen - und das wissen
wir aus zahlreichen Gesprächen - warten seit Mona-
ten auf eine Genehmigung, obwohl sie alle Unter-
lagen vorgelegt haben. Herr Habeck, die Investoren
stehen bereit. Die Investoren haben ihre Unterlagen
vorgelegt, und sie warten auf Ihre Entscheidung. Es
darf nicht dazu kommen, dass durch einen x-belie-
bigen Stichtag bei der EEG-Novelle diese Investo-
ren hinten herunterfallen.

(Beifall CDU - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Bundeswirtschaftsminister muss beim EEG
nacharbeiten, und die Landesregierung muss ihre

Hausaufgaben beim Netzausbau in Schleswig-Hol-
stein und bei der Genehmigung neuer Windkraftan-
lagen machen. Dann führt die Energiewende für un-
ser Land tatsächlich zum Erfolg. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren!
Herr Callsen, das war doch schon fast zum Mitklat-
schen. - Die entscheidenden Gesichtspunkte in
der aktuellen Energie- und EEG-Debatte sind ers-
tens die Mengenbegrenzung der Onshore-Wind-
energie, zweitens die Vergütungshöhe, drittens die
Direktvermarktungselemente, viertens Über-
gangsregelung und Vertrauensschutz. Herr Call-
sen, Sie sagten schon, wie wichtig das für unsere
Investoren ist.

Die Regelungen des Offshore-Windenergiemarktes
sind für die Unternehmen der erneuerbaren Energi-
en in Schleswig-Holstein entscheidend.

Weitere wichtige Punkte für uns im Norden sind
die Reichweite der Vergütung in windschwäche-
ren Gebieten, die sogenannte 60-%-Regelung. Ich
habe nichts dagegen und befürworte es sehr, wenn
im Süden der Republik auch Windmühlen gebaut
werden. Ihre Stromerzeugungskosten liegen weit
unter den Kosten von Offshore-Windenergie, wer-
den zum großflächigen Ausgleich und zur Harmo-
nisierung der Produktion beitragen können.

Befreiungstatbestände der EEG-Umlage und Netz-
nutzungsentgelte sind weitere Punkte. Außerhalb
des EEG interessieren natürlich auch Fragen wie
Kapazitätsmärkte, intelligente Netze, das sogenann-
te Strommarktdesign - für das sich sicherlich ein
schöneres Wort finden ließe - Standardlastprofil,
Bilanzkreis, Ex-Ante-Ausgleich, Managementprä-
mie und so weiter. Bei allem, was wir dort finden,
muss doch die Frage erlaubt sein, ob der hoch regu-
lierte und in allen Sektoren subventionierte Strom-
sektor für sich das Wort Markt wirklich beanspru-
chen darf. Denn der schwankende Preis mit seinen
Kurven erreicht den Endkunden nicht. Der Endkun-
de existiert nicht. Was als Kurve vor dem Zähler

3626 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 45. Sitzung - Mittwoch, 22. Januar 2014

(Johannes Callsen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D282&format=WEBVOLLLANG


ankommt, geht hinter dem Zähler als Strich weiter.
Sie alle zahlen Ihre 24,3 Pfennige.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Pfennige sind vor-
bei!)

- Cent meine ich natürlich. - Das Marktgeschehen
vor dem Zähler wird überhaupt nicht an den Kun-
den weitergeleitet.

Lügen pflastern den langen Weg der Energiewende.
Erstens. Ich erinnere nur daran, dass einmal be-
hauptet wurde: Mehr als 1 % erneuerbare Energien
sei absolut technisch netzunverträglich - inzwischen
haben wir 25 %; die Lichter gingen aus, wenn wir
keine Atomenergie hätten, und die Verlängerung
der Laufzeit für Atomkraftwerke der letzten Legis-
laturperiode wurde uns als Energierevolution ver-
kauft.

Hier und heute haben wir es auch mit einem ähnli-
chen Phänomen zu tun. Das Wort heißt Strom-
preisbremse. Die EEG-Umlage wird als Maßstab
dafür herangezogen, wie teuer doch die Energie-
wende sei.

Dazu sage ich Ihnen: Die Energiewende enthält
viel, viel und überwiegend viel Vergangenheitskos-
ten, im Wesentlichen die Ausbauquoten im Photo-
voltaiksektor.

Zweitens. Der Anteil der Windenergie trägt nur mi-
nimal zur Erhöhung der EEG-Umlage bei, etwa in
der Größenordnung von 0,2 %.

Drittens. Die Befreiung gerade großer Energiever-
braucher wird durch die EEG-Umlage umgerechnet
und auf die Kunden verteilt.

Viertens gibt es den paradoxen Effekt, die EEG-
Vergütung am Börsenpreis zu messen. Da spielt der
sogenannte Merit-Order-Effekt eine Rolle, nämlich
dass die Preise des Stromes ja von der Deckung der
variablen Kosten abhängig sind.

Diese sind bekanntlich bei Wind und Sonne gleich
null. Es heißt ja auch: Der liebe Gott schickt für
Wind und Sonne keine Rechnung. Damit drücken
sozusagen die erneuerbaren Energien den Preis für
Strom an der Börse nach unten. Die großen Kohle-
kraftwerke, die nicht abschalten können, sorgen
mitunter sogar für das Paradoxon negativer Börsen-
preise.

Meine Damen und Herren, Photovoltaik und Wind-
energie sind heutzutage die Billigmacher der Ener-
giewende. Wir liegen mit den Kosten für Wind-
energie zum Beispiel unterhalb der Neubaukosten
für Kohlekraftwerke.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Meine Damen und Herren, wir wollen eine Ak-
teursvielfalt im Markt erhalten; wir wollen die
KMU-Strukturen bewahren; wir wollen die Bürger-
windparks und -solarparks erhalten. Es führt kein
Weg zurück zu den Monopolen und riesigen zentra-
len Großkraftwerken.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir teilen die Analyse
des Bundeswirtschaftsministers, dass es weiterhin
technologiespezifischer Förderungen bedarf. Im
alten EEG steht allerdings das Wort „mindestens“
vor den Ausbauzielen. Dieses wollen wir erhalten
und keine Deckelung der Mengen. Es ist doch ein
Absurdum: Gerade die Energiequellen, die billig
werden, sollen plötzlich gedeckelt werden.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, schauen Sie bitte auf die Uhr!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident, ich komme zum Schluss.

Meine Damen und Herren, zusammengefasst: Das
Gabriel-Papier, sein Novellierungsvorschlag für das
EEG, bietet eine brauchbare Diskussionsgrundlage.
Das Albig-Papier, die Überlegungen unseres Minis-
terpräsidenten, ist die richtige Antwort des Nordens
darauf - nicht nur aus Landessicht, sondern auch
aus Sicht der Energiewende insgesamt.

Bei aller Kritik an der Strompreisbremse - diesem
Kampfbegriff -, wollen auch wir die Energiewende
kostengünstig organisieren.

Präsident Klaus Schlie:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich komme zum letzten Satz, Herr Präsident.

Die große Einigkeit hier im Land ist eine Chance.
Wir müssen die Vorschläge im Ausschuss verein-
heitlichen und diskutieren, um uns mit einer Stim-
me aus dem Norden in die Energiewende in
Deutschland einzumischen. - Meine Damen und
Herren, ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat deren Vorsit-
zender, Herr Abgeordneter Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mich hat es nicht gewundert, dass der Kollege Call-
sen den ersten Satz des Kollegen Stegner zu seinem
eigenen Satz gemacht hat. Denn seitdem die Union
mit der SPD im Bund in einer Großen Koalition ist,
gibt es eine stille Beteiligung der CDU-Landtags-
fraktion an der Landesregierung hier.

(Heiterkeit und Zurufe)

Aber auch bei stillen Beteiligungen kann man das
Kapital verlieren.

(Vereinzelter Beifall FDP)

Bedauerlicherweise ist eine Aktuelle Stunde kein
Ort, um Einzelfragen der Energiewende wirklich
seriös diskutieren zu können. Das sollten wir dann
machen, wenn wir dazu eine Vorlage aus Berlin ha-
ben.

Herr Dr. Stegner, erlauben Sie mir eine Bemer-
kung. Ich habe mich gefragt: Wie kriegen Sie jetzt
bloß die Wende hin? Der Inhalt des Papiers, was
der Kollege Gabriel vorgelegt hat, der Bundeswirt-
schaftsminister, entspricht nämlich exakt dem, was
das Bundeswirtschaftsministerium auch schon ein-
mal aufgeschrieben hatte, als Philipp Rösler noch
Wirtschaftsminister war.

(Vereinzelter Beifall FDP)

Die Verwaltung hat gelegentlich das Gefühl: Minis-
ter kommen und gehen, das, was wir im Kopf ha-
ben, bleibt bestehen. Das ist gelegentlich so. Ich
kann mich aber noch daran erinnern - wir sammeln
gerade die Zitate -, wie schlimm das im letzten Jahr
alles war, was dort aufgeschrieben worden war:
furchtbar. Es wurde gesagt, die Energiewende wür-
de dadurch torpediert werden, es gebe eine Kohle-
renaissance. Ich bin gespannt, Herr Kollege Schul-
ze, wie Sie die Renaissance im Revier, sprich der
Braunkohle in Nordrhein-Westfalen, rechtfertigen
werden, auch angesichts der Klimaziele, die wir ha-
ben. Es ist einfach wunderbar, das alles aufzulisten.

Wir haben uns an die Seite des Ministerpräsidenten
gestellt, weil wir uns schon gefragt haben, warum
die Totalrevision des EEG auf das Jahr 2018 ver-
schoben worden und man jetzt versucht ist, an klei-
nen Stellschrauben zu drehen. Auch wenn man nur
an kleinen Stellschrauben dreht, dann dreht man an
der falschen Stelle. Denn die Überlegung, dort, wo

die Windenergie effizient ist, die Förderung sozu-
sagen zu senken und dafür die Förderung dort bei-
zubehalten, wo die Windenergie nicht effizient ist,
mag vordergründig plausibel erscheinen, ist aber
ökonomischer Unsinn. Das ist schlicht und ergrei-
fend ökonomischer Unsinn.

Die spannende Frage ist doch: Was sind die geeig-
netsten Standorte im Wettbewerb untereinander?
Das sind nicht die, die jetzt im Süden gefördert
werden, wo kaum Wind bläst, sondern das sind die
an der Küste in Niedersachsen, in Schleswig-Hol-
stein, nämlich an der Westküste, an der Nordseekü-
ste, die heute schon Strom zu Preisen generieren
und erzeugen können, der vergleichsweise günstig
ist, und die keine Wettbewerbssituation mit anderen
Energieträgern scheuen müssen.

Also muss unsere Forderung doch sein, wenn wir
schon in diesen Bereich hineingehören - da hat der
Ministerpräsident recht -, sich darauf zu konzentrie-
ren, die Windkraftanlagen Onshore in Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und möglicherweise
Mecklenburg-Vorpommern zu bauen und darauf
zu verzichten, den Schwarzwald abzuroden, nur da-
mit die baden-württembergischen Freunde auch das
Gefühl haben, sie seien bei der regenerativen Ener-
gie mit dabei. Es macht auch keinen Sinn, halb
Bayern zu planieren, weil die Bayern das Gefühl
haben, selbst wenn es dort teurer ist, errichteten sie
ihre Anlagen - wie Söder einmal gesagt hat - nach
der Devise: Dann bleibt die Wertschöpfung wenig-
stens bei uns. Das ist lokal- und regionalpolitisch
vielleicht sinnvoll gedacht, aber das ist ökonomi-
scher Unsinn, und das wird die Energiewende eher
torpedieren als es sie beflügeln wird.

(Beifall FDP und Lars Harms [SSW])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Kubicki, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung des Herrn Abgeordne-
ten Matthiessen?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Selbstverständlich, Herr Präsident. Obwohl das bei
Aktuellen Stunden eigentlich ungewöhnlich ist.

Präsident Klaus Schlie:

Ja, das ist eine großzügige Auslegung.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Es wurde eben gesagt, dass das
wohl möglich ist.
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Herr Kollege Kubicki, vor dem Hintergrund
auch meiner Ausführungen, dass in Süd-
deutschland eine Windmühle heutzutage
günstiger Strom produziert als - auch auf
mittlere Sicht - eine Offshore-Anlage, stellt
sich die Frage, ob Sie für oder gegen Offsho-
re-Windenergie sind.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Offshore in Süd-
deutschland! - Heiterkeit)

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ich wollte gerade sagen: Offshore im Süden ist
wahrscheinlich nur am Bodensee oder am Chiem-
see möglich, ansonsten nicht. Herr Matthiessen, las-
sen Sie uns das inhaltlich vielleicht nicht gerade im
Rahmen einer Aktuellen Stunde diskutieren, denn
da sind diese Fragen: Sind sie dafür oder dagegen?,
relativ sinnlos. Selbstverständlich akzeptiere ich die
Auffassung unseres Bundeswirtschaftsministers,
dass Offshore-Anlagen dazu beitragen können,
Windenergie grundlastfähig zu machen, weil sie
durch die Verteilung schlicht und ergreifend dazu
beitragen können, Kohlekraftwerke oder andere
Kraftwerke im Grundlastbereich überflüssig zu ma-
chen. Das akzeptiere ich zunächst einmal, ohne das
zu hinterfragen.

Noch einmal: Auch im Offshore-Bereich wird na-
türlich mit der technischen Entwicklung, mit der
Anzahl der Anlagen, die errichtet werden, sich auch
die Kostenstruktur verändern. Damit werden auch
die Preise sinken. Das ist selbstverständlich so. Das
war im Windenergiebereich genau das Gleiche.
Auch die ersten Onshore-Anlagen, die wir gebaut
haben, haben noch zu höheren Kosten produziert
als es die Offshore-Anlagen gegenwärtig tun.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, ich habe mich schon ge-
fragt - der Kollege Stegner kennt ja den Politikbe-
trieb sehr genau -, was denn der Kollege Stegner im
Hinblick auf den Ministerpräsidenten und seine Äu-
ßerungen gegenüber dem Bundesvorsitzenden der
SPD und dem Bundeswirtschaftsminister nun sagen
wird. Ich habe mich gefreut: Nummer 6 lebt!

(Heiterkeit FDP)

Er hat erklärt - ich darf das zitieren -: Nur wenn der
noch richtig besser wird - der Entwurf des Bundes-
wirtschaftsministers - werde Schleswig-Holstein
zustimmen können. - Herr Kollege Dr. Stegner, hier
nehmen wir Sie beim Wort. Denn ich bin sicher,
nach Meseberg wird das Kabinett das Eckpunktepa-
pier des Bundeswirtschaftsministers beschlossen

haben. Dann geht es nachher nicht mehr um die
Frage, was ist inhaltlich richtig oder nicht, sondern
um die Frage, wie das mit der Gesichtswahrung ist.
Ich bin gespannt, ob Ihre von mir vorgetragene
Aussage Bestand haben wird, wenn es hart auf hart
kommt, wenn es darum geht, dass eine Mehrheit im
Bundesrat hergestellt werden muss, um das erste
große Projekt der Großen Koalition in Berlin, näm-
lich die Novellierung des EEG, ins Werk zu setzen.
Ich bin gespannt, ob Sie das dann durchhalten wer-
den.

(Beifall FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Kubicki, gestatten Sie eine wei-
tere Bemerkung des Herrn Abgeordneten Dr. Steg-
ner?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Besonders gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Kubicki, zum Ersten würde ich schon gern
für das Protokoll richtigstellen, dass das, was
der Bundeswirtschaftsminister gerade in Me-
seberg einbringt, mitnichten dem entspricht,
was Herr Rösler getan hätte. Das wissen alle
Beteiligten, und das wollte ich nicht so gern
hier stehen lassen.

Zum Zweiten wundert mich ein bisschen Ihre
Auffassung, dass Sie glauben, es habe etwas
mit Gesichtswahrung zu tun, wenn sich Ent-
würfe im Lauf von parlamentarischen Ver-
fahren und im Verhältnis zwischen Bund und
Ländern weiterentwickeln. Das war bei Ihrer
„Hotelsteuer“ so, aber bei der Energiewende
machen wir das anders.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW - Zurufe
FDP: Tätä tätä!)

- Das war ja keine Frage, sondern eine Feststellung.
Ich nehme diese Feststellung jetzt zur Kenntnis,
Herr Dr. Stegner. Wir werden schauen, wie sich das
im parlamentarischen Verfahren ändert, und wir
werden dann sehen, was am Schluss dabei heraus-
kommt. Wir dokumentieren Ihnen das einmal, dass
es ein Papier aus dem Bundeswirtschaftministerium
gibt - noch aus der Amtszeit von Philipp Rösler -,
das genau die Elemente enthält, die Herr Gabriel
vorgestellt hat.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])
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Das ist ja nicht über Weihnachten auf seinem Mist
gewachsen - logischerweise -, und es widerspricht
in Teilbereichen auch dem, was die SPD in ihrem
Bundestagswahlprogramm drin hatte - und das, oh-
ne dass man vorher mit der Union in Koalitionsver-
handlungen hätte treten müssen.

Aber lassen wir uns das in Ruhe vorlegen und dann
im Detail debattieren. Nur noch einmal: Es kann
auf Dauer nicht richtig sein - da wird der Minister-
präsident auf meiner Seite stehen -, dass man solche
Vorschläge wie von Frau Aigner, die ja Wirt-
schaftsministerin in Bayern ist und der die Höhen-
luft möglicherweise nicht bekommen ist, folgt und
dauerhaft Subventionen in einen Bereich hinein-
bringt, der in Teilbereichen schon ökonomisch
sinnvoll eigenständig agieren kann, und das auch
noch mit Krediten finanzieren will, die künftige
Generationen, von denen wir wissen, dass sie ohne-
hin schon sehr viele Lasten auf ihren Schultern ha-
ben werden, noch weiter bezahlen sollen.

(Vereinzelter Beifall FDP)

Lassen Sie uns in Ruhe abwarten, was vorgelegt
werden wird. Und lassen Sie uns abwarten, wie der
künftige stellvertretende Bundesvorsitzende der
SPD hier im Hohen Haus agieren wird. Darauf bin
ich sehr gespannt. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir den ge-
schäftsleitenden Hinweis, dass in unserer Ge-
schäftsordnung in § 32 für Aktuelle Stunden zwar
nicht ausdrücklich erlaubt ist, dass Zwischenfragen
oder Zwischenbemerkungen gestellt oder gemacht
werden, es ist ausdrücklich aber auch nicht unter-
sagt. Bei einer großzügigen Auslegung, lieber Herr
Kubicki, und vor dem Hintergrund meiner Erkennt-
nis, dass Sie auf solche Dinge gern eingehen, habe
ich sie zugelassen. Ich glaube, das entspricht auch
dieser Diskussion.

Ich erteile für die Fraktion der PIRATEN deren
Vorsitzendem das Wort, Herrn Abgeordneten Tor-
ge Schmidt. - Pardon, Frau Abgeordnete Beer, das
ist bei mir nicht so angekommen. Dann erteile ich
Frau Abgeordneter Angelika Beer das Wort.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist schon eine etwas kuriose Situation, dass wir
hier über ein Papier diskutieren, das zwar einige
wenige kennen, weil sie gute Kontakte zur Bundes-

SPD haben, aber die Mehrzahl unserer Kollegen
hier im Landtag dieses Papier von Herrn Gabriel
überhaupt nicht kennt.

(Martin Habersaat [SPD]: Auf welcher
Grundlage basierte denn die letzte Aktuelle
Stunde? - Heiterkeit)

Weil dieses Thema jede Bürgerin und jeden Bürger
in Schleswig-Holstein betrifft, will ich versuchen,
einige Kernpunkte der Entwicklung der Energie-
wende herauszuarbeiten, die wir als PIRATEN für
entscheidend halten. Um zu verdeutlichen, dass wir
das sehr ernst nehmen und nachdem wir von der
Landesregierung nichts bekommen haben, haben
wir uns an das Bundeswirtschaftsministerium ge-
wandt. Von dort gibt es keine Antwort. Sie wollen
oder können es uns nicht geben. Für die Staatskanz-
lei gilt das Gleiche. Die Bürgerinnen und Bürger
haben ein Grundrecht darauf zu wissen, was in Ber-
lin besprochen wird und was am Ende dabei her-
auskommt.

Erstens. Wir hören, dass der Bundeswirtschafts-
minister den Zubau an Wind- und Solarenergie
auf 250 MW pro Jahr begrenzen will. Das halten
wir PIRATEN eindeutig für falsch. Allein der Um-
stand, dass ein Wirtschaftsminister planwirtschaftli-
che Instrumente erwägt, macht uns hellhörig und
misstrauisch.

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Für den richtigen Weg halten wir eine stufenweise
Reduzierung der durch das EEG garantierten Zula-
ge.

Zweitens. Das Industrieprivileg - so hören wir -
soll um rund ein Fünftel reduziert werden. Das hal-
ten wir für deutlich zu wenig. Es geht auch in die
falsche Richtung. Sinnvoller wäre, festzulegen,
welche Betriebe verbindlich von der EEG-Umlage
befreit werden und welche nicht.

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Aus unserer Sicht darf nicht sein, dass Unterneh-
men deshalb entlastet werden, weil sie international
aufgestellt sind. Denn damit benachteiligen wir am
Binnenmarkt orientierte Unternehmen der gleichen
Branche.

Drittens. Wir als Politiker müssen die Kraft haben,
den Menschen zu sagen, dass Energie teurer wird.
Dies gilt für alle Energieträger, auch für Kohle und
Öl. Langfristig sind also nur die erneuerbaren Ener-
gien dazu geeignet, den Energiepreis zu stabilisie-
ren und, wenn es nach uns geht, auch zu senken.
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Die Verantwortung für die zukünftigen Generatio-
nen wird hier heute diskutiert. Deswegen beantra-
gen wir formal, Fakten auf den Tisch zu bekommen
und schnellstmöglich in die Beratungen in die
Fachausschüsse zu gehen.

Viertens. Das ist mir ein besonders wichtiger Punkt.
In dieser ganzen Debatte ist bisher der soziale
Aspekt stiefmütterlich behandelt worden. Nicht al-
le Menschen in unserem Land oder in der Republik
haben die gleiche Menge an Geld im Portemonnaie.
Wir müssen die einkommensschwachen Menschen
gezielt entlasten, ohne dabei den Anreiz zum Ener-
giesparen aufzuheben.

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Dazu gibt es Modelle. Sie liegen vor. Sie werden
hier einfach ignoriert. Ich gebe ein kurzes Beispiel:
Es geht um einen Freibetrag, etwa für die ersten
1.000 kW/h von der Stromsteuer. Es gibt verschie-
dene Vorschläge unserer Bürgerbeauftragten, die
Menschen hier in Schleswig-Holstein, die das Geld
nicht haben, zu entlasten. Das möchten wir zusam-
men mit dieser Frage diskutieren.

Herr Stegner, wir haben Ihre Rede schon gestern im
„NDR-Magazin“ gehört. Sie haben gesagt, sie woll-
ten das Gerechtigkeitsprofil der SPD bundesweit
schärfen. Schärfen Sie! Spitzen Sie an! Bisher
spielt es keine Rolle - auch in Ihrer Rede nicht. Sa-
gen Sie den Menschen, auf was sie sich bei uns ver-
lassen können, den schleswig-holsteinischen Koali-
tionsvertrag oder den in Berlin.

Herr Ministerpräsident, ich muss schon sagen: Ich
bin echt gespannt, wie Sie da wieder herauskom-
men wollen. Wahrscheinlich wissen Sie nicht, was
Sie selbst in Berlin mitverhandelt haben. Anders
kann ich mir nicht erklären, dass Herr Gabriel Sie
hier so überrascht. Das ist in jedem Fall das Gegen-
teil von dem, was Sie bisher zur GroKo kundgetan
haben. - Vielen Dank.

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für den SSW hat Abgeordneter Lars
Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Was derzeit von der Bundesregierung vor-
liegt, ist erst einmal ein Eckpunktepapier von
Minister Gabriel und noch keine Gesetzesvorlage.
Insofern hat der Kollege Stegner natürlich recht:
Selbst wenn das jetzt in Meseberg mit den Zielset-
zungen beschlossen wird, die man gehen will, heißt

das noch lange nicht, dass alles das, was dort drin-
steht, eines Tages auch das Tageslicht erblicken
wird. Es wird sicherlich so sein, dass sowohl die
Gesetzesvorlage im Bundestag in erster, in zweiter
und in dritter Lesung beraten wird. Schauen wir
einmal, was am Ende drinstehen wird.

Ich finde es zunächst einmal wichtig, dass sich der
Ministerpräsident schnell, sozusagen zur ersten
Stunde, für die Landesinteressen eingesetzt und
sich eingeschaltet hat. Das kann man von einem
Ministerpräsidenten erwarten.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Wir wissen, dass unser Ministerpräsident dies tut.
Wenn man ein solches Eckpunktepapier betrachtet,
muss man auch sehen, in welchem Kontext das
ganze steht und welche Zielrichtung wir haben wol-
len. Das vergisst man in der Diskussion, wenn man
über einzelne Papiere redet. Es geht darum, welches
die Grundlagen der Energiewende sind, die durch
das EEG nur zu einem Teil umgesetzt werden.

Die Grundlage ist die Versorgungssicherheit. Die
Leute sollen sicher sein können, dass sie Strom er-
halten. Es geht selbstverständlich auch um preis-
werte Energie; das ist es, um was es geht. Ein
bisschen unterschlagen wird immer, dass es auch
um eine saubere Energie geht. Es geht auch dar-
um, saubere Energie möglich zu machen, das heißt
also, Kohlekraftwerke so gut wie möglich abzu-
wickeln, der Lobby nicht nachzugeben, Gas nur zu
Spitzenzeiten zur Stromgewinnung zu nutzen,
Kernkraft abzuwickeln und die erneuerbaren Ener-
gien zu fördern. Das muss das politische Ziel sein.
Dann kommt man möglicherweise auf einzelne Ide-
en, die im Eckpunktepapier niedergelegt sind, gar
nicht erst.

Das Zweite ist die Versorgungssicherheit. Wir
brauchen einen Energiemix. Wir brauchen Offsho-
re-Windenergie zur Sicherheit, damit man grund-
lastfähige erneuerbare Energien hat.

Wir brauchen aber auch die Zusammenarbeit mit
anderen Ländern, insbesondere was die Nutzung
von Wasserkraft angeht. Auch das darf man nicht
unterschlagen. Man muss so ehrlich sein zu sagen,
dass man zum Beispiel mit den Norwegern zusam-
menarbeiten muss, was das angeht.

Wir brauchen eine preiswerte Energie. Meine Da-
men und Herren, Onshore-Windkraft ist preis-
wert. Sie ist von den erneuerbaren Energien die
preiswerteste Energieform, die wir bisher haben.
Die Förderung dieser Energieform zu deckeln, ist
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das ökonomisch sinnloseste, was man sich über-
haupt nur denken kann.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wenn man es macht, muss man diese Energieform
weiter unterstützen. Dann muss man natürlich auch
sehen, dass man die Energieformen, die noch nicht
so weit sind, entsprechend unterstützt, mit staatli-
cher Unterstützung, mit Förderprogrammen, mit
Ideen, die es dazu gibt. Wir kommen nicht darum
herum, die erneuerbaren Energien, insbesondere die
Onshore-Windkraft, weiterhin so zu unterstützen,
wie wir es bisher getan haben. Anderenfalls würden
wir Investitionen behindern, was für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland, aber auch Schleswig-
Holstein, eine Katastrophe wäre.

Insofern hat der Ministerpräsident recht: Mengen-
steuerung ist in der Geschichte bisher immer ge-
scheitert. Der Wirtschaftsminister hat eben Karl
Marx zitiert. Lassen Sie mich daran erinnern, dass
sozialistische Staaten an dieser Form des Wirt-
schaftens zugrunde gegangen sind, nämlich das
man immer über Menge und nicht über Preis ge-
gangen ist. Man hat dann Dinge zu einem Preis be-
zahlen müssen, der auf dem Markt nicht darstellbar
war. Das ist ein gutes Beispiel, wie ganze Staaten
zugrunde gegangen sind.

Wer ein bisschen älter ist, kann sich auch noch an
Butterberge erinnern. Es war eine völlig sinnlose
Geschichte, dass die EU Butter gebunkert hat, um
sie später zu einem billigeren Preis zu verkaufen.
Ein weiteres Beispiel - wenn man einmal ganz ge-
nau hinguckt - ist die Agrarförderung, die es heute
noch gibt. Wer eine Stunde Sozialismus machen
will, muss sich nur einmal angucken, wie Agrarför-
derung funktioniert. Das ist eine Katastrophe. Wür-
de man das bei Energiepolitik so einführen, würde
man Fehler machen, die andere schon in der Ver-
gangenheit gemacht haben. Das sollte man nicht
tun.

(Beifall Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Deshalb ist das EEG auch in der Struktur, in der wir
es jetzt haben, wichtig. Man kann gern dran drehen,
auch die Zahlen verändern, die jetzt drinstehen.
Aber die Struktur ist richtig. Wir brauchen den da-
zugehörigen Netzausbau. Es war gut, dass sich der
Ministerpräsident sehr schnell zu Wort gemeldet
hatte. Ich bin mir ziemlich sicher, dass wir dran-
bleiben werden und dass wir als Koalition Schles-
wig-Holsteins Interessen vertreten. Wir werden ein-
mal sehen, was im Gesetzgebungsverfahren heraus-

kommt und was im Bundesrat möglicherweise von
unserer Seite noch angeregt werden kann. Das ist
ein Prozess, der sich wahrscheinlich über das ge-
samte Jahre erstrecken wird.

Ich bin mir ziemlich sicher: Wenn wir mit breiter
Brust in diesen Prozess gehen, dann werden wir
noch viel für einen zukünftigen Gesetzentwurf er-
reichen können.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Landesregierung hat Herr Ministerpräsident
Torsten Albig das Wort.

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Reden wir über Schleswig-Holstein, oder
geht es bei der Debatte darüber, wie es mit dem
EEG weitergeht, um mehr? - Natürlich reden wir
auch über Schleswig-Holstein, denn Onshore-Win-
denergie ist für uns eines der großen Investitions-
themen. Wir haben im letzten Jahr in Schleswig-
Holstein allein 740 Millionen € an Investitionen für
den Onshore-Bereich gehabt. Es wäre aber zu kurz
gesprungen und würde zu Recht Kritik auf sich zie-
hen, wenn dies unser einziges Argument wäre.

Heute - Stand 2012 - haben wir in Deutschland
100 GW Atomstrom. Gemeinsam haben wir bis
2020 ein CO2-Ziel vereinbart, nämlich die Redukti-
on der Treibhausgase um 40 %. Von der Europäi-
schen Kommission haben wir eine Herausforderung
bekommen: Können wir das, was wir in Deutsch-
land als Weg aus dem Strom aus Atomkraftwer-
ken heraus verfolgen, in Europa nachstellen? Diese
Frage müssen wir als Land Deutschland beantwor-
ten können. Schleswig-Holstein will sich mit gan-
zer Kraft hinter das Ziel der Bundesregierung stel-
len, dazu beizutragen, dass dies funktioniert, und
vor den Verbraucherinnen und Verbrauchern sagen
zu können: Wir kriegen das hin, ohne dass die
Preisspirale immer weiter läuft, was scheinbar
durch die erneuerbaren Energien verursacht wird.

Wir wollen das Ziel erreichen, gemäß unserer poli-
tischen Vereinbarung bis 2022 Atomstrom auf null
zurückgefahren zu haben, wobei wir - wohl ge-
merkt - in 2012 100 GW Atomstrom hatten, der bis
2022 vollkommen ersetzt sein muss. Wenn wir also
2020 das CO2-Ziel erreicht haben wollen, dann fra-
ge ich: Wie kann das gehen, wenn ich für die gün-
stigste Form der erneuerbaren Energien, die auch
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die technisch am weitesten beherrschte Form der
erneuerbaren Energien ist und bei der wir im Lei-
tungsbereich bei allen Planungsständen am weite-
sten sind, sagen muss: „Ich deckele diese Art der
Energieerzeugung bürokratisch auf bestimmte Wer-
te. Wenn diese überschritten werden, dann hat man
Pech gehabt.“?

So wird das deutsche Ziel scheitern, den Weg raus
aus dem Atomstrom zu gehen. Wenn wir eins zu
eins das übersetzen, was wir im Koalitionsvertrag
als Korridor und offen formuliert haben, was bei
solchen Verträgen der Fall ist, und sagten, dies sei
ein als Deckel zu beschreibendes Ziel, dann werden
wir 100 GW nicht erreichen. Dann haben wir hier
auf einmal ein Delta von fast 20 GW, die nicht pro-
duziert werden. Wie wollen wir diese Lücke füllen?

In dieser Debatte geht es darum: Wir in Schleswig-
Holstein können einen Beitrag zur Erreichung des
deutschen Ziels leisten. Wenn wir sagen: Lasst uns
in dem Tempo, das wir heute haben, in Deutschland
onshore die Produktion um weitere 3 GW ausbau-
en, dann sage ich: Lasst uns dies nicht gegen einen
Markt deckeln. Das, was gesagt wurde, ist völlig
richtig. Wir haben heute eine völlig andere Situati-
on als bei der Einführung dieser Technologie. Die
Entwicklung der erneuerbaren Energien ist bald
so, dass dieser Bereich keine staatliche Unterstüt-
zung mehr braucht.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Heiner
Rickers?

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Gern.

Heiner Rickers [CDU]: Werter Herr Minis-
terpräsident, Sie sprachen mehrfach von
100 GW. Ich kann es nicht bestätigen, aber
aus der Erinnerung heraus kann ich es auch
nicht einhundertprozentig verneinen: Ich
meine, aktuell hatten wir noch 17 Werke am
Netz. Jetzt sind es angeblich nur noch elf.
Brokdorf ist eines der größten Werke mit ei-
ner Leistung von 1,4 GW. Wenn ich dies zu-
grunde lege, dann komme ich nicht auf den
Wert 100 GW.

- Herr Abgeordneter, ich habe das nicht nachge-
zählt. Meine Mitarbeiter schreiben mir auf, dass wir
2012 99,5 TWh Atomstrom erzeugt haben. Wir
müssen im Jahr 2022 den Wert null erreicht haben.

Wir werden dieses Ziel, das erreicht werden muss,
nicht erreichen, wenn wir glauben, dass wir bei der
günstigsten, bei der wirtschaftlichsten und bei der
erfolgreichsten Form der erneuerbaren Energi-
en deckeln können. Darum geht es in dieser Dis-
kussion. Ja, es muss gesagt werden dürfen, dass
dies volkswirtschaftlich ohne Sinn ist.

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP])

Es geht nicht darum, dass dies für Schleswig-Hol-
stein ökonomisch schädlich sei. Es ist vielmehr
volkswirtschaftlich für die Bundesrepublik ohne
Sinn, dies zu tun. Wir wollen etwas Sinnhaftes. Wir
wollen, dass diese Energiewende erfolgreich ist.
Bis dahin ist es in den nächsten Jahren noch ein
weiter Weg, das wissen wir.

Der Energiewendeminister Robert Habeck hat es
bereits in der letzten Legislaturperiode gegenüber
Herrn Altmaier vorgeschlagen und gesagt: Lasst
uns doch über Preisszenarien und darüber reden,
wie wir den Fortschritt bei den erneuerbaren Ener-
gien im Bereich Onshore-Wind anpassen und dar-
auf reagieren können, dass wir in diesem Bereich
weiter sind. Ich sage: Lasst uns doch so steuern.
Dann werden wir Mengensteuerungen erfahren,
die über den Preis geregelt sind. Das ist ganz auto-
matisch. Diese Steuerungen sind aber klüger. Sie
werden durch den Markt vorgenommen. Sie sind
eine Folge aus dem Verhalten der Investoren und
werden nicht von der Bürokratie vorgegeben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Darüber wollen und müssen wir mit dem Bundes-
wirtschaftsminister diskutieren. Dies müssen wir
übrigens auch tun, um ihn in die Lage zu versetzen,
in Brüssel eine deutsche Argumentation zu verfol-
gen, die uns dort bestehen lässt. Es wird nicht ganz
einfach sein, den deutschen Weg des Ausstiegs aus
der Kernenergie in Brüssel zu halten. In Brüssel
schaut man auf ein CO2-Ziel. Es gibt in Brüssel
durchaus Stimmen, die sagen: Dieses Ziel im Zu-
sammenhang mit dem CO2-Ausstoß könnt ihr auch
plattformneutral erreichen, wenn ihr Atomkraft,
Windenergie oder Sonnenenergie als Energiequelle
nutzt. Es gibt diejenigen, die sagen: Die gleichen
Förderkulissen, die ihr im Augenblick im EEG für
erneuerbaren Energien habt, müssten eigentlich
auch für die Atomkraft gelten, weil wir lediglich
ein CO2-Ziel haben.

Wir brauchen eine starke, eine mutige und eine ver-
handlungsfähige Bundesregierung. Diese wird um-
so stärker, wenn es ihr gelingt, in diesem Sommer
ein EEG vorzulegen, das auf der Kostenseite eine
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Dämpfung beinhaltet, das auf der Befreiungsseite
klarer und logischer wird, bei dem wir aber poli-
tisch keinen Millimeter zurückweichen und sagen:
Wir als Gesellschaft in Deutschland - nicht nur in
Schleswig-Holstein - haben uns für einen Weg ent-
schieden, nämlich für den Ausstieg aus dem Atom-
strom. Diesen Weg lassen wir uns durch Brüssel
nicht infrage stellen. Darum geht es in dieser De-
batte im Kern.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Daher erfahren die Bundesregierung und der Bun-
deswirtschaftsminister unsere volle Unterstützung
auf diesem Weg. Es geht um ein Papier, das als
Diskussionsgrundlage geeignet ist. Ich nehme mir
jedoch als Vertreter des Nordens, als Vertreter
Schleswig-Holsteins, heraus, zu sagen: Es ist nicht
in jedem Punkt geeignet. An diesem Punkt ist es
nicht geeignet. Andere Punkte wurden hier genannt,
wie zum Beispiel die Fragen: Wie geht es mit der
Direktvermarktung weiter? Wie geht es weiter mit
den Kapazitätsmärkten? - Zu all diese Fragen wer-
den wir aus Schleswig-Holstein gute Argumente in
die Diskussion einbringen.

Es ist ein Einspruchsgesetz, kein Zustimmungsge-
setz. Das heißt, am Ende kommt es dann, wenn es
hart auf hart kommt, in der Tat nicht auf die Stim-
me Schleswig-Holsteins an. Umso wichtiger ist es,
dass wir bis zum Sommer durchaus zeitkritisch
sind. Es gilt, auch im Rahmen eines Einspruchsver-
fahrens, das es zu vermeiden gilt, Positionen durch-
setzen zu können, die für den Norden von Bedeu-
tung sind. Je geschlossener wir dies hier aus Schles-
wig-Holstein in Berlin vortragen, umso überzeu-
gender sind wir. Dies gilt auch für die Verfahren,
die am Rande laufen.

Ich freue mich über Ihre Unterstützung. Ja, es geht
auch um Schleswig-Holstein. Am Ende geht es um
den Erfolg einer Energiewende in Deutschland, und
dieser Erfolg geht nur mit Schleswig-Holstein. Da-
für brauche ich Ihre Unterstützung, und für diese
Unterstützung werbe ich. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, Jens-Christian Magnussen [CDU] und
Wolfgang Kubicki [FDP])

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist
die Aktuelle Stunde beendet. - Meine Damen und
Herren, es ist nicht nur der Sinn der Aktuellen
Stunde, sondern all unserer Diskussionen, dass wir

das, was wir hier vortragen, in freier Rede vortra-
gen. Das ist nicht nur so, weil unsere Geschäftsord-
nung dies vorsieht, sondern auch, weil es dem par-
lamentarischen Brauch entspricht. Umso mehr ver-
wundert es, dass während der Aktuellen Stunde, al-
so während die Debatte noch läuft, wörtliche Bei-
träge an die Presse verteilt werden. Ich glaube, dass
der freie Vortrag für alle Zuschauerinnen und Zu-
schauer interessanter ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf
gemeinsam mit Ihnen auf der Tribüne eine weitere
Schülergruppe des Friedrich-Schiller-Gymnasiums
aus Preetz begrüßen. - Seien Sie uns herzlich will-
kommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5, 34, 38 und 39
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zur Änderung des Schulgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 18/1124

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 18/1451

Änderungsantrag der CDU-Fraktion
Drucksache 18/1489

Änderungsantrag der FDP-Fraktion
Drucksache 18/1490

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1502

b) Detektoren an Schulen untersagen

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/625

Elektronische Schummelei bei Abschlussprü-
fungen unterbinden

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/645

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 18/1261
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c) Rechtschreibung an Grundschulen

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und
der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/1189 (neu) - selbstständig

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 18/1463

d) Flexibilisierung des Einschulalters

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/507

Flexiblen Eintritt in die Grundschule ermög-
lichen

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/541

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 18/1464

Ich erteile der Berichterstatterin des Bildungsaus-
schusses, Frau Abgeordnete Anke Erdmann, das
Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich verweise auf die Vorlagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Ich danke der Frau Berichterstatterin für die umfas-
sende Berichterstattung. Wortmeldungen zum Be-
richt sehe ich nicht.

Ich mache Ihnen folgenden Vorschlag zu den Wor-
terteilungen: Zuerst hat das Wort die CDU als
stärkste Fraktion, da die erste Lesung des Gesetz-
entwurfs zu a) mit Aussprache erfolgte, dann die
Piratenfraktion mit dem Antrag zu b), da die erste
Befassung ohne Aussprache erfolgte, dann die
Fraktionen nach Stärke und dann die Landesregie-
rung. - Ich sehe, dass wir so verfahren können.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Johannes Callsen von der CDU als Op-
positionsführer.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieses
Schulgesetz ist das Ergebnis eines monatelangen
Pseudo-Dialogs, dessen ideologische Pflöcke SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW bereits mit
dem Koalitionsvertrag und mit dem Vorschaltge-
setz im Frühjahr fest in die Bildungslandschaft
Schleswig-Holsteins eingeschlagen haben.

(Beifall CDU)

Es ist ein rot-grün-blaues Bildungsdiktat, das das
tiefe Misstrauen dieser Koalitionäre in unseren
Schulen offenbart, ein Schulgesetz frei nach dem
Motto „Kiel diktiert und die Schulen haben es ge-
fälligst umzusetzen“. Sie reden vom Schulfrieden
und greifen stattdessen tief in die Strukturen unse-
rer Schulen ein.

Der Ministerpräsident lässt sich vor wenigen Tagen
auf dem IHK-Jahresempfang in Kiel dafür beklat-
schen, dass er keine Strukturdebatten an den
Schulen mehr will. Aber Sie, Herr Albig, rufen den
Schulfrieden aus, nachdem Sie vorher noch einmal
kräftig nach Ihrer Ideologie die Strukturen verän-
dert haben. Das ist kein Dialog, das ist Basta-Poli-
tik.

(Beifall CDU)

Anstatt die Schulstrukturen so zu belassen, wie sie
sind, und sich tatsächlich um die Qualität in der
Bildung zu kümmern, betätigt sich Ihre Koalition
als Brandstifter unserer Schullandschaft.

(Zurufe SPD: Oh!)

Und Sie spielen den Feuerwehrmann, der den
Schulfrieden ausruft, aber erst dann, nachdem Sie
selbst das Feuer gelegt haben und die Strukturen
nach Ihrem Gutdünken verändert haben.

(Beifall CDU)

Es ist auch hier wie überall in Ihrer Politik: Sie
trauen den Menschen vor Ort nichts zu. Statt den
Schulen die Entscheidung über ihre eigene Ausrich-
tung und Entwicklung zu überlassen, werden Re-
gional- und Gemeinschaftsschulen von oben
zwangsumgewandelt und zum „Gemeinsamen
Lernen“ verdonnert, übrigens gerade auch dann,
wenn die Schüler, Eltern, Lehrer und Schulträger
dagegen sind und ihre Regionalschule aus ganz be-
sonderen örtlichen Gründen behalten wollen.

(Beifall CDU)

Denn Gymnasien nehmen Sie die Wahlmöglich-
keiten für G 8 oder G 9 und verhindern somit auch
dort, dass individuell auf örtliche Bedürfnisse rea-
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giert werden kann. Mit diesen Strukturveränderun-
gen stellen Sie Schulstandorte infrage. Sie bedrohen
sie in ihrer Existenz. Sie schüren Verunsicherung,
anstatt alle Kräfte für eine Verbesserung der Bil-
dungsqualität einzusetzen.

Meine Damen und Herren, es gab doch ein klares
Ergebnis bei den Anhörungen im Bildungsaus-
schuss. Das Ergebnis war nämlich, dass Ihre Schul-
gesetzänderung einen Stellenbedarf auslöst und
die von Ihnen hierfür bereitgestellten Ressourcen
bei Weitem nicht ausreichen.

(Beifall CDU)

Die Lehrergewerkschaft GEW warnt Sie deswegen
vor einem Scheitern Ihrer Schulreform. Die Lan-
deselternbeiräte sehen in ihrer Reform eine „Bank-
rotterklärung für die Bildung“.

(Zuruf SPD: Das stimmt doch nicht!)

- Das haben sie aber richtigerweise so behauptet.

Für eine erfolgreiche Umsetzung brauchten Sie
nämlich - und das wissen Sie - mehr Lehrer an den
Schulen. Auf diese entscheidende Frage aber geben
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW keine
richtige Antwort. Das einzige, das Sie mit Ihrem
Schulgesetz erreichen, ist eine Absenkung des Bil-
dungsniveaus und mehr Unterrichtsausfall an
den Schulen.

Anstatt auf Leistungsorientierung zu setzen, setzen
Sie auf Gleichmacherei. Schon die Abschaffung
des Bildungs- und Erziehungsauftrags im Schul-
gesetz sorgt bei Bildungsfachleuten für Kopfschüt-
teln.

Mit der weitgehenden Abschaffung von Schräg-
versetzungen vom Gymnasium an die Gemein-
schaftsschule schieben Sie der Durchlässigkeit im
Bildungssystem einen ideologischen Riegel vor.
Dass dieser elementare Punkt - das sage ich wirk-
lich in aller Ernsthaftigkeit - Ihrer Schulreform erst
in letzter Minute eingebracht wurde, ist besonders
perfide. Allein deswegen, zumal darüber auch in
der Anhörung nicht diskutiert werden konnte, bean-
trage ich schon an dieser Stelle eine dritte Lesung
zum Schulgesetz.

(Beifall CDU)

Im Klartext bedeutet dies: Egal wie schlecht oder
wie gut die Noten sind, die einmal getroffene Ent-
scheidung der Eltern für eine bestimmte Schule, auf
die ihr Kind gehen soll, ist bindend; denn überfor-
derte oder unterforderte Kinder können nicht mehr
die Schule wechseln und leiden an Frustration so

lange, bis das Kind die Schule verlässt, mit oder oh-
ne Abschluss.

Sie nehmen bewusst in Kauf, dass Schülerinnen
und Schüler aus purer Verzweiflung die Schule ab-
brechen. Mit ihrem Quasi-Verbot erhöhen Sie die
Schulabbrecherquote und verfehlen auch Ihr selbst
gesetztes Ziel, jedem Kind einen qualifizierten Bil-
dungsabschluss zu ermöglichen.

(Beifall CDU)

Auch im umgekehrten Fall, nämlich dann, wenn
sich ein Kind auf einer Gemeinschaftsschule in sei-
nen schulischen Leistungen so gut entwickelt, dass
es das Abitur an einem Gymnasium machen könn-
te, darf dieses Kind die Schule nicht wechseln. Es
darf nicht auf ein Gymnasium, weil die Anmeldung
einmal anders erfolgt ist.

(Zuruf: Es reicht!)

Entlarvend ist die Begründung für das weitgehende
Verbot von Schrägversetzungen vom Gymnasium
auf die Gemeinschaftsschule. Aus der SPD-Frakti-
on heißt es, dass Gymnasiasten, die auf die Ge-
meinschaftsschule wechseln, das pädagogische
Konzept der Gemeinschaftsschule stören.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Callsen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung der Frau Abgeordne-
ten Erdmann?

Johannes Callsen [CDU]:

Ich würde gerne diese Passage zum Ende bringen.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie lassen
sich aber nicht gern unterbrechen!)

Ja, das hängt durchaus damit zusammen, richtig,
danke, Herr Stegner.

Schrägversetzte Kinder - das ist die Bedeutung die-
ser Aussage - vom Gymnasium werden von Ihnen
offenbar als Störer empfunden, anstatt ihnen eine
schulische Perspektive zu geben. Ich finde, das ist
menschenverachtende Bildungspolitik.

(Beifall CDU - Zurufe SPD)

Und weil ich bei Ihren Versäumnissen bin: Das
wichtige Thema Inklusion, über das wir in diesem
Hause immer wieder richtigerweise geredet haben,
schieben Sie weiter vor sich her. Dabei brennt gera-
de dieses Thema den Lehrern und Eltern unter den
Nägeln.

(Beifall CDU)
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Elementar allerdings ist Ihr Frontalangriff auf die
Gymnasien, auch wenn die Koalitionäre noch so
säuselnd immer wieder ihr Bekenntnis zum Gym-
nasium ablegen. Wenn künftig auch Gemein-
schaftsschulen möglichst flächendeckend zusätzli-
che Oberstufen einrichten können, dann geht das
bei der Lehrerversorgung natürlich zulasten der
Gymnasien. Der Philologenverband hat richtiger-
weise auf diese vorsätzliche Unterversorgung, auf
den Wegfall von Schulartempfehlungen und die
praktische Abschaffung der Durchlässigkeit hinge-
wiesen. Dies alles zusammen bewirkt eine systema-
tische Verschlechterung der Lernbedingungen an
den Gymnasien. Auch insoweit hat der Philologen-
verband recht. Der Philologenverband hat im Übri-
gen auch recht, wenn er der Koalition „Beratungs-
resistenz gegen die Expertise der Betroffenen“ vor-
wirft, eindeutig!

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, alle drei Koalitionsfrak-
tionen reden immer wieder von ihrer Vision „Eine
Schule für alle“. Trotzdem gaukeln Sie den Men-
schen vor, dass Sie fest zum Gymnasium stehen.
Wenigstens die SPD-Arbeitsgemeinschaft für Bil-
dungsfragen ist da ehrlich und bezeichnet dieses
Schuldgesetz nur als einen Zwischenschritt. In
Wahrheit ist dieses Schulgesetz nämlich auf nichts
anderes angelegt, als möglichst lautlos in Schles-
wig-Holstein die Einheitsschule einzuführen. Mit
der Einführung des Einheitslehrers haben Sie doch
schon begonnen, den Gymnasien den ersten großen
Brocken ihres Fundaments abzutragen.

Allen diesen Einheitsplänen dieser Koalition set-
zen wir eine Alternative entgegen und erteilen die-
sen Plänen eine ganz klare Absage.

(Beifall CDU)

Weil jedes Kind anders ist und anders gefördert
werden muss, kann dies keine Einheitsschule leis-
ten. Statt auf Gleichmacherei setzen wir auf mehr
Selbstständigkeit für unsere Schulen; wir setzen
auch auf mehr Qualität in der Bildung. Statt Zen-
tralismus wollen wir mehr Entscheidungen an den
Schulen vor Ort. Wir sind es nämlich, die den Men-
schen in Schleswig-Holstein etwas zutrauen. In der
Anhörung ist eine breite Unterstützung für unser
Modell der selbstständigen Schule deutlich gewor-
den. Sie können vor Ort viel besser auf die Bedürf-
nisse der Schülerinnen und Schüler eingehen als
zentrale Dekrete aus dem Bildungsministerium in
Kiel.

Unsere Schulen brauchen mehr Selbstständigkeit,
um einen idealen Rahmen für eine vielfältige, für

eine kindgerechte Pädagogik schaffen zu können.
Das betrifft auch die Fragen, wann beispielsweise
alle Schüler gemeinsam unterrichtet werden, wann
Gruppen entsprechend der Leistungsfähigkeit der
Kinder gebildet werden und wann abschlussbezoge-
ne Klassen notwendig sind.

Wir wollen mit unserem Änderungsgesetz die Qua-
lität der Bildung in den Schulen verbessern und
eben keine Strukturveränderungen an der jetzigen
Bildungslandschaft vornehmen.

(Beifall CDU)

Wir bekennen uns klar zur Leistungsorientierung
in den Schulen. Hierzu gehören Zeugnisnoten mit
verständlicher Kommentierung ebenso wie auch die
Möglichkeit der Klassenwiederholung als weitere
Chance für die Schülerinnen und Schüler.

Schule soll nach unserem Verständnis die schuli-
sche und berufliche Leistungsbereitschaft fördern.
Sie soll neben vielen anderen Zielen, die bereits im
Gesetz stehen, nach unserer Überzeugung das Ver-
ständnis für die soziale Marktwirtschaft und für
neue Technologien und für Innovationen fördern
und die Schüler damit noch besser auf die berufli-
che Wirklichkeit vorbereiten. Auch dies haben wir
in unseren Gesetzentwurf hineingeschrieben. Denn
es ist unbestreitbar: Wir brauchen nicht nur gut aus-
gebildete Akademiker, sondern auch qualifizierte
Fachkräfte in Mittelstand und Handwerk.

(Beifall CDU und FDP - Dr. Kai Dolgner
[SPD]: Und gute Oppositionsführer!)

- Ja, den haben Sie, Herr Kollege.

Damit Schulkarrieren der Entwicklung der Kinder
angepasst und nicht zu einer Sackgasse werden,
wollen wir die Durchlässigkeit im Bildungssys-
tem durch Schrägversetzungen weiter sicherstellen.
Um der Individualität der Kinder zu entsprechen,
wollen wir das Einschulungsalter wieder flexibler
handhaben. Auch das ist ein wichtiger Punkt, der
bei Ihnen viel zu kurz kommt.

Meine Damen und Herren, wir setzen zur Qualitäts-
entwicklung auf eine Evaluation auf Basis der na-
tionalen Bildungsstandards. SPD, GRÜNE und
SSW wollen eine ideologische Veränderung der
Schulstrukturen. Sie wollen Gleichmacherei statt
Leistung, sie wollen die Gymnasien schwächen und
die Einheitsschule in Schleswig-Holstein durchset-
zen. Die CDU steht für Qualitätsverbesserung, die
CDU steht für die selbstständige Schule, für indivi-
duelle Förderung und Leistungsorientierung. Wir
wollen, dass der Bildungsstandort Schleswig-Hol-
stein stärker und eben nicht schwächer wird. Des-
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halb, Herr Kollege Stegner: Wir nehmen Ihre Einla-
dung gern an, nicht nur zu Ihrem Jahresempfang,
sondern auch zur namentlichen Abstimmung über
Ihr Gesetz, die ich hiermit beantrage. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Callsen, seien Sie so freundlich
und bleiben einen Moment am Rednerpult. - Ich bin
mir nicht sicher - wir insgesamt sind uns nicht si-
cher -, ob Sie den Begriff „Brandstifter“ gezielt auf
den Ministerpräsidenten persönlich vorgetragen ha-
ben. Dann wäre das ein Ordnungsruf. Ich behalte
mir vor, das anhand des Protokolls zu prüfen. Auch
ansonsten halte ich diesen Begriff nicht für parla-
mentarisch.

(Vereinzelt Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident, der Begriff bezog sich nicht auf den
Ministerpräsidenten, sondern auf die Koalition.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das ist also besser!)

Ich nehme diesen Begriff hiermit aber ausdrücklich
zurück.

Präsident Klaus Schlie:

Ich glaube, dass das eine gute parlamentarische Sit-
te ist. Wir sollten versuchen, solche Begrifflichkei-
ten zu vermeiden. - Vielen Dank.

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat Herr
Abgeordneter Sven Krumbeck.

Sven Krumbeck [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich hatte gar nicht damit gerechnet,
im Verlauf der Debatte so früh zu Wort zu kom-
men. Aber das sollte kein Problem darstellen.

Ich möchte meinen Beitrag zur Schulgesetzdebatte
mit einem persönlichen Geständnis beginnen. Wä-
ren wir bei „Wünsch dir was“, dann hätte ich gern
eine einzige Schulart für alle Kinder. Ich hätte kein
strukturelles Defizit an Lehrerstellen, ich hätte viele
gesunde und motivierte Lehrkräfte. Ich hätte indivi-
duell geförderte und begleitete Schülerinnen und
Schüler sowie inklusive Schulen auf modernstem
Niveau.

(Beifall PIRATEN)

Leider sind wir nicht im Wunderland. Wir haben
bei Lehrkräften ein strukturelles Defizit von un-
gefähr 2.500 Stellen. Inklusion braucht eine Atem-
pause. Die Landeselternbeiräte befürchten den Bil-
dungsbankrott, und sinkende Schülerzahlen bringen
so manchen Schulstandort in Existenznot.

Unter diesen Vorzeichen kämpft die Landesregie-
rung ihr Schulgesetz durch. Zusammen mit den
Mehrheitsfraktionen hat sie das Vorschaltgesetz mit
ihrer Einstimmenmehrheit durchgesetzt und wird
nun mit ihrer Einstimmenmehrheit auch das Rest-
schulgesetz durchprügeln, mit einer Stimme Mehr-
heit hier im Hause, aber einer breit aufgestellten
Opposition im ganzen Land.

Ehrlich gesagt hatte ich gehofft, dass der Bildungs-
dialog mehr an gemeinsamer Basis bei allen Betei-
ligten hätte schaffen können. Ich kann an dieser
Stelle auch die Landesschülervertretung der Gym-
nasien verstehen, die sich darüber freut, dass einige
ihrer Änderungen aufgenommen wurden, da sie
sich nach Ruhe sehnt. Das sollten wir uns alle ge-
meinsam hinter die Ohren schreiben. Wer die
Schullandschaft immer wieder neu aufmischt, tut
ihr nichts Gutes. Wir müssen endlich für Ruhe und
Verlässlichkeit sorgen.

(Beifall PIRATEN)

Ansonsten blieb kaum jemand, egal welchem politi-
schen Lager er zugeordnet wird, ernsthaft ohne Kri-
tik. Tatsächlich haben alle Fraktionen vieles aus
den Anhörungen mitgenommen und in ihren Ände-
rungsanträgen verarbeitet. Das ist gut und richtig
so. Daher hätte ich mir ein bisschen mehr Raum für
den interfraktionellen Gedankenaustausch ge-
wünscht.

(Beifall PIRATEN)

Von den Fraktionen auf der Oppositionsseite kam
im Zuge der letzten Ausschusssitzung immer wie-
der der Appell, doch miteinander zu reden und Din-
ge zu beleuchten. Zu Ehrlichkeit gehört auch: Wer
sich an dieser Stelle im Ausschuss komplett vom
Dialog abgewandt hatte, waren die Mehrheitsfrak-
tionen.

(Torge Schmidt [PIRATEN]: Unerhört!)

Dialog war nicht mehr gewünscht. Das finde ich
schade. Das spricht nicht für die Ernsthaftigkeit
dieser Koalition hinsichtlich interfraktioneller Zu-
sammenarbeit. Die wäre in schwierigen Zeiten
nicht nur einmal etwas Neues, sondern auch gut für
uns alle.

(Beifall PIRATEN und Anita Klahn [FDP])
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Auch die Mehrheitsfraktionen haben Tipps aus den
Anhörungen aufgenommen. Sie klären Begriffsun-
genauigkeiten, sie schaffen die geforderte Experi-
mentierklausel für Schulmodelle vor Ort, verbes-
sern die Frist zur Überleitung von Regional- in Ge-
meinschaftsschulen. Was sie allerdings nicht tun:
Sie legen keinerlei Hand an die echten Baustellen,
zum Beispiel Bildungs- und Erziehungsziele. Hier
gab es von allen Seiten harsche Kritik. Je eindring-
licher diese Kritik wurde, desto mehr knickten sie
ein. Man würde immer noch das Gleiche meinen
und es nur anders benennen, und an manchen Stel-
len würde es erhalten bleiben, und so weiter, und so
fort. Da frage ich mich natürlich: Wenn es inhalt-
lich erhalten bleiben soll, warum dann der ganze
Eiertanz?

(Beifall PIRATEN)

Gestehen Sie doch zu, dass die Idee Unsinn war,
und bleiben Sie bei Bildungs- und Erziehungszie-
len. Sie tun sich mit solch einer hartnäckigen
Bockigkeit keinen Gefallen.

In diesem Zusammenhang ist es schon fast lustig,
dass ausgerechnet Sie, Frau Professorin Wende, bei
den Beratungsgesprächen zur Einschulung darauf
setzen, dass die Eltern nicht beratungsresistent sein
werden. Das ist richtig. „Beratungsresistent“ werde
ich mir merken.

(Heiterkeit und Beifall PIRATEN und Anita
Klahn [FDP])

Gleiches gilt für die Einschränkung der Schräg-
versetzung vom Gymnasium auf die Gemein-
schaftsschule. Das hat nichts mehr mit Freiheit, mit
individueller Förderung oder Durchlässigkeit des
Schulsystems zu tun. Damit ist Ihre Regelung
schlecht. Sie ist schlecht für die Schüler, die viel-
leicht aus gutem Grund wechseln wollen. Ich kenne
solche Fälle, und ich weiß um den Erfolg, der sich
mit dem Wechsel ergeben hat.

Sie ist aber auch schlecht für die Gymnasien. Denn
diese werden durch die Hintertür gezwungen, wie
Gemeinschaftsschulen zu arbeiten, ohne dafür die
nötige Ausstattung zu haben. Ich lehne diese Un-
aufrichtigkeit ab.

(Beifall PIRATEN)

Wir werden Sie in diesem Zusammenhang fragen,
wo die zusätzlichen Stunden für die Gymnasien
bleiben, um die in den Raum gestellte Binnendiffe-
renzierung zu gestalten. Ich hoffe, Sie haben dar-
auf belastbare Antworten. Allerdings habe ich da
meine Zweifel. Wir können in diesem Lande näm-
lich nichts Neues finanzieren. Trotzdem muten wir

Schülern, Eltern, Lehrern und den kommunal Ver-
antwortlichen dieses neue Schulgesetz zu.

Wir übertreffen uns gegenseitig damit, Bildung mit
der höchsten politischen Priorität zu versehen. Wir
überschlagen uns in öffentlichen Statements, wenn
es darum geht, Versprechen für mehr gute Bildung
zu leisten. Leider kann niemand dieses Versprechen
einlösen. Keine einzige Fraktion hat dazu Anträge
zum Haushalt gestellt, weil Schuldenbremse und
Stellenabbaupfad uns das verbieten. Wir PIRATEN
geben allerdings zu, finanzpolitisch in einer Sack-
gasse zu stecken. Wir gehen davon aus, dass wir
strukturell etwas ändern müssen. Es reicht nicht
mehr, ein bisschen Kohle von einem Topf in einen
anderen zu verschieben. Wir müssen über ganz
neue Konzepte und Möglichkeiten reden, die uns
wieder echte Gestaltungsmöglichkeiten schaffen.

(Beifall PIRATEN)

Darum hatten wir in den Haushaltsberatungen ge-
fordert, den Bildungsdialog ausgeweitet fortzufüh-
ren, nämlich um uns genau diesen Themen zu wid-
men. Da verordnen Sie der Inklusion in diesem
Land eine Atempause, und die Bildungsministerin
kündigt ein Konzept für das Frühjahr an, wie die
Inklusion in Zukunft aussehen soll. Ich bin ge-
spannt und hoffe sehr, dass dieses Konzept mehr
enthalten wird als eine Besinnung auf die UN-Kon-
vention. Denn wir als PIRATEN haben als einzige
Fraktion die Streichung des Finanzierungsvorbe-
halts im neuen Schulgesetz gefordert. Wer hier
einen Vorbehalt mit dem Hinweis auf Finanzen
setzt, könnte mit dem gleichen Argument die
Gleichberechtigung von Mann und Frau unter den
Finanzierungsvorbehalt stellen.

(Heiterkeit und Beifall PIRATEN)

Das ist eine Politik, die wir nicht stützen werden.
Es nützt auch nichts, liebe Kollegin Strehlau, wenn
Sie im Ausschuss versichern, dass Sie im Grunde
auch für Integration und Inklusion sind, aber die Fi-
nanzen die Entwicklung des inklusiven Gedankens
in allen Bereichen, auch in der Schule, nicht zulas-
sen. Auch dafür haben wir PIRATEN im Zuge der
Haushaltsberatungen einen Antrag gestellt, denn In-
klusion muss in diesem Lande die Megaaufgabe
sein. Denn wir wollen, dass unser Ministerpräsident
- ja, Herr Dr. Stegner, auch wir PIRATEN sehen in
Herrn Albig unseren Ministerpräsidenten - mehr ist
als ein Türöffner in China.

(Beifall PIRATEN)

Wir wollen ihn mit der Moderation der Inklusion
als Prozess betrauen. Ein bisschen mehr Weitsicht

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 45. Sitzung - Mittwoch, 22. Januar 2014 3639

(Sven Krumbeck)



und ein bisschen mehr Vertrauen auch in die Bera-
tung durch unseren Beauftragten für Menschen mit
Behinderung, dann wäre die unwürdige Passage des
Vorbehalts aus dem Schulgesetz verschwunden.

Mit den Stimmen der Küstenkoalition bleibt sie nun
aber darin enthalten. Auch das ist Ihre Verantwor-
tung. Wir PIRATEN schämen uns tatsächlich auf-
richtig dafür.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mich
schwergetan mit diesem Schulgesetz. Das habe ich
bereits im Ausschuss gesagt. Ich teile vieles von
dem, was von der CDU zum Beispiel im Hinblick
auf die Autonomie oder die Durchlässigkeit des
Schulwesens kommt. Dafür brauche ich keine eige-
nen Anträge zu stellen. Dafür kann ich einfach die
Hand heben. Gleiches gilt für so manche Passage
im Antrag der Liberalen. So kann ich Änderungs-
formulierungen zum Beispiel im Bereich des Da-
tenschutzes gut unterschreiben. Diese decken sich
mit den Anregungen aus dem ULD. Das ist okay.

Ich finde - ich sage es gern noch einmal - auch eini-
ges an den Anträgen der Mehrheitsfraktionen gut.
Am Ende reicht es aber nicht, zu zählen, wie viele
Anregungen Sie aufgenommen haben, sondern wel-
che Hinweise das sind. Nach einem ehrlichen Dis-
kurs in meiner Fraktion kommen wir geschlossen
zu dem Schluss, dass wir uns mit der Qualität der
Anträge nicht zufriedengeben. Wir wollen mehr
Freiheit. Wir wollen mehr Autonomie. Wir wollen
mehr Möglichkeiten für die Schule vor Ort. Wir
wollen die Schülerrechte weiter ausbauen.

An dieser Stelle sei mein Dank an die Mehrheits-
fraktionen gerichtet, die mit uns zusammen die so-
genannten Handy-Detektoren aus den Schulen
verbannt haben.

(Beifall PIRATEN)

Auch wenn ein ausdrückliches Verbot für uns schö-
ner gewesen wäre, haben wir politisch das durch-
setzen können, was wir wollten. Schülerinnen und
Schüler werden vom Generalverdacht des potenzi-
ellen Schummelns freigesprochen. Wir haben dar-
über gut und ausführlich im Ausschuss diskutiert.
Es ist ein gutes Signal nach außen, dass die Mehr-
heit in diesem Landtag an die Aufrichtigkeit jedes
Einzelnen glaubt und den Lehrkräften die Kompe-
tenz und die Leidenschaft zutraut, Schüler auch oh-
ne technische Überwachung durch Prüfungen zu
führen. Dafür danke ich Ihnen.

(Beifall PIRATEN)

Leider geht dieser Dank nicht so weit, dass ich
mich hinsichtlich der Zukunft unserer Schulland-

schaft in die von Rot-Grün-Blau inszenierte Mithaf-
tung nehmen lasse. Leider wird diese Schulgesetz-
novelle trotz vieler Erkenntnisse ohne Rücksicht
auf Verluste aufgestülpt. Ebenso lehnen wir diesen
Gesetzentwurf von oben nach unten ab. An dieser
Stelle muss ich niemandem von der Regierungs-
bank das Lied vom Bildungsdialog singen; denn die
Glaubwürdigkeit Ihres Dialogs hätte sich am besten
an der Übernahme der wesentlichen Kritikpunkte
ablesen lassen. Das haben Sie aber nicht getan.

(PIRATEN)

Die Inklusion bleibt auf der Strecke. Die Probleme
bei der Privatschulfinanzierung bleiben ungelöst.
Die Durchlässigkeit des Schulsystems wird ge-
schwächt. Der Bildungs- und Erziehungsauftrag
wird gestrichen. Wer dafür in Verbindung mit der
Mangelsituation die Verantwortung übernehmen
will, muss hierfür schon sehr gute Gründe haben.
Diese sehen wir PIRATEN nicht. Darum sage ich
das, was ich schon nach der ersten Lesung über den
Gesetzentwurf gesagt habe: So wie es ist, ist das
rot-grün-blaue Schulgesetz nicht gut genug für die-
ses Land. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Fraktionsvorsitzen-
der Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dieser Entwurf eines Schulgesetzes, über den wir
heute abschließend beraten und beschließen wollen,
ist etwas ganz Besonderes. Dieser ist das Ergebnis
eines umfangreichen Dialogprozesses, den unsere
Bildungsministerin Wara Wende hervorragend ge-
leitet hat - ich beglückwünsche sie dazu -,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

den wir aber auch im parlamentarischen Verfahren
unter Federführung von Martin Habersaat, Kai Vo-
gel, Anke Erdmann, Jette Waldinger-Thiering und
vielen anderen intensiv fortgesetzt haben. Mein
Kollege Martin Habersaat hat es in der ersten Le-
sung des Gesetzentwurfs so formuliert - ich gebe
seine Worte sinngemäß wieder, weil sie so beson-
ders schön sind -: Wir haben das SPD-Motto aus
den späten 80er-Jahren „Stell’ dir vor, es gibt eine
Regierung, die hört dir zu“ weiterentwickelt zu ei-
nem „Wir haben eine Regierung, die hört dir nicht
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nur zu, die redet auch mit dir“. - Meine Damen und
Herren, das ist auch gut so.

Wir haben dies mit der Grundhaltung getan, kein
Kind zurückzulassen und jedem die Möglichkeit
zum bestmöglichen Schulabschluss zu eröffnen.
Das ist das wichtigste Ziel dieser Regierungskoali-
tion, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Ich füge hinzu, dass das für die SPD, die vor über
150 Jahren aus Arbeiterbildungsvereinen hervorge-
gangen ist, eine besondere Verantwortung ist; denn
Bildung entscheidet über Lebenschancen. Wir ha-
ben deutlich gemacht, dass Bildungspolitik auch in
der Haushaltspolitik Priorität hat. Wir alle beken-
nen uns zum Ziel der Haushaltskonsolidierung, das
wir in der Verfassung festgeschrieben haben. Wir
können deshalb nicht allen berechtigten Forderun-
gen Folge leisten.

Wir stehen auch in den künftigen Haushaltsjahren
vor einer Gratwanderung, die wir mit einem klaren
Kompass zugunsten der Bildung gehen werden. Um
es mit John F. Kennedy zu sagen: Es gibt nur eins,
was auf Dauer teurer ist als Bildung, nämlich keine
Bildung. - Wer in Bildung investiert, der schafft
nicht nur neue Gerechtigkeit, sondern er spart auch
Sozialtransferkosten.

Ich will beispielhaft an Aspekte aus vergangenen
Haushalten erinnern: Wir haben 300 von der frühe-
ren Regierung gestrichene Lehrerstellen zurück ins
System gegeben und den Abbau der Lehrerstellen
zugunsten der Unterrichtsqualität deutlich verlang-
samt. Der Beschluss der Großen Koalition, 50 %
der demografischen Rendite für Qualitätssicherung
im System zu belassen, ist von Ihnen aufgekündigt
worden. Wir haben das wieder hergestellt.

Außerdem haben wir die Förderung der Schulsozi-
alarbeit mehr als verdoppelt. Gleichzeitig arbeiten
wir an Konzepten für den künftigen Erhalt dieses
wichtigen Bestandteils kluger Schulpolitik.

Ferner haben wir die Verpflichtung der Kreise zur
Erhebung eines Elternbeitrages für die Schülerbe-
förderungskosten abgeschafft.

Darüber hinaus haben wir die Gleichstellung der
Schülerinnen und Schüler der dänischen Minder-
heit mit den Schülern an deutschen öffentlichen
Schulen wieder hergestellt.

All das, meine sehr verehrten Damen und Herren,
gehört zum Herzstück unserer Bildungspolitik in
dieser Legislaturperiode.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, noch nie-
mals zuvor ist einer Schulgesetznovelle ein Verfah-
ren mit einer derart umfassenden Beteiligung vor-
ausgegangen. Niemals zuvor war ein Gesetzentwurf
mehr geeignet, das Wohl unserer Kinder und Enkel
in den Vordergrund zu stellen und damit die Grund-
lage für einen Schulfrieden zu legen.

Bildung ist und bleibt die zentrale Zukunftsfrage
unseres Landes. Unsere Bildungspolitik entscheidet
über die weitere Entwicklung unserer Kinder und
Enkel und damit über die Zukunft Schleswig-Hol-
steins. Deshalb ist es richtig, dass wir den Familien,
den Schülerinnen und Schülern, den Lehrerinnen
und Lehrern und auch den kommunalen Schulträ-
gern Verlässlichkeit und Planungssicherheit bieten.

Viele von uns wissen, wie schwierig es ist, sich in
diesem Hause auf eine gemeinsame Bildungspolitik
zu verständigen. Dies mit einer Vielzahl weiterer
Akteure zu tun, ist bisher keine Selbstverständlich-
keit gewesen, sondern einmalig. Wara Wende hat
zu Recht gesagt: So viel Konsens bei einer Schul-
gesetznovelle gab es noch nie. - Eigentlich müsste
dieser Konsens doch auch in diesem Hause möglich
sein. Nicht nur aus Respekt vor den Beteiligten,
sondern in weiten Teilen knüpfen wir damit doch
an das Schulgesetz der Großen Koalition aus dem
Jahr 2007 an. Gleichwohl mussten wir einige
schlimme Fehler der schwarz-gelben Landesregie-
rung korrigieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was also
enthält der Schulgesetzentwurf, der zwar von SPD,
Grünen und SSW in den Landtag eingebracht wor-
den ist, in Wirklichkeit aber viel mehr Autorinnen
und Autoren, viel mehr Antragstellerinnen und An-
tragsteller nennen müsste?

Erstens. Wir schaffen ein zweigliedriges Schulsys-
tem aus Gymnasien und Gemeinschaftsschulen in
unserem Land. Nach der Sekundarstufe I fußt das
System auf drei starken Säulen, auf den Gemein-
schaftsschulen, den Gymnasien und den beruflichen
Schulen. Die Weiterentwicklung der Regional-
schulen zu Gemeinschaftsschulen wurde von der
Bildungskonferenz übrigens sogar ohne Gegenstim-
me beschlossen. Eltern und Schüler wissen wir auf
unserer Seite.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Zweitens. Der Grundsatz „G 8 an Gymnasien, G 9
an Gemeinschaftsschulen“ wurde auch von der
Bildungskonferenz beschlossen.
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Drittens. An den Gemeinschaftsschulen werden
abschlussbezogene Klassen abgeschafft. Wo „Ge-
meinschaftsschule“ draufsteht, muss längeres ge-
meinsames Lernen drin sein. Dazu verdonnert zu
werden, gemeinsam zu lernen, Herr Oppositions-
führer, das ist ein Beispiel für Ihre Vorgestrigkeit,
das kaum zu übertreffen ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Viertens. Die Einrichtung von Oberstufen wird
gefördert, weil wir wollen, dass künftig mehr Kin-
der Abitur machen. Die Abiturquote ist nachweis-
lich dort höher, wo es ein breiteres Angebot an
Oberstufen gibt.

Fünftens. Wo keine neuen Oberstufen eingerichtet
werden können, sollen Kooperationen von Ge-
meinschaftsschulen, beruflichen Schulen und Gym-
nasien ermöglicht werden. Auch das wurde uns üb-
rigens mit großer Mehrheit von der Bildungskonfe-
renz empfohlen und bietet zugleich die Möglich-
keit, an allen Schulen im Land flächendeckend den
höchsten Schulabschluss zu ermöglichen.

Ich wünsche mir, dass in diesem Haus ein solches
Schulsystem Zustimmung erfährt, ein Schulsystem,
das das ganze Land im Blick behält. Trotz Ihrer
kriegerischen Reden hier ist es eben gerade keine
Anti-Gymnasium-Politik, wie es diejenigen be-
haupten, die selbst früher eine verbissene Anti-Ge-
meinschaftsschul-Politik betrieben haben. Wir hö-
ren nur mit den Schikanen auf, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. Das ist der Punkt.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ich hoffe, dass die CDU ihren bildungspolitischen
Schlingerkurs wieder verlassen wird. Einigen Sie
sich doch einmal innerhalb Ihrer Fraktion, ob Sie
G 8 oder G 9 wollen! Einigen Sie sich doch einmal
darüber, ob Sie Evaluationen, die Sie als Regierung
noch abgeschafft haben, jetzt doch wieder wollen!
Einigen Sie sich doch einmal, ob Sie mehr Autono-
mie an den Schulen wollen oder ob Sie den Schulen
auch die Methode des Schreibunterrichts vorschrei-
ben wollen! Einigen Sie sich endlich einmal! Das
kann man doch zumindest verlangen. Einigen Sie
sich doch einmal darüber, ob Sie Gemeinschafts-
schulen im ländlichen Raum wollen, wie es Ihre
Parteifreunde tun, die nämlich wissen, dass das die
einzige Perspektive ist.

Sehr geehrter Herr Oppositionsführer, nach Ihrer
Rede muss ich wirklich sagen: Wer über Leistung
und Qualität redet, selbst aber einen solchen Bei-

trag hier abliefert, der kann froh sein, wenn über ei-
ne so abenteuerlich schlechte Rede möglichst we-
nig berichtet wird. Das war komplett daneben.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Das muss die Opposition wirklich besser können.
Ich habe mich wirklich fremdgeschämt, als ich Ih-
nen zugehört habe. Das muss ich Ihnen wirklich sa-
gen.

(Zurufe CDU - Anita Klahn [FDP]: Das kann
doch wohl nicht wahr sein!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir regie-
ren derweil im Dialog mit den Menschen in die-
sem Land. Dass dieser Dialog keine Show ist, kön-
nen Sie übrigens auch erkennen, wenn Sie einmal
das Wahlprogramm und den Schulgesetzentwurf
nebeneinander legen. Dann stellen Sie nämlich fest,
dass wir eine Reihe von nicht einfachen Kompro-
missen gemacht haben.

Abweichend von unserer ursprünglichen Meinung
sind wir der Bildungskonferenz gefolgt und haben
den bestehenden G-9- und G-Y-Gymnasien Be-
standsschutz zugesagt.

(Anita Klahn [FDP]: Das ist aber großzügig!)

Die Möglichkeit der Schrägversetzung vom Gym-
nasium zur Gemeinschaftsschule wurde nicht ver-
boten, sondern eingeschränkt. Sie ist aber nur noch
dann zulässig, wenn die Leistungen des Schülers
oder der Schülerin trotz individueller Förderung
nicht den Anforderungen des Gymnasiums genü-
gen. Das ist auch eine Form der Gleichberechtigung
beider Schularten. Wir richten unsere Bildungspoli-
tik nämlich an den Schülerinnen und Schülern aus.
Wir wollen, dass man mit den Schülern umgeht, die
man hat, und nicht mit Schülern, die man sich
wünscht. Das ist der Unterschied zwischen Ihrer
Politik und unserer.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben Übergangslösungen für die Regional-
schulen festgelegt, eine Evaluation für die Finanzie-
rung der Schulen in freier Trägerschaft zugesagt,
eine Experimentierklausel für kleine Schulen, eine
Aufwertung des Schulelternbeirats und einiges
mehr.

Wir sind überzeugt, dass dieses Gesetz Grundstein
für Planungssicherheit und Frieden in der System-
debatte ist. Die bildungspolitische Debatte endet
damit jedoch natürlich nicht. Es bleibt vieles zu tun,
denn die Verbesserung der Qualität unserer Bildung
ist ein beständiges Anliegen. Wir werden über klei-
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ne Dorfschulen zu sprechen haben, wir werden über
Übergänge zwischen Schulen zu reden haben, die
Lehrerausbildung und auch als besonderen Kraftakt
das Thema Inklusion, das uns sehr fordern wird,
qualitativ und fiskalisch.

Allerdings sage ich auch: Sie von der Opposition
sind die Letzten, die kritisieren dürften, dass das
Schulgesetz nicht ausreichend ausfinanziert sei. Es
bleibt ein jahrelanger Kraftakt für Bund, Länder
und Kommunen. Sie aber haben immer mehr Leh-
rerstellen streichen wollen und gestrichen. Da wäre
leises Schämen angebracht und nicht die freche An-
klägerposition. Wir tun mehr für die Schulen, als
Sie jemals tun wollten. Das ist Fakt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Widerspruch CDU und FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es liegt
noch viel Arbeit vor uns.

(Zuruf)

- Für Sie reicht es immer noch. - Es geht um nicht
weniger als die Zukunft unseres Landes. Wir brau-
chen keine finanzpolitischen Debatten mehr zu füh-
ren, keine Sozialpolitik mehr zu diskutieren, keine
Ideen zur Stärkung unserer Wirtschaft mehr zu ent-
wickeln, wenn wir bei der Bildungspolitik versa-
gen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja!)

Heute beschließen wir einen Meilenstein dafür,
dass jedes Kind und jeder Jugendliche in Schles-
wig-Holstein die bestmögliche Bildung bekommt.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn Sie
dagegen stimmen - wir freuen uns ausdrücklich
über die namentliche Abstimmung -, Sie bringen
damit zum Ausdruck, dass Sie dem Fortschritt in
Schleswig-Holstein im Wege stehen wollen.

(Lachen FDP)

Das mögen Sie bekunden, das ist in Ordnung. Sie
behandeln die Schüler von oben herab, indem Sie
sagen, die einen ins Töpfchen, die anderen ins
Kröpfchen, nach dem Motto, es werde schon mit
acht Jahren entschieden, was aus einem Kind wird.
Das wollen wir ändern, weil das etwas mit der Zu-
kunft des Landes zu tun hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Bestmögliche Bildung für jedes Kind, egal, woher
es kommt, ob deutsch oder nicht deutsch, behindert
oder nicht behindert, aus Glückstadt oder Ratze-
burg, völlig schnurz. Jedes Kind muss die bestmög-

liche Bildung haben. Das ist unser Anspruch. Dafür
arbeiten wir. Stimmen Sie ruhig dagegen. Wir wer-
den das heute beschließen. - Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Anita Klahn [FDP]: Das tun Sie
aber nicht! Oh, ist das peinlich!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Anke Erdmann das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! El-
ternabend in einer ersten Klasse kurz nach Schulbe-
ginn, der Vater fragt die Lehrerin: „Entschuldigung,
warum ist die Nachbarklasse eigentlich schon einen
Buchstaben weiter?“ Diese Äußerung macht deut-
lich, wie viel Druck heute in den Grundschulen ist,
wie besorgt die Eltern sind, ob die Kinder am An-
fang einen guten Bildungsstart bekommen. Eltern
verspüren diesen Druck ganz stark. Auch im Bil-
dungsdialog war das ein entscheidender Punkt. Die
Grundschullehrkräfte haben uns gesagt: Der Druck
auf die Grundschulen wächst, ihr müsst da gegen-
steuern.

Gleichzeitig haben wir ganz viele Kinder, denen
keiner abends den Schulranzen packt und die auch
kein geschmiertes Schulbrot mitbekommen. Herr
Callsen, Bildungsgerechtigkeit und Leistung ge-
geneinander auszuspielen, ist die Debatte von vor
PISA. Was hat uns PISA 2012 gezeigt? - 2001 la-
gen wir leistungsmäßig im Mittelfeld, und bei der
Chancengerechtigkeit war Deutschland Schluss-
licht. Das hat uns alle erstaunt. In beiden Bereichen
gibt es massive Verbesserungen. Sowohl bei der
Leistung - Lesen, Naturwissenschaften und Mathe -
liegen wir jetzt über dem Durchschnitt, als auch bei
der Bildungsgerechtigkeit haben wir aufgeholt.

(Anita Klahn [FDP]: Unter welchem Schul-
gesetz?)

- Frau Klahn, das ist die entscheidende Frage: Wo-
her kommen die Leistungserfolge der letzten
12 Jahre? Wenn Sie die Ländernotiz zu PISA 2012
studiert haben, wissen Sie, dass die Leistungserfol-
ge dadurch zustande kommen, dass die wesentli-
chen Leistungssteigerungen in allen drei Bereichen
ausschließlich bei den Kindern mit schlechten
Chancen, bei den Leistungsschwächeren stattgefun-
den haben. Meine Damen und Herren, Bildungsge-
rechtigkeit und Leistung gehören zusammen.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das war auch der Ausgangspunkt für die Reform
2007, der die CDU damals sinnvollerweise zuge-
stimmt hat. Das ist auch der Grund dafür, dass wir
diese Weiterentwicklung heute vornehmen.

Starke Gymnasien, starke Gemeinschaftsschulen,
das ist eine gemeinsame Verantwortung. Ich möch-
te nicht, dass wir hier in zehn Jahren wieder über ir-
gendwelche Restschulen diskutieren. Deswegen
versuchen wir, zwei starke Säulen zu etablieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Es stellt sich die Frage: Ist das ein Schulgesetz, das
Aufruhr verursacht? - Ich glaube, man muss klar
unterscheiden zwischen der Empörung einzelner
Verbände, Personen, Parteijugendorganisationen
und der Stimmung an den Schulen. Es gibt Kritik
an einzelnen, auch wichtigen Punkten - Oberstufen-
größe, Wahlfreiheit G 8/G 9 -, wir haben aber Kri-
tik von beiden Seiten bekommen; es gab Pro- und
Kontrastimmen. Wir haben an vielen Stellen einen
Kompromiss beschlossen. In der großen Linie wird
dieses Schulgesetz breit getragen. Sven Krumbeck,
ich muss mich wundern, was Sie als die wesentli-
chen Pfeiler in der Schulgesetzgebung beschrieben
haben.

Überlegen Sie - Herr Callsen war da ja ganz vorne-
weg -, was wir an „Brandstiftung“ betrieben haben.
Gehen wir einmal ins Jahr 2010, 2011 zurück. Herr
Callsen, da waren auch Sie anwesend. Es gab eine
Unterschriftenaktion zum Gesetz von Herrn
Dr. Klug, es gab eine erfolgreiche Volksinitiative
gegen das Gesetz, es gab einen Lehrerstreik mit
wilden Folgen, der in die Kollegien hineingewirkt
hat, es gab Unruhe in den Kollegien in Gemein-
schaftsschulen, in den Gymnasien, in der Eltern-
schaft. Die Landeselternbeiräte haben sich durch
die Bank brüskiert gefühlt - die Grundschule nehme
ich aus -, und die Schulträger haben eindringlich
darum gebeten, endlich einmal Planungssicherheit
zu bekommen. Im Vergleich dazu hat das, was wir
jetzt an Reaktionen hören, wirklich Zimmerlautstär-
ke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Anita Klahn [FDP]: Genau, weil
die resignieren!)

Die Freiheit, von der die CDU jetzt spricht, ist vor
allem die Freiheit für wenige Schulen, nostalgisch
an Haupt- und Realschulklassen festzuhalten, weil
man diese Schularten früher kannte. Was Sie im

Bereich selbstständige Schule im Januar einge-
bracht haben, kann man in der knappen Zeit nicht
intensiv beraten. Ich finde den Gedanken der eigen-
ständigen Schule gut. Aber Sie machen sich an der
Stelle einen schlanken Fuß. Wenn wir wollen, dass
Schulrektoren stärker zu Managern der Schule wer-
den und mehr Autonomie erhalten, müssen wir eine
Entlastung für die Schulleitungen einbringen. Dazu
habe ich keinen einzigen Haushaltsantrag gesehen.
Da war die FDP bei der Frage flexibler Ein-
schulungen durchaus fairer; das ist im Haushalts-
gesetz entsprechend begleitet worden. pbOn, also
die Frage, welche Lehrerinnen und Lehrer die
Schulen auswählen, gibt mehr Autonomie für die
Schulen - das ist ein richtiger Schritt gewesen -,
aber die Schulleitungen klagen darüber, wie viel
Zeit diese neue Autonomie frisst. Darüber müssen
wir uns ernsthaft Gedanken machen; an der Stelle
drücken Sie sich weg.

(Heike Franzen [CDU]: Es drückt sich kein
Mensch weg!)

Sven Krumbeck hat an einem Punkt den Finger in
die Wunde gelegt, das ist das Thema Inklusion.
Dass wir den Ressourcenvorbehalt nicht abschaf-
fen, tut vielen von uns in der Seele weh. Ich bedan-
ke mich aber ausdrücklich bei Frau Wende und
Frau Alheit, die mit den kommunalen Landesver-
bänden - anders als die Vorgängerregierung - kon-
struktiv nach tragfähigen Lösungen im Bereich der
Inklusion suchen. Herr Callsen, dass das Thema In-
klusion den Schulen unter den Nägeln brennt, ist
nicht erst seit heute so. Da gab es lange Zeit eine
Entwicklung, die politisch nicht besonders gut be-
gleitet wurde.

Wir lassen die Förderzentren als Schulform weiter
bestehen. Das ist auch im Koalitionsvertrag so fest-
gelegt. Ich wünsche mir bei der Zusammenlegung
oder Verkleinerung von Förderzentren - das sage
ich in Richtung Verwaltung - ein bisschen weniger
Tempo, bis wir wissen, in welche Richtung das ge-
hen kann.

Uns Grüne freut besonders die Entwicklung beim
Thema kleine Dorfschulen. Wir haben drei Ver-
besserungen. Erstens senken wir die Mindestgröße
auch für Gemeinschaftsschulen. Das ist gut für die
Schulen im ländlichen Raum.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Zweitens haben wir mehr Flexibilität für kleine
Grundschulen. Kurze Beine, kurze Wege, das sind
bei uns nicht nur Sonntagsreden, sondern wir tun
etwas. Drittens stellen wir sogar Mittel über den
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EU-Strukturfonds bereit - was übrigens auch die al-
te Landesregierung hätte tun können, wenn es ihr
wichtig gewesen wäre.

(Beifall Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Zur Aufregung über das Thema Schulartempfeh-
lung, einmal davon abgesehen, dass das Thema
Schulartempfehlung - damit wir alle wissen, wor-
über wir abstimmen - im Schulgesetz gar nicht ver-
ändert wird. Dieser Punkt taucht an einer Stelle auf,
da bleibt er erhalten, und da geht es um die Frage,
welche Kompetenz die Klassenkonferenzen haben.
Da steht drin: Die entscheiden über die Schulart-
empfehlung. Das haben wir als Koalition ganz klar
so drin gelassen.

Meine Damen und Herren, schon heute haben 80 %
der Viertklässlerinnen und Viertklässler Anrecht,
auf das Gymnasium zu gehen. Es ist nicht so, dass
die neue Koalition die Türen auf einmal weit auf-
macht, die vorher geschlossen waren. 80 % haben
eine Realschul- oder Gymnasialempfehlung und
damit das Anrecht, auf einem Gymnasium ange-
nommen zu werden. Wie viele nehmen diese Opti-
on tatsächlich in Anspruch? - Das sind 40 %.

Wer sich hier aufregt, das sei das Ende des Gymna-
siums, der muss sagen, ob wir Haupt- und Real-
schulempfehlungen weiter bestehen lassen wollen,
obwohl wir überhaupt keine Haupt- und Real-
schulen mehr haben? - Das wäre doch wirklich ab-
surd.

Die andere Möglichkeit - ich sage das, weil hier ge-
rade so viel über Freiheit gesprochen wird - ist nur,
den Elternwillen massiv einzuschränken. Wir hat-
ten dazu im Bildungsdialog eine Arbeitsgruppe, die
auch Ergebnisse vorgelegt hat. Die waren aber der
breiten Mehrheit von Eltern, Lehrervertretern und
auch aus der Politik - wir waren parteiübergreifend
eingeladen -, so würde ich es sagen, „nicht prakti-
kabel“ genug. Das hätte wirklich für Unruhe ge-
sorgt. Wir mussten eine Lösung finden. Die Analy-
se dieser Arbeitsgruppe war richtig.

Das wird auf dem Verordnungsweg geändert, das
muss man auch sagen. Da werden natürlich - logi-
scherweise - die Verbände, die Schulen und die El-
tern einbezogen, bei der Frage, wie wir die Schular-
tempfehlung weiter gestalten. Wie die Beratung er-
folgt, ist jetzt im Anhörungsprozess. Grundschul-
lehrerinnen und -lehrer werden weiterhin die Eltern
kompetent und richtig bei der Frage beraten, wohin
ein Kind gehen soll.

Wenn dann ein Kind doch gegen den Rat der Lehr-
kräfte auf ein Gymnasium geht, kann doch das
Kind nichts dafür. Dann ist es doch klar, dass wir
wollen, dass sich die Lehrkräfte um dieses Kind be-
sonders kümmern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist auch an den meisten Gymnasien schon Pra-
xis. Fragen Sie einmal den Landeselternbeirat der
Gymnasien, der bestätigt Ihnen das. Das, was hier
Querversetzung genannt wird, klingt sehr glatt.
Was bedeutet das? - Das sind Jugendliche, die erst
einmal einen massiven Dämpfer bekommen. Das
bedeutet für Eltern, wenn das Kind vom Gymnasi-
um fliegt, dass man zu einem Zeitpunkt auf Schul-
suche geht, zu dem die Plätze zum überwiegenden
Teil vergeben sind, und es bedeutet, dass die neue
Schule diese Kinder erst einmal aufbauen und dann
in bestehende Lerngruppen integrieren muss. Das
betrifft nach der letzten Schulstatistik rund 5 % des
sechsten Jahrgangs am Gymnasium.

Wenn ich noch Zweifel gehabt hätte, ob es richtig
ist, das ins Gesetz zu schreiben, dann muss ich sa-
gen, dass mich die Pressemitteilung des Philologen-
verbandes vom letzten Freitag überzeugt hat. Darin
wird gesagt, es sei zum Schaden unserer Schülerin-
nen und Schüler. - Wenn das zum Schaden ist, dass
man genau hinschaut, bevor man ein Kind von ei-
ner Schule auf die andere schickt, dann muss ich
sagen, es ist richtig, was wir tun.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ralf Stegner hat darauf hingewiesen: Wir hatten an
der Stelle ganz andere Pläne. Wir wollten sie kom-
plett abschaffen und haben sie jetzt bewusst und
nach Beratung so im Gesetz gelassen - mit einer
Klarstellung, die in vielen Bereichen und Schulen
schon klar ist.

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

Ganz wichtig ist für mich der Punkt: Ein Schulge-
setz allein macht natürlich keine gute Schule. Die
Ressourcenfrage steht ganz oben an. Es gibt einen
Lehrermangel, das bestreitet keiner. Inklusion ist
auch ein Thema.

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

- Wir sind immer noch besser als Sie, Frau Franzen,
wo Sie gerade dazwischenrufen.

Bei der Inklusion haben wir ganz wichtige Punkte
zu lösen. Der Kinderschutzbund und die GEW ma-
chen auf das Thema Lehr- und Lernmittel aufmerk-
sam. Wir haben sehr viele Baustellen. Ich bin froh,
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dass wir im Bereich der Lehrerausbildung den
nächsten großen Brocken anpacken.

Wir klären heute den rechtlichen Rahmen. Wir
geben Verlässlichkeit und Klarheit für die Schulen.
Wir geben Rückenwind für Jungen und Mädchen in
Schleswig-Holstein. Wir geben Planungssicherheit
für die Schulträger. Ich muss sagen, dass ich mit
dem Gesetz zufrieden bin, meine Fraktion ist zu-
frieden mit diesem Dialog. Ich hoffe und bin ganz
sicher, die Schulen sind es auch. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat Frau Abgeordnete Anita
Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Damen und Herren! Vieles ist zu ein-
zelnen Punkten schon gesagt worden. Ich möchte es
gern vorwegnehmen: Ich hätte mir tatsächlich ge-
wünscht, dass die konstruktiven, sachlichen und
teilweise auch rein technischen Änderungsvorschlä-
ge seitens der FDP-Fraktion von den regierungstra-
genden Fraktionen ernsthaft in Betracht gezogen
und angesehen worden wären und dass man sie
auch übernommen hätte. Das wäre für mich an die-
ser Stelle ein echter Dialog gewesen und hätte Ih-
nen gut zu Gesicht gestanden.

(Beifall FDP)

Dass wir in der großen Frage - G 8 oder G 9 und Y
erhalten - keinen Konsens finden, ist selbstredend,
und ich glaube, das ist eine Basis, über die wir jetzt
nicht lange diskutieren müssen. Aber wir Liberale
wollen unser Land fortentwickeln und Wohlstand
für alle Bürgerinnen und Bürger schaffen, sodass
jeder die Chance hat, sein Leben so zu verwirkli-
chen, wie er es sich vorstellt. Gute Bildung ist da-
bei der Schlüssel für alle. Das war der Appell von
uns an Sie, sich damit auseinanderzusetzen, was wir
an sachlichen und konkreten Vorschlägen gemacht
haben, die zu einer Verbesserung in der Alltagsar-
beit geführt hätten.

Die Landesregierung mit den regierungstragenden
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und den Abgeordneten des SSW rühmen sich heute,
den so oft zitierten Schulfrieden in das Land
Schleswig-Holstein zu tragen. Aber was bezeichnen
Sie als Schulfrieden? - In der Tat ist es doch nichts
anderes als die Fortführung der Schulstrukturver-
änderungen aus dem Jahr 2007 hin zur Einheits-

schule und entspringt allein Ihrer tiefen ideologi-
schen Überzeugung. Lehrer werden langsam zu rei-
nen Schulmoderatoren degradiert, und Bildung
wird nur noch von einem reinen Defizitdenken ge-
prägt, als ob Schüler von einer Krankheit therapiert
werden müssten.

Damals wie heute zwingen Sie Schulen in ein star-
res Korsett ohne Rücksicht auf regionale Interes-
sen und Gegebenheiten. Damals wie heute sind Ihre
Entscheidungen geprägt von der Sorge, dass einer
Gemeinschaftsschule die Schüler wegbleiben kön-
nen, wenn das benachbarte Gymnasium ebenfalls
das Abitur nach neun Jahren anbietet.

(Beifall FDP)

Wenn Sie diese Sorge nicht hätten, warum strei-
chen Sie dann die von FDP und CDU geschaffene
Möglichkeit der Wahlfreiheit wieder aus dem
Schulgesetz und

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

bieten als Minimalkonsens den Bestandsschutz für
die wenigen noch existierenden G-9- oder Y-Gym-
nasien an? Damit isolieren Sie Schleswig-Holstein,
denn andere Bundesländer gehen hier inzwischen
andere Wege. Sie nehmen den Familien die gefor-
derte Flexibilität bei notwendigen, vielfach wirt-
schaftlich begründeten Wohnortwechseln - und das
Ganze auf dem Rücken der Schülerinnen und Schü-
ler.

(Beifall FDP)

Genauso wenig friedvoll ist das zwangsweise
Durchsetzen des längeren gemeinsamen Lernens.
Nichts anderes ist doch der vorgeschriebene bin-
nendifferenzierte Unterricht an den Gemeinschafts-
schulen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Jetzt fangen Sie
auch noch damit an! Das ist ja gruselig! Was
haben Sie für ein Menschenbild, Frau Klahn?
Das ist ja furchtbar!)

- Ich glaube, ich habe ein sehr gutes Menschenbild,
Herr Dr. Stegner.

(Beifall FDP)

Dass Regionalschulen zukünftig Gemeinschafts-
schulen heißen, ist für uns Liberale nicht ausschlag-
gebend. Wesentlich ist für uns aber, dass den Ge-
meinschaftsschulen verboten wird, abschlussbezo-
gene Klassen einzurichten. Das konterkariert jede
schulprogrammatische und selbstverantwortliche
Arbeit vor allen Dingen in den Schulen. Das ist
doch ein Widerspruch, Herr Stegner.
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(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sollen die da oben
schön unter sich bleiben!)

Außerdem gibt es dazu keine wissenschaftliche
Studie, welche die Vorteile des längeren gemeinsa-
men Lernens belegt. Ganz im Gegenteil: Zahlreiche
Studien belegen, dass leistungsstarke Schüler durch
binnendifferenzierten Unterricht schlechter und lei-
stungsschwache Schüler nicht besser gefördert wer-
den als in einem differenzierten Schulwesen.

(Martin Habersaat [SPD]: Nennen Sie mal
zwei Beispiele!)

Allerdings scheint die Koalition nicht sonderlich
überzeugt von ihren eigenen pädagogischen
Konzepten zu sein, denn anders kann die flexible
Übergangsphase an Gemeinschaftsschulen, die in
drei Jahren zum zukünftigen ersten allgemeinen
Abschluss führt, nicht erklärt werden; denn das ist
de facto eine abschlussbezogene Klasse.

(Wortmeldung Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Jetzt möchte ich eine Zwischenfrage zulassen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Sie haben die Zwischenfrage schon erlaubt. Herr
Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Liebe Frau Kolle-
gin Klahn, da Sie sich, wie Herr Callsen vor-
hin auch, gegen dieses zwangsweise gemein-
same Lernen entschieden wenden: Wäre Ih-
nen lieber, dass wir Oberschichtklassen hät-
ten, die für sich zusammen sind und dass
man nicht mit den Schmuddelkindern spielt?

(Zurufe)

Ist das vielleicht die Logik? - Ich muss Ihnen
ehrlich sagen: Im Jahr 2014 finde ich eine
solche Haltung vorgestrig. Wenn sie 1914
geäußert worden wäre, wäre das okay. Das
ist keine Frage, sondern wirklich nur eine
Bemerkung.

(Beifall Martin Habersaat [SPD] und Birte
Pauls [SPD])

Anita Klahn [FDP]:

Das nehme ich als eine Zwischenbemerkung. Lie-
ber Herr Dr. Stegner, erstens freue ich mich, dass
ich zwar älter geworden bin, aber nicht aus dem
Jahr 1914 stamme, und zweitens muss ich ganz
deutlich an dieser Stelle sagen: Das, was Sie eben
formuliert haben, ist so etwas von verachtend, es

widerspricht jeglicher Auffassung hier im Hause,
ganz ehrlich.

(Beifall FDP und CDU - Volker Dornquast
[CDU]: So ist das!)

Wenn Sie meinem Vortrag aufmerksam zugehört -
Anke Erdmann hat es getan - und wenn Sie die Dis-
kussion, die wir geführt haben, wirklich mit Interes-
se und offenem Ohr verfolgt hätten, dann wüssten
Sie, dass es uns allen hier im Haus wichtig ist, den
Kindern und Jugendlichen in diesem Land eine
Möglichkeit zu eröffnen, den für sie bestmöglichen
Bildungsabschluss zu erlangen - auf welchem Weg
auch immer. Das ist individuell verschieden.

(Beifall FDP und CDU)

Ich möchte zu dem letzten Punkt, dass wir ab-
schlussbezogene Klassen an Gemeinschafts-
schulen einrichten für die, die den ersten allgemein-
bildenden Abschluss erreichen sollen, ihn aber
nicht in der vorgesehenen Zeit schaffen und statt-
dessen drei Jahre brauchen, sagen: Das finden wir
ja gut. Denn das ist eine der Maßnahmen, um wirk-
lich mehr für Jugendliche mit einem qualifizierten
Abschluss in die Berufswelt zu entlassen oder ihnen
die Möglichkeit zu eröffnen, weitere Schulgänge zu
besuchen und noch mehr zu erlangen.

Ich appelliere nochmals an die regierungstragende-
nen Fraktionen: Honorieren Sie die Arbeit, haben
Sie Vertrauen in die Kompetenzen der Schulen mit
ihren Lehrkräften und lassen Sie diese ihre bisheri-
gen guten pädagogischen Konzepte fortführen! Die-
ser Weg war im bisher geltenden Schulgesetz ange-
legt. Wir Liberale unterstützen die Eigenverant-
wortlichkeit der Schule. Wir wollen die Wahlfrei-
heit erhalten. Alle Schulen müssen nach ihren Res-
sourcen entscheiden können, ob und in welcher
Form sie differenziert unterrichten oder ob sie ab-
schlussbezogene Klassen einrichten wollen.

Enttäuschend bleibt auch Ihr Umgang mit den
Schulen in freier Trägerschaft. Dass es zu einer
Änderung der Finanzierung dieser kommt, ist ja
nachvollziehbar. Das haben auch wir irgendwo auf
dem Plan gehabt. Dass Sie aber mit dem jetzigen
Haushalt die Axt an einige der freien Schulen ge-
legt haben und ihnen damit die Luft zum Atmen
nehmen, ist unmöglich.

(Beifall FDP und Volker Dornquast [CDU] -
Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Ja, wenn Sie einen Baum fällen, kann er auch
nicht mehr atmen.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 45. Sitzung - Mittwoch, 22. Januar 2014 3647

(Anita Klahn)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3061&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3061&format=WEBVOLLLANG


In der Anhörung wurde deutlich, dass berufliche
Schulen in der Beratung nicht eingebunden waren,
obwohl sich diese mehrfach deutlich angeboten hat-
ten. Gerade diese sind jetzt existenziell betroffen.
Wo ist an dieser Stelle Ihr soziales Gewissen? Sie
machen diesen Schulen und den Schülern, die diese
besuchen, den Garaus.

Die FDP legt eine neue Übergangsregelung vor,
welche den freien Schulen zum jetzigen Zeitpunkt
die Sicherheit gibt, dass sie nicht schlechtergestellt
werden. Wir geben Ihnen damit eine zweite Chan-
ce, wirklich etwas für die freien Schulen zu tun.
Herr Stegner, nutzen Sie dieses Angebot!

(Beifall FDP)

Auch in anderen Bereichen kann das von der Re-
gierung vorgelegte Schulgesetz nicht überzeugen.
Der Bereich der Schulkooperation ist zum Bei-
spiel unzureichend geregelt. Das wurde Ihnen in
der mündlichen und schriftlichen Anhörung mehr
als deutlich gesagt. Sie haben keine Schlüsse daraus
gezogen. Auch hier haben wir einen konkreten Än-
derungsantrag vorgelegt. Ebenso sind die Rege-
lungen zur Flexibilisierung des Einschulalters so-
wie zu den Mindestgrößen von Schulen unzurei-
chend. Wir haben Vorschläge eingebracht, das Ein-
schulalter nachhaltig zu flexibilisieren und auch
dafür zu sorgen, dass die Kinder während der Zeit
der Rückstellung pädagogisch betreut und auf den
Schulbesuch vorbereitet werden. Was ist daran
schlecht, dass Sie das ablehnen müssen?

(Beifall FDP und Heike Franzen [CDU])

Es ist von Fachleuten, Kinderärzten und Psycholo-
gen unterstützt worden. Auch bei den Mindestgrö-
ßen formulieren Sie doch deutlich den Willen des
Gesetzgebers, dass es Ausnahmen von den Min-
destgrößen geben kann, um gerade die Struktur im
ländlichen Raum zu erhalten. Unser Formulierungs-
vorschlag ist dort deutlicher als Ihrer, der einfach
irgendwelche nebulösen Modellprojekte nur zulas-
sen möchte.

(Beifall FDP)

Auch die vorgeschlagene Regelung zur Berufung
von Schulleitern sowie die Erteilung von lehrplan-
mäßigem Unterricht durch Studenten lehnen wir
ab. Wir sind der Überzeugung, dass es für die
Schulen gut ist, wenn im ersten Bewerbungsverfah-
ren externe Bewerber vorrangig sind. Erst dann, in
einer zweiten Runde, wenn es in der ersten kein Er-
gebnis gab, sollten Sie interne zulassen. Nutzen Sie
das!

(Beifall FDP)

Dass Sie Studenten ohne Abschluss erlauben wol-
len, selbstständig lehrplanmäßigen Unterricht zu er-
teilen, ist schlichtweg ein Desaster und zeigt zu-
gleich, wie gering Sie den Lehrerberuf schätzen.

(Beifall FDP)

Herr Stegner, niemand würde auf die Idee kommen,
einen Medizinstudenten selbstverantwortlich eine
Operation durchführen zu lassen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das kann er viel-
leicht einmal bei Herrn Stegner versuchen!)

Genauso wenig würde ein Auszubildender zum
Beispiel im Elektrohandwerk selbstständig Installa-
tionen abnehmen und freigeben dürfen, die dem
Meister vorbehalten sind. Es ist skandalös, dass so-
gar die verantwortliche Ministerin, die selbst ein-
mal Präsidentin der Hochschule mit Schwerpunkt
der Lehrerausbildung war, der Meinung ist, dass
unsere Kinder ohne entsprechende Qualifikation
gebildet werden könnten.

Echter Schulfrieden wäre für mich gegeben, wenn
eine vielfältige Bildungslandschaft den individuel-
len Lernanforderungen, der Zielsetzung und dem
Möglichen des Einzelnen Respekt zollt und Rech-
nung trägt. Echte Chancengerechtigkeit für unsere
Kinder bedeutet doch, dass sie durch eine alters-
und leistungsgerechte inhaltliche gute Schulausbil-
dung Wissen und Kompetenzen erlangen, die ihnen
zukünftig ein selbstbestimmtes und eigenverant-
wortliches Leben ermöglichen. Der Auftrag der
Schule muss doch sein, einen jungen Menschen
gleichermaßen für den beruflichen Wettbewerb
stark zu machen und die Anforderungen einer wer-
teorientierten Gesellschaft zu vermitteln. Genau das
bezeichnet man als Bildungs- und Erziehungsziele.
Sie sind in Ihrem Schulgesetz zukünftig nicht mehr
enthalten.

(Beifall FDP)

Schleswig-Holstein ist jetzt das einzige Bundes-
land, in dem Bildung und Erziehung im Schulge-
setz keine herausragende Rolle mehr spielen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was für ein Un-
sinn! - Dr. Heiner Garg [FDP]: Genau, das ist
Unsinn!)

Das ist wirklich eine Leistung für sich und deutsch-
landweit einmalig. Ich bitte Sie daher: Greifen Sie
den Vorschlag für eine dritte Lesung auf, und ich
komme gern Ihrem Wunsch einer namentlichen
Abstimmung nach. - Vielen Dank.
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(Beifall FDP, Dr. Axel Bernstein [CDU],
Volker Dornquast [CDU] und Heike Franzen
[CDU])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich Frau Ab-
geordneter Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Ich wundere mich in der schul-
politischen Auseinandersetzung doch sehr über die
hier gewählten Mittel, die Pressemitteilung der FDP
vom vergangenen Mittwoch, in der behauptet wird,
dass SPD, Grüne und SSW so sicher sind, dass sie
es bildungspolitisch besser wissen als die schuli-
schen Akteure vor Ort, dass sie diese Besserwisse-
rei jetzt auch noch in Gesetzesform gießen wollen.
Hier wird einfach mal so getan, als hätte man von
unserem Einsatz für mehr Beteiligung, vom Bil-
dungsdialog und von den verschiedenen Veranstal-
tungen in diesem Rahmen noch nie etwas gehört.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch wenn mir dafür jegliches Verständnis fehlt,
kann man sich das Leben natürlich leicht machen
und den initiierten Dialogprozess schlicht ausblen-
den oder erklärt ihn einfach immer wieder zur Far-
ce oder zur leeren Worthülse. Für manche ist das
ganz offensichtlich eine echte Option. Wenn man
dazu aber behauptet, wir würden Besserwisserei in
Gesetzesform gießen, wird für mich eine Grenze
überschritten. Erlauben Sie mir hier einen kleinen
Hinweis: Es ist nicht lange her, da war die FDP in
Schleswig-Holstein für das Bildungsressort verant-
wortlich. Weder der Regierungsstil der FDP noch
der ihres Partners war von einer regen Beteiligung
der Betroffenen geprägt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Allerdings!)

Dies gilt ganz besonders für die schulischen Akteu-
re vor Ort. Denn wenn ich mit den Leuten an den
Schulen spreche, wird ein Punkt immer wieder
deutlich: Von einer so umfassenden Beteiligung
wie im Rahmen unseres Bildungsdialogs konnten
diese Menschen damals nur träumen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist wahr!)

Tatsache ist: Während wichtige, aber womöglich
unangenehme Interessengruppen einfach von Run-
den Tischen ausgeschlossen wurden, haben heutzu-
tage alle die Möglichkeit, sich einzubringen.

(Beifall Lars Harms [SSW] und Dr. Ralf
Stegner [SPD] - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So
ist es! - Zurufe Christopher Vogt [FDP] und
Anita Klahn [FDP])

Auch wenn ich mich hier wiederhole: Wir haben
den Bildungsdialog und das Anhörungsverfahren zu
unserem Schulgesetz sehr wohl zum Anlass für
konkrete Veränderungen genommen. Im Laufe die-
ses rund einjährigen Verfahrens wurden viele Ein-
wände gehört und auch berücksichtigt. Hier lässt
sich zum Beispiel das flexibilisierte Einschulalter
nennen. Klar ist, dass Eltern, Lehrer, Schülervertre-
ter, Gewerkschafter und viele andere Betroffene die
Gelegenheit genutzt haben, um konstruktiv an die-
sem Entwurf mitzuarbeiten.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Ich möchte mich noch einmal ganz herzlich bei de-
nen, die daran teilgenommen haben, bedanken.

(Beifall Lars Harms [SSW], Beate Raudies
[SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Natürlich kann in diesem Prozess nicht jede Einzel-
meinung voll berücksichtigt werden. Das liegt ganz
einfach in der Natur der Sache und wird auch von
fast allen so verstanden. Die letzte Woche hat es
deutlich gezeigt. Anstatt sich am Verlauf konstruk-
tiv zu beteiligen, ziehen es CDU und FDP vor, po-
pulistische Gegenanträge zu stellen. Ich kann in der
Kritik an unserem Gesetzentwurf und in den ge-
nannten Gegenentwürfen beim besten Willen in-
haltlich nichts Neues erkennen. Vielmehr habe ich
den Eindruck, dass man unter dem Deckmantel der
Freiheit und Eigenverantwortung zurückwill zum
bildungspolitischen Chaos vergangener Tage. Wir
sollten aus der Vergangenheit lernen und dringend
dafür sorgen, dass Verantwortlichkeiten klar ver-
teilt sind. Sehr viele Menschen haben mir bestätigt,
dass sie sich auf dem Weg zu einem neuen Schul-
gesetz mitgenommen fühlen.

Natürlich können nicht sämtliche Probleme auf
einen Schlag gelöst werden. Aber heute verabschie-
den wir in jedem Fall ein Gesetz, das die Schulbil-
dung in Schleswig-Holstein neu definiert. Aus Sicht
des SSW ist ein ganz entscheidender Punkt dabei,
dass es sich hier eben nicht um ein weiteres ideolo-
gisches Konstrukt handelt. Dieser Entwurf ist nach
meiner Überzeugung Ausdruck einer konsequenten
Orientierung an der Chancengleichheit für die
Kinder und Jugendlichen in unserem Land. Sie sind
die Gewinner, und darüber freue ich mich aus-
drücklich.
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(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Kernpunkte des neuen Schulgesetzes wurden
hinlänglich diskutiert. Ich will deshalb nur in aller
gebotenen Kürze festhalten, dass wir auf ein zeitge-
mäßes Zwei-Säulen-Modell aus starken Gymnasi-
en und gestärkten Gemeinschaftsschulen setzen.
Hier sollten sich weder CDU noch FDP etwas vor-
machen. Dieses Modell entspricht dem Wunsch
sehr vieler Schülerinnen und Schüler sowie der
Lehrkräfte im Land - sogar dem weit überwiegen-
den Teil. Fakt ist: Damit modernisieren wir unser
Schulsystem, ohne bewährte Strukturen zu zer-
schlagen.

Meine Damen und Herren, übergeordnetes und da-
mit absolut wichtigstes Ziel der rot-grün-blauen
Bildungspolitik ist es, wirklich jeder Schülerin und
jedem Schüler den jeweils besten Abschluss zu er-
möglichen. Dies muss völlig unabhängig vom fi-
nanziellen und sozialen Status der Eltern gelten.
Dies wird auch mit dem neuen Schulgesetz mög-
lich. Eltern können in Zukunft auf Basis einer um-
fassenden Beratung selbst entscheiden, welche wei-
terführende Schule ihre Kinder besuchen sollen.
Dies wird nicht länger vorgeschrieben. Sie ent-
scheiden, ob es das Gymnasium oder die Gemein-
schaftsschule sein soll. Sie entscheiden, ob ihr Kind
zwölf oder 13 Jahre zur Schule gehen soll. Beide
Arten des Abiturs sind gleichwertig.

Grundsätzlich bin ich davon überzeugt, dass starke
Gymnasien neben gestärkten Gemeinschaftsschulen
mehr Schülerinnen und Schüler an einen höheren
Bildungsabschluss heranführen werden als bisher.
Diese zukunftsfesten Strukturen führen zu weit
mehr Planungssicherheit für alle Beteiligten.

Erlauben Sie mir gegen Ende noch einen Blick auf
die finanziellen Aspekte des neuen Schulgesetzes.
Denn es freut mich außerordentlich, dass es gelun-
gen ist, die massiven und einseitigen schwarz-gel-
ben Einsparungen im Bildungsbereich auszuglei-
chen. Die Berechnung der Schülerkostensätze ist
endlich transparent und für alle Betroffenen nach-
vollziehbar. Dabei dürfte allen klar sein: Für die
Einrichtungen, für die diese Umstellung mit Nach-
teilen verbunden ist, greifen Übergangsregelungen.
Damit werden insbesondere die deutschen Schulen
in freier Trägerschaft, die unsere Bildungsvielfalt
bereichern und einen sehr guten Job machen, deut-
lich gestärkt.

Doch wie schon in vergangenen Debatten erwähnt,
hat die Finanzierung für Schulen in freier Träger-
schaft auch eine große minderheitenpolitische Be-

deutung. Denn mittlerweile sind wir endlich - und
ich sage „endlich“ - zu einer gerechten Finanzie-
rung der dänischen Schulen zurückgekehrt.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Und dies geschieht - wie Sie sicher wissen - auf ge-
nau derselben Grundlage wie die Förderung der
freien Schulen. Wenn es um die Finanzierung der
dänischen Schulen geht, muss eines klar sein: In
diesem Punkt trägt das Land Schleswig-Holstein ei-
ne ganz besondere Verantwortung. Denn diese
Schulen sind nun einmal die Regelschulen für die
dänische Minderheit, nicht mehr und nicht weniger.
Und der Dänische Schulverein erfüllt ganz klar
einen Gewährleistungsauftrag, der sonst vom öf-
fentlichen Schulsystem zu erfüllen wäre. In der
Konsequenz heißt das: Ohne dänische Schulen
müsste die Beschulung der Kinder der dänischen
Minderheit mit Unterricht in dänischer Sprache im
öffentlichen Schulsystem erfolgen. Aus diesem
Grund ist die jetzt erreichte Gleichstellung mit den
öffentlichen Schulen nicht nur rechtlich geboten
und bildungspolitisch sinnvoll, sondern schlicht
und einfach gerecht.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Doch auch in Bezug auf den Schutz und die Förde-
rung des Friesischen - wie es in unserer Landes-
verfassung in Artikel 5 festgehalten ist - leistet die-
ses Schulgesetz einen ganz wesentlichen Beitrag.
Denn wie Sie sicher wissen, bildet die Landesver-
fassung, in der dieses Staatsziel seit 1990 aufge-
nommen ist, nur eine Art Rahmen, einen Rahmen,
nach dem wir diesen Anspruch auf Schutz und För-
derung über konkrete Gesetze sicherzustellen ha-
ben. Eine solche Konkretisierung wie in unserem
Schulgesetz ist also nicht nur wichtig, sondern nach
fast 25 Jahren auch längst überfällig. Die von uns
gewählte Formulierung ist ein erster und sehr be-
deutsamer Schritt. Bedeutsam ist er schon deshalb,
weil wir damit zum ersten Mal seit 60 Jahren eine
Basis dafür geschaffen haben, dass kulturelle Ei-
genständigkeit auch über das Bildungssystem si-
chergestellt werden kann.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

An dieser Stelle möchte ich auch noch einmal er-
wähnen, dass wir auch die Sinti und Roma mit in
unser Schulgesetz aufgenommen haben. Wir wollen
auch, dass die niederdeutsche Sprache gepflegt
wird. Das sind wichtige Dinge.
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Frau Klahn, der SSW würde niemals Ihrem Ände-
rungsantrag zustimmen, da Sie wieder gern haben
möchten, dass die dänischen Schulen nur 85 % För-
derung bekommen. Das ist eine Diskriminierung,
die wir abgeschafft haben. Darauf bin ich stolz.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den Dreiminutenbeiträgen. - Das Wort hat für die
SPD-Fraktion Herr Abgeordneter Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es hat
in diesem Haus, seitdem ich mit dabei bin, schon so
manch Biedermann den Begriff Brandstifter in den
Mund genommen. Das ging bisher jedes Mal so
aus, dass man sich für die Formulierung entschuldi-
gen und das zurücknehmen musste. Vielleicht soll-
ten wir künftig einfach davon Abstand nehmen, das
in unsere Manuskripte zu schreiben.

Ein paar liberalen Legenden möchte ich an dieser
Stelle entgegentreten: Erstens wurde vorgetragen,
wir würden den Ersatzschulen die Luft zum At-
men nehmen. Das ist schlicht falsch. Wir geben
Jahr für Jahr deutlich mehr Geld für die Ersatz-
schulfinanzierung aus als bisher - nach einem fairen
Schlüssel, den sogar das Forum Sozial für im We-
sentlichen gelungen bezeichnet. Es gibt wenige
Ausnahmen, dabei handelt es sich um berufliche
Ersatzschulen, und zwar solche, die bisher deutlich
besser als alle anderen finanziert waren. Da haben
Sie recht, da gibt es weniger Geld als bisher. Das ist
aber keine Frage, die das gesamte System der Er-
satzschulen beeinträchtigt, das ist eben auch nichts,
mit dem wir den Ersatzschulen die Luft zum Atmen
nehmen. - Im Gegenteil, wir unterstützen sie.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Flemming Meyer
[SSW])

Zweiter Punkt: Sie behaupten hier einfach dreist,
wir würden den Lehrerberuf nicht ernst nehmen,
weil wir künftig Studentinnen und Studenten die
Möglichkeit geben wollen, eigenverantwortlich zu
unterrichten. Frau Klahn, was wir planen, ist eine
Reform der Lehrerausbildung mit einem halbjähr-
lichen Praxissemester, also mit einem ganzen Se-
mester, in dem Studenten ein halbes Jahr in einer
Schule unterrichten. Natürlich müssen sie in dem
Rahmen auch eigenverantwortlich unterrichten dür-

fen. Das wird der Qualität der Lehrerausbildung
dienen und hat nichts mit unserem Bild vom Lehrer
zu tun.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Anita Klahn [FDP]: Das steht
aber so nicht im Gesetz!)

Frau Klahn, wenn Sie der Meinung sind, die Be-
griffe Bildung und Erziehung fänden sich im
Schulgesetz nicht mehr - Konjunktiv II -, biete ich
Ihnen an: Sie zahlen 100 € an einen wohltätigen
Zweck Ihrer Wahl für jede Stelle, die ich Ihnen im
Schulgesetz zeige, an denen die Begriffe Bildung
oder Erziehung vorkommen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich finde es auch wenig gelungen, dass sich der Op-
positionsführer hier hinstellt und sagt, in dem
Schulgesetz würden wir einen elementaren Punkt
nicht regeln, nämlich die Schulartempfehlung,
deshalb brauchten wir noch eine dritte Lesung. Ich
hoffe, Sie haben den Ausführungen von Frau Erd-
mann entnehmen können, dass auch in einer dritten
Lesung des Schulgesetzes die Schulartempfehlung
nicht vorkommen würde, weil sie nicht gesetzlich
geregelt wird. Deshalb ist es auch mitnichten perfi-
de, was wir hier tun. Sondern es war im Bildungs-
dialog von vornherein so angelegt, dass an der Stel-
le etwas geregelt werden muss. Das wird nun auch
getan - weiterhin freundlich und im Dialog.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Zu behaupten und uns vorzuwerfen, wenn wir die
Schrägversetzung - die wir ja nicht abschaffen -
ein wenig neu reglementieren und mit der Leitfrage
an Schulen versehen, was wir für Schüler tun kön-
nen, und nicht mehr mit der Leitfrage versehen, wer
hier nicht hingehört und wer aussortiert werden
muss, sei das ein menschenverachtendes Bild von
Schülerinnen und Schülern, das ist schlicht dreist.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Über den Bildungsdialog ist viel gesprochen wor-
den. Ich möchte den UV-Nord zitieren. Das ist
nicht immer eine Organisation, die uns nahesteht.
Sie sagt:

„Wir begrüßen grundsätzlich, dass zu erheb-
lichen Teilen die Ergebnisse der Bildungs-
konferenzen Eingang in die Novelle des
Schulgesetzes gefunden haben.“
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Was war das Angebot der CDU zu einem Schul-
frieden, als sich Hunderte von Menschen bei Kon-
ferenzen trafen? Herr de Jager - manche, vor allem
die Älteren, erinnern sich - wollte zu einem Hinter-
zimmergespräch in der CDU-Zentrale einladen.
Dort sollten die Parteivorsitzenden Schleswig-Hol-
steins einen Schulfrieden aushandeln. Das ist eben
nicht unser Konzept.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Martin Habersaat [SPD]:

Aber ich habe gelernt. Ich möchte auch mit einem
großen Zitat zum Thema Schulfrieden und dem
Verhalten der CDU enden. Es stammt von Schiller
aus Wilhelm Tell:

„Es kann der Frömmste nicht in Frieden le-
ben, wenn es dem bösen Nachbarn nicht ge-
fällt.“

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Heike
Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Habersaat, wenn Sie meinem Frakti-
onsvorsitzenden zugehört hätten, hätten Sie gehört,
er hat sich nicht auf die Schulartempfehlung bezo-
gen, sondern auf die Neuregelung der Orientie-
rungsstufen beziehungsweise des Schrägversetzens
innerhalb der Gymnasien. Das ist schon ein wesent-
licher Punkt. Deswegen halte ich die Frage einer
dritten Lesung für absolut berechtigt. Dieser we-
sentliche Punkt innerhalb der Orientierungsstufen
ist mit keinem besprochen worden. Das ist Ihr Dia-
log an dieser Stelle. Weder mit den Schulen noch
mit den Eltern noch mit den Schülern ist dieser Dia-
log darüber geführt worden.

(Martin Habersaat [SPD]: Es gab eine Ar-
beitsgruppe dazu!)

Deshalb wollen wir eine dritte Lesung und das mit
den Verbänden diskutieren.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung der Frau Abgeordneten Anke
Erdmann?

Heike Franzen [CDU]:

Nein, ich lasse jetzt keine zu. Ich würde meinen
Dreiminutenbeitrag gern dazu nutzen, um einige
Positionen deutlich zu machen.

Herr Dr. Stegner, ich möchte auf Sie zukommen.
Wenn Sie den Ausführungen unseres Fraktionsvor-
sitzenden zugehört hätten, hätten Sie viele gute Ar-
gumente für gute Bildungspolitik gehört. Das haben
Sie nicht getan. Wenn gute Argumente bei Ihnen
nicht ziehen,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Welche Argumen-
te?)

dann geht es nur um persönliche Angriffe.

(Beifall CDU und vereinzelt PIRATEN)

Das sagt sehr viel über Ihr Menschenbild und auch
Ihren Charakter aus. Sie sollten wirklich einmal in-
tensiv darüber nachdenken, wie Sie sich hier im
Parlament gegenüber Kollegen verhalten. Das ist
äußerst unkollegial.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]): Wenn man uns
„Brandstifter“ oder „menschenverachtend“
nennt! Sogar im Pressetext steht das drin“!)

Meine Damen und Herren, ich würde gern noch
einmal auf die Frage Aufnahme der Schulartemp-
fehlung kommen. Frau Erdmann, Sie haben gerade
deutlich gemacht: 80 % der Schülerinnen und Schü-
ler hätten das Anrecht, auf das Gymnasium zu ge-
hen. Sie sagen, jetzt sollen es 100 % der Schülerin-
nen und Schüler haben. Ich frage Sie: Welche In-
strumente geben Sie den Gymnasien an die Hand,
um das, was Sie unter „individueller Förderung“ ins
Gesetz geschrieben haben, tatsächlich umzusetzen?
Sie geben Ihnen nichts an die Hand. Im Gegenteil,
das strukturelle Defizit, das die Ministerin im letz-
ten Jahr bekannt gegeben hat, werden Sie sogar
noch weiter ausweiten.

Man muss auch einmal fragen: Was passiert mit
den Kindern an den Gymnasien, die dort sind? Ich
halte es für eine furchtbare Unterstellung, Herr
Habersaat, den Schulen zu unterstellen, sie sortier-
ten aus, wer nicht hingehöre.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das gibt es gar
nicht in Deutschland! Das kommt hier nicht
vor!)
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Das tun unsere Schulen in Schleswig-Holstein
nicht. Das tun auch unsere Gymnasien nicht. Sie
gehen sehr verantwortungsvoll mit ihren Schülerin-
nen und Schülern um und weisen Bildungswege
auf.

(Beifall Johannes Callsen [CDU])

Was heißt das denn, auf einem Gymnasium in die
siebte Klasse versetzt zu werden? Die Schülerinnen
und Schüler sind immer in einem Klassenverband,
in dem sie irgendwann den Inhalten nicht mehr fol-
gen können, weil die erste Aufgabe des Gymnasi-
ums, auf das Abitur zuzuführen, von Ihnen nicht
verändert worden ist. Sie sagen den Gymnasien:
Macht Abitur und seht zu, wie ihr die Kinder mit-
kriegt! Das ist nicht fair gegenüber den Gymnasien
und vor allen Dingen nicht fair gegenüber den Kin-
dern.

(Beifall CDU)

Es gibt einen wesentlichen Kritikpunkt. Er ist von
allen Verbänden genannt worden. Ich habe keinen
Verband gehört, der ihn nicht vorgebracht hat. Das
ist die Frage der Finanzierung dieses Schulge-
setzes. Ich will gern die Rechnung noch einmal auf-
machen, die ich schon einmal aufgemacht habe. Ich
will es schnell machen. Herr Präsident, ich sehe die
rote Lampe.

Das strukturelle Defizit, von der Ministerin ge-
nannt, beläuft sich auf 1.250 Planstellen. Sie brau-
chen mindestens 200 Planstellen für die zwanzig
Oberstufen. Sie brauchen Planstellen für die Um-
wandlung von Regional- in Gemeinschaftsschulen,
unserer Rechnung nach circa 250.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Heike Franzen [CDU]:

Laut GEW brauchen Sie 1.000 Planstellen für die
Inklusion. Das ergibt ein Defizit von 2.700 Plan-
stellen. Denen stellen Sie 300 neue Stellen in Rech-
nung. Da fehlen ein paar.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion der PIRATEN hat Herr Abgeord-
neter und Fraktionsvorsitzender Torge Schmidt das
Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Damen und
Herren! Ich möchte gar nicht großartig inhaltlich et-
was sagen, sondern einen Punkt aufgreifen, den
auch meine Vorredner schon bedient haben. Das
sind die parlamentarische Kultur und die Form
der Debatte, die wir hier führen. Wir alle stehen da-
für, dass wir gern hart in der Sache argumentieren.
Wir reden hier in der Sache hart miteinander und
streiten auch inhaltlich. Ich halte es aber nach wie
vor für nicht richtig - das ist etwas, was nicht ins
Parlament gehört, weil wir eine Vorbildfunktion ha-
ben -, dass sich Kollegen für Redebeiträge von an-
deren Abgeordneten schämen. Das zeugt von einem
komischen Respekt voreinander. Das tun auch an-
dere wirklich persönliche Angriffe hier im Parla-
ment.

(Beifall PIRATEN und CDU)

Wir haben hier Schulklassen auf den Rängen sitzen,
wenn wir über das Schulgesetz debattieren. Wenn
ich mir vorstelle, dass in Schulklassen so miteinan-
der umgegangen wird, stelle ich fest, dass wir wirk-
lich kein gutes Vorbild sind. An dieser parlamenta-
rischen Kultur sollte sich definitiv etwas ändern.

(Beifall PIRATEN - Zuruf)

- Ich bin kein Schiedsrichter, aber ich darf wohl
meine persönliche Meinung zu dieser Debattenkul-
tur äußern!

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es sind auch Zwischenrufe auf dem Off, die un-
sachlich und der Debatte nicht förderlich sind. Wir
reden hier über das Schulgesetz. Dabei sollten wir
bleiben und uns nicht persönlich angreifen. - Ich
danke Ihnen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine Bemer-
kung oder Frage des Herrn Fraktionsvorsitzenden
Abgeordneten Dr. Stegner?

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Ja.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Schmidt, über parlamentarischen Stil kann
man sicherlich streiten - welche Aktuellen
Stunden man anmeldet und viele andere Din-
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ge auch. Dafür, hier zu regeln, was parlamen-
tarisch oder was unparlamentarisch ist, ist
das Präsidium da. Ich stehe dazu, dass man
sich dazu bekennt, dass man sich dafür
schämt, wenn Menschen menschenverach-
tende Haltung unterstellt wird oder der Be-
griff „Brandstifter“ verwendet wird. Dafür
darf man sich schämen. Das darf man hier
auch sagen. Dazu stehe ich hier ausdrücklich.

Wir haben ein Präsidium gewählt, um Parla-
mentarisches von Unparlamentarischem zu
trennen, wir haben keine Schiedsrichter, die
bewerten, was sie richtig oder falsch finden.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Herr Dr. Stegner, ich teile ausdrücklich die Kritik,
die Sie zu dem Begriff „Brandstifter“ geäußert ha-
ben. Diese und ähnliche Ausdrücke gehören hier
nicht hin. Da gebe ich Ihnen durchaus recht. Trotz-
dem sollten wir einmal über das Miteinander hier
nachdenken. Es ist mein gutes Recht als Abgeord-
neter, wenn ich ein Problem damit habe, dies hier
zu äußern.

(Beifall PIRATEN und CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete
Anita Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Vielen Dank, Herr Präsident. - Auf den Beitrag des
Kollegen Habersaat möchte ich, ehrlich gesagt, gar
nicht weiter eingehen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Er zeigt mir, dass er nicht zugehört hat.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Ich habe davon gesprochen, dass Bildung und Er-
ziehung mit Ihrem Schulgesetz in Schleswig-Hol-
stein keine herausragenden Rollen spielen.

Was mich zu meiner Wortmeldung veranlasst hat,
ist der Beitrag der Kollegin Jette Waldinger-Thier-
ing, die gesagt hat, sie könne unseren Änderungsan-
trägen zum Gesetzentwurf nicht zustimmen, weil
wir dort die Forderung aufstellten, die dänischen
Ersatzschulen schlechterzustellen. An dieser Stelle
bitte ich die Kollegin Jette Waldinger-Thiering dar-
zustellen, wo sie in der Drucksache 18/1490 fest-
stellen kann, dass wir § 124 angesprochen haben.
Damit könnte sie diese Behauptung belegen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Lesen hilft manch-
mal!)

Ich bin auf die Antwort der Kollegin gespannt.
Nehmen Sie das, was Sie als Antwort hören wer-
den, als Indiz dafür, wie intensiv sich einige der re-
gierungstragenden Fraktionen mit unseren Ände-
rungsanträgen tatsächlich beschäftigt haben. - Vie-
len Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor bezie-
hungsweise sind zurückgezogen worden.

Für die Landesregierung hat jetzt die Ministerin für
Bildung und Wissenschaft, Frau Professor Dr. Wa-
ra Wende, das Wort.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Es fühlt sich gut an, heute hier zu ste-
hen und das neue Schulgesetz in seiner letzten par-
lamentarischen Debatte zu erleben. Mit dem neuen
Schulgesetz haben wir nach nur eineinhalb Jahren
Regierungszeit einen Meilenstein in der Schulge-
schichte Schleswig-Holsteins gesetzt. Es hat in
Schleswig-Holstein noch nie ein Schulgesetz gege-
ben, das in landesweiten Bildungskonferenzen,
Workshops, Arbeitsgruppen und Bildungsdialogen
mit den unterschiedlichsten Interessenvertretern
von Schule entstanden ist. Viele haben ihre Kritik,
ihre Meinungen und ihre Ideen in die Debatte ein-
gebracht. Dafür möchte ich mich bei allen, auch bei
der Opposition, ganz herzlich bedanken.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Bessere ist der Feind des Guten. Ich bin mir si-
cher: Gemeinsam haben wir ein besseres Schulge-
setz gemacht. Natürlich konnten nicht alle Stand-
punkte berücksichtigt werden, da sie selbstredend
untereinander nicht immer kompatibel waren. Ich
bin aber der festen Überzeugung, dass uns mit dem
vorliegenden Gesetz ein Gesetz gelungen ist, das
die Chancengerechtigkeit in Schleswig-Holstein si-
gnifikant erhöhen wird. Ich bin mir sicher, dass es
ein Gesetz im Sinne der Schüler und Schülerinnen
ist. Genau das sollte ein Schulgesetz sein.

Ziel des rot-grün-blauen Regierungshandelns ist:
Wir wollen die Chance auf eine erfolgreiche Bil-
dungsbiografie unabhängig von der Zufälligkeit des
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Unterstützungspotenzials der Elternhäuser erhöhen.
Im Fokus unserer Ausgangsüberlegung stand weni-
ger die Frage: Wie müssen Schülerinnen und Schü-
ler sein, um den Anforderungen von Schule gerecht
zu werden? Im Fokus stand vielmehr die Frage:
Wie muss Schule sein, damit sie den Bedürfnissen
der Schülerinnen und Schüler gerecht wird?

Kinder und Jugendliche müssen in der Schule die
Erfahrung machen, dass es Spaß macht, an der Welt
des Wissens und des Könnens teilzuhaben. Sie
müssen ganz in Kants Sinne zum kreativen, fanta-
sievollen und kritischen Selbstdenken ermuntert
werden. Darüber hinaus müssen sie dazu motiviert
werden, sich in die Gefühle und Gedanken anderer
Menschen hineinzuversetzen. Sie müssen angehal-
ten werden, Verantwortungsbereitschaft für sich
und andere zu entwickeln. Sie müssen lernen, An-
dersdenkende zu akzeptieren und Konflikte gewalt-
frei auszutragen. Genau das sind die pädagogi-
schen Ziele, die wir mit Schule verbinden. Nachzu-
lesen ist dies in § 4 des Schulgesetzes.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ob Sie diese Ziele als Bildungs- oder als Erzie-
hungsziele bezeichnen, bleibt Ihnen überlassen. Das
Schulgesetz schränkt die Möglichkeiten der sprach-
lichen Benennung an keinem Punkt ein, aber es ist
eindeutig in dem, was Schule leisten soll. Es ist ein-
deutiger als das inhaltlich unverbindliche Sprechen
von Bildung und Erziehung, ohne gleichzeitig zu
sagen, was man konkret darunter verstehen will.
Auch das habe ich heute einmal mehr nicht ver-
nommen.

Gestatten Sie mir eine Randbemerkung: Vor weni-
gen Tagen war ich zu Besuch am Lübecker Carl-Ja-
cob-Burckhardt-Gymnasium, das sich ein eigenes
Sozialcurriculum gegeben hat. Die Lehrkräfte spra-
chen von pädagogischen Zielen und eben nicht von
Erziehungszielen.

Gestatten Sie mir eine zweite Bemerkung zu unse-
ren Schulen: Ich vertraue auf die Kompetenzen und
auf das Engagement unserer Lehrkräfte. Sie sind
durchaus in der Lage, selbstständig zu entscheiden,
wie sie die Schwerpunkte ihrer Schule gestalten
wollen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW)

Ein Beispiel dafür ist die Frage, ob sie sich ein ei-
genes Sozialcurriculum, das ich im Übrigen begrü-
ße, geben wollen. Sie sind auch in der Lage, selbst-
ständig darüber zu entscheiden, mit welchen didak-

tischen Methoden der Unterricht organisiert werden
soll. Deshalb sollten wir als Politiker auch nicht
versuchen, den Lehrkräften vorzuschreiben, wie sie
ihren Schülerinnen und Schülern das Lesen und
Schreiben beizubringen haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Genauso wenig sollten wir ihnen vorschreiben, wie
sie das pädagogische Ziel erreichen, dass Schülerin-
nen und Schüler Verantwortungsbereitschaft über-
nehmen. Ich bin mir auch sicher, dass unsere Leh-
rer in der Lage sind, Abschlussprüfungen so zu ge-
stalten, dass elektronische Hilfsmittel nicht zu
Schummeleien eingesetzt werden können,

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

weil intelligente Abschlussprüfungen auf problem-
lösendes Denken und auf den Transfer von Wissen
und nicht auf die simple Reproduktion und die blo-
ße Wiedergabe von Daten und Fakten zielen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN und SSW)

Lassen Sie mich nun zu den zentralen Neuerungen
des Schulgesetzes kommen: Wir werden künftig ei-
ne klar strukturierte Schullandschaft haben mit ei-
ner Zweisäuligkeit im Sekundarstufenbereich I und
einer Dreisäuligkeit im Bereich der Sekundarstu-
fe II. Damit führen drei gleichwertige, aber nicht
gleichartige Wege zum Abitur. Gymnasien bieten
in der Regel den achtjährigen, Gemeinschafts-
schulen den neunjährigen Weg zum Abitur; mit
15 Ausnahmen, nämlich Gymnasien, die sich für
G 9 beziehungsweise für den Y-Weg entschieden
haben.

Die Gymnasien hatten die von der Opposition so
vehement geforderte Wahlfreiheit, und elf von ih-
nen haben sich entschieden, zu G 9 zurückzukeh-
ren. Vier Gymnasien haben sich für das Y-Modell
entschieden. Das haben wir akzeptiert. Nun frage
ich Sie: Wie oft sollen sich unsere Gymnasien noch
entscheiden können? Jedes Jahr? Alle drei Jahre?
Alle fünf Jahre? Oder vielleicht alle zehn Jahre? -
Wir wünschen uns Stabilität in unseren Schulstruk-
turen. Ein permanentes Hin und Her dient dem
Schulfrieden nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Zu einer klar strukturierten Schullandschaft gehö-
ren Gemeinschaftsschulen mit eigenen Oberstu-
fen. Deshalb haben wir bereits durch ein Vorschalt-
gesetz zusätzliche Oberstufen an Gemeinschafts-
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schulen ermöglicht. Oberstufen an Gemeinschafts-
schulen sind schon allein deshalb notwendig, weil
es unterschiedliche und ganz individuelle Lernwege
gibt; Lernwege, die auch anders aussehen können
als die von den Gymnasien ermöglichten.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Nicht bei jedem Kind steht bereits im Alter von
zehn Jahren fest, welche Potenziale in ihm schlum-
mern. Nicht jedes Kind hat ein Elternhaus, das alles
daransetzt, dass ein Kind schulisch erfolgreich ist.
Nicht jedes Elternhaus ist in der Lage, ein Kind op-
timal zu fördern. In der Gemeinschaftsschule wer-
den die Schülerinnen und Schüler nicht nur indivi-
duell gefördert. Schülerinnen und Schüler können
im Alter von 15 oder 16 Jahren selbst darüber ent-
scheiden, ob sie nach der neunten, nach der zehnten
oder nach der 13. Klasse die Schule beenden wol-
len. Unser aller Ziel muss doch sein, die Zahl er-
folgreicher Bildungsbiografien zu erhöhen. Genau
deshalb brauchen wir mehr Gemeinschafsschulen
mit Oberstufe.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Lassen Sie mich meine These mit einem konkreten
Beispiel unterfüttern: Die Gemeinschaftsschule
Bargteheide erhielt den Deutschen Schulpreis 2013.
Sie war die beste Schule des Jahres 2013. Seit zehn
Jahren hat an dieser Schule keine Schülerin und
kein Schüler die Schule ohne Schulabschluss ver-
lassen. 10 % der hauptschulempfohlenen Schüler
legen dort das Abitur ab. Die Prognosegenauigkeit
der Grundschulempfehlung wird in Bargteheide ad
absurdum geführt. 68 % der Schülerinnen und
Schüler erlangen dort einen besseren Schulab-
schluss als von den Grundschullehrkräften progno-
stiziert. Schon deshalb müssen wir Schulen haben,
die andere Formen von Unterricht und das längere
gemeinsame und individualisierte Lernen in den
Fokus rücken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Freilich nicht alle Gemeinschaftsschulen können ei-
gene Oberstufen haben. Aus diesem Grund ist Ko-
operation ein wichtiges Stichwort, Kooperation
zwischen Gemeinschaftsschulen ohne eigene Ober-
stufe und solchen mit einer eigenen Oberstufe, Ko-
operation mit den RBZs oder Kooperation mit den
Oberstufen der Gymnasien, damit die Eltern bereits
zu Beginn der Schulzeit wissen, dass auch dann,
wenn eine Gemeinschaftsschule keine eigene Ober-
stufe hat, in jedem Fall ein Oberstufenplatz für ihr
Kind bereitsteht, sofern es die entsprechende Eig-

nung und die entsprechenden Nachweise auf intel-
lektueller Ebene mit sich bringt.

Neue Namen für Abschlüsse. Unsere Schüler und
Schülerinnen erlangen zukünftig den ersten allge-
meinbildenden Schulabschluss nach neun Jahren
und den mittleren Schulabschluss nach zehn Jah-
ren. Diese neuen Namen sind wichtig, um deutlich
zu machen, dass Gemeinschaftsschule etwas ande-
res ist als unter einem Dach vereinigte Haupt- und
Realschulen.

Aber wir sind auch nicht einsichtsresistent. Deshalb
haben wir dem Wunsch der IHKs entsprochen und
den ursprünglichen Begriff für den Schulabschluss
nach neun Jahren, nämlich „Berufsbildungsreife“,
durch die Bezeichnung „erster allgemeinbildender
Schulabschluss“ ersetzt. Der ursprüngliche MBW-
Entwurf hatte sich an der Bezeichnung der Mehr-
heit der anderen Bundesländer orientiert. Nun ver-
wenden wir, den Einwänden der IHKs entspre-
chend, die gleiche Bezeichnung wie Hamburg.
Auch das macht ja durchaus Sinn.

Zukünftig wird es in Schleswig-Holstein also kei-
nen Hauptschul- und auch keinen Realschulab-
schluss mehr geben. Das ist konsequent; denn beide
Schulformen stehen für Separation und Selektion
und eben nicht für längeres gemeinsames Lernen.

Deshalb wird es künftig auch keine Regional-
schulen mehr geben; denn diese sind nichts anderes
als unter einem Dach zusammengefasste Haupt-
und Realschulen. Die Regionalschulen werden zu
Gemeinschaftsschulen umgebaut. Das macht Sinn,
weil die Eltern längst mit ihren Füßen abgestimmt
haben.

(Beifall SPD und SSW)

Regionalschulen sind bis auf wenige Ausnahmen
von den Bürgern nicht angenommen worden. Aus
diesem Grund sollen sie sich, sofern sie mehr als
240 Schüler haben, zu Gemeinschaftsschulen um-
bauen.

Es gibt aber auch eine klare Übergangsregelung: Im
Schuljahr 2014/15 reicht eine Schülerzahl von 230
aus. Das gibt den Schulen Zeit für den erfolgrei-
chen Übergang von dem einen in das andere Sys-
tem.

Außerdem möchte ich beim Blick auf Regional-
schulen betonen: Die Regionalschulen mit weniger
als 240 Schülerinnen und Schülern hätten auch
nach dem alten Schulgesetz keine Zukunft gehabt.

Unsere Kinder werden schulpflichtig, wenn sie bis
zum 30. Juni des laufenden Jahres sechs Jahre alt
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geworden sind. Solange wir nicht sicherstellen kön-
nen, dass alle Kinder, die nicht eingeschult werden,
stattdessen eine qualitativ hochwertige vorschuli-
sche Förderung erhalten, erschließt sich für mich
der Sinn einer Rückstellung nicht. Allerdings ha-
ben wir in § 22 Abs. 3 im Wortlaut klargestellt,
dass schulpflichtige Kinder, die aus gesundheitli-
chen Gründen nicht am Unterricht teilnehmen kön-
nen, beurlaubt werden können.

Die am Ende der Grundschulzeit stehende verbind-
liche Übergangsempfehlung werden wir in Zu-
kunft durch verbindliche Beratungsgespräche erset-
zen. Das ist noch nicht im Schulgesetz geregelt,
sondern wird auf der Ebene der Verordnung gere-
gelt werden.

Schlussendlich werden es die Eltern sein, die ent-
scheiden, welche Schule ihr Kind besuchen wird.
Wir vertrauen darauf, dass Eltern nicht beratungsre-
sistent sind. Wir vertrauen auch darauf, dass die El-
tern am ehesten wissen, welche Schulart die beste
für ihr Kind ist.

Im Übrigen ist die Logik der aktuell noch geltenden
verbindlichen Übergangsempfehlung mehr als dürf-
tig; denn aktuell dürfen Kinder mit Hauptschulemp-
fehlung nicht auf das Gymnasium, Kinder mit Real-
schulempfehlung aber schon. Das ist eine Logik,
die sich mir zumindest nicht erschließt.

Hinzu kommt, dass die Treffsicherheit der Empfeh-
lung zu wünschen übrig lässt. Bargteheide zeigt ja,
dass 68 % der Schulartempfehlungen unterhalb der
tatsächlich erreichten Schulabschlüsse der dortigen
Schüler und Schülerinnen liegen. Bargteheide ist si-
cherlich ein besonderer Fall. Aber wenn man sich
die Statistiken anschaut, dann stellt man fest, dass
die Treffsicherheit von Schulartempfehlungen bei
50 % liegt. Stattdessen könnte ich auch würfeln.

Vor allem aber wollen wir mit der Stärkung des El-
ternwillens erreichen, dass Eltern von Grundschul-
kindern beim Gedanken an die weiterführende
Schule zukünftig gelassener werden, dass sie ihre
Kinder nicht bereits in der ersten Klasse unter Lei-
stungsdruck setzen, nur weil sie fürchten, ihr Kind
könne keine Gymnasialempfehlung erhalten. Es
geht um den Schutz der Kleinsten, um den Schutz
vor überzogenem, krank machendem Leistungs-
druck. Dabei setzen wir auf Beratung und die Ein-
sichtsfähigkeit der Eltern und eben nicht auf Bevor-
mundung. Das müsste Ihnen doch eigentlich allen
sympathisch sein.

Die Querversetzung vom Gymnasium wird künf-
tig schwerer werden; sie wird nur noch dann mög-
lich sein, wenn Schüler und Schülerinnen trotz

nachgewiesener schulinterner individueller Förde-
rung nicht den Anforderungen des Gymnasiums
entsprechen. Ziel ist, dass Schüler und Schülerin-
nen in der Schule so gefördert werden, dass die
Versetzung nach der Orientierungsstufe der Regel-
fall ist. Hier verlangen wir zukünftig von allen
Gymnasien, was an vielen Gymnasien bereits gute
Praxis ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Experimentierklausel wird erweitert, weil wir
kleinen Dorfschulen Spielräume geben wollen,
kluge, qualitativ hochwertige standortspezifische
Konzepte für den Erhalt der Schule im Ort zu ent-
wickeln.

Die Ersatzschulfinanzierung wird, indem sie mit
der Entwicklung der Schülerkostensätze der Regel-
schulen korreliert, auf eine solide Basis gestellt. Sie
wird fair, transparent und verlässlich.

Die Minderheiten in unserem Land werden der
Landesverfassung in besonderer Weise geschützt,
angefangen beim Schutz der dänischen Minderheit
und der dänischen Schulen über den Schutz und die
Förderung der friesischen Volksgruppe bis hin zur
Pflege der niederdeutschen Sprache.

Last but not least: Master-Studierende dürfen un-
ter fachlicher Aufsicht der Lehrkraft im Rahmen
von Schulpraktika lehrplanmäßigen Unterricht er-
teilen, ja, sie dürfen sogar alleine im Klassenraum
stehen. Wir wollen - anders als uns unterstellt wird
- Master-Studierende nicht einsetzen, um Unter-
richtsausfall zu reduzieren, sondern Studierende
sollen zukünftig Blockpraktika an unseren Schulen
absolvieren, um Berufsfelderfahrungen machen zu
können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Ermöglichung der Praktika ist das Gegenteil
von einem Sparkonzept; hier entstehen nämlich zu-
sätzliche Kosten. Zur Berufsfelderfahrung gehört
das eigene Unterrichten, wenn die universitäre Aus-
bildung entsprechend fortgeschritten ist. Die Stu-
dierenden haben dann bekanntermaßen einen er-
folgreichen Bachelor absolviert. Darüber hinaus ist
es genauso wichtig, dass dieses eigene Unterrichten
auch ohne Anwesenheit des jeweiligen Fachlehrers
in der Klasse passieren darf. Voraussetzung hierfür
ist, dass sich der Fachlehrer in Reichweite des Klas-
senzimmers aufhalten muss.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Hinter der Tür!)
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Diese Regelung ist eine Win-win-Situation für alle
Beteiligten: für Lehrkräfte, die in den von Prakti-
kanten übernommenen Stunden zum Beispiel Klas-
senarbeiten im Lehrerzimmer, meinetwegen auch
hinter der Tür, lieber Herr Klug, korrigieren kön-
nen, für Praktikanten, die sich in der Lehrerrolle er-
proben können, und auch für die Schüler und Schü-
lerinnen, die auf diese Weise Unterrichtsangebote
erhalten, die gleich von zwei Personen, nämlich
von einem Fachlehrer und vom Praktikanten vorbe-
reitet worden sind.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Vorwürfe der FDP irritieren mich deshalb
schon sehr. Denn jeder, der sich mit Ausbildung
von Lehramtsstudierenden beschäftigt hat, weiß,
dass Praxiserfahrung das A und O einer guten Aus-
bildung ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt PIRATEN)

Jeder, der sich mit Medizinstudiengängen auseinan-
dergesetzt hat, liebe Frau Klahn, stellt fest: Studie-
rende operieren nicht selbst. Aber Sie können
Zahnkliniken aufsuchen, wo sie von Studierenden
ihre Zähne gemacht bekommen.

(Christopher Vogt [FDP]: Aber freiwillig!
Können die Schüler nach Hause gehen, wenn
sie möchten?)

Gute Ausbildung ist der Garant für gute Schule.
Unsere Schulen sind nur so gut wie unsere Lehr-
kräfte.

(Christopher Vogt [FDP]: Nicht alles, was
hinkt, ist ein Vergleich!)

Im Übrigen werden wir über unsere Lehrerbildung
in Kürze debattieren. Ich bin gespannt auf Ihre An-
regungen. - Für heute danke ich für Ihre Kritik und
die vielfältigen Denkanstöße und hoffe auf Konti-
nuität.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Landesregierung hat die verabredete Redezeit
um zehn Minuten überzogen. Das steht den Fraktio-
nen nun zur Verfügung. Für die Abgeordneten des
SSW hat jetzt Frau Jette Waldinger-Thiering das
Wort. - Frau Abgeordnete!

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Vielen Dank, Herr Landtagspräsident. - Ich konnte
vorhin keine Antwort auf Frau Klahns Einwände
geben. Frau Klahn, ich möchte mich bei Ihnen ent-
schuldigen. Sie haben unserem Haushaltsentwurf so
nicht zugestimmt, dass wir nämlich 100 % für die
dänische Minderheit haben wollten. In Ihrem Än-
derungsantrag zu dem Schulgesetz steht es in der
Tat nicht drin. Da sind mir vorhin vielleicht ein
bisschen die Pferde durchgegangen, und ich habe
zwei Dinge verwechselt. Dafür möchte ich mich
entschuldigen.

Dann gehe ich davon aus, dass die FDP ihren Min-
derheitenansatz geändert hat und der dänischen
Minderheit und ihrer hundertprozentigen Gleich-
stellung positiv gegenübersteht.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Wortmeldung Christopher Vogt
[FDP])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wünschen Sie eine Zwischenbemerkung? - Zu spät.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Zum Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksa-
che 18/1124, ist eine dritte Lesung beantragt wor-
den. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
abgelehnt.

Jetzt kommen wir in der Abstimmung zum Gesetz-
entwurf der Landesregierung, Drucksache 18/1124,
und zu Änderungsanträgen der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP. Ich lasse zunächst über
den Änderungsantrag der Fraktion der CDU - das
ist die Drucksache 18/1489 - abstimmen. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist dieser An-
trag mit den Stimmen der CDU gegen die Stimmen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten des SSW bei Enthaltung der PIRA-
TEN und der FDP abgelehnt.

(Wortmeldung Torge Schmidt [PIRATEN])

- Wir sind mitten in einer Abstimmung. - Entschul-
digung, können die PIRATEN bitte nochmals
Handzeichen geben! Das war ein bisschen durch-
einander. Sie haben gar nicht teilgenommen, wenn
ich das richtig sehe.
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1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei

(Torge Schmidt [PIRATEN]: Es ist alles in
Ordnung! Ich habe mit der Fraktion ge-
stimmt!)

- Sie haben mit der Fraktion gestimmt. Dann war
das also auch dagegen. Damit ist dieses Abstim-
mungsergebnis eindeutig. Als Sie gestanden haben,
konnte ich das nicht richtig mitverfolgen.

Eine Zwischenbemerkung mitten in der Abstim-
mung ist eigentlich nicht üblich, es sei denn, es ist
ein Geschäftsordnungsantrag, den Sie loswerden
wollen, oder irgendetwas Ähnliches, was auf die
Abstimmung bezogen ist.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident, Sie haben eben von
Änderungsanträgen der CDU und der FDP gespro-
chen. Es gibt noch einen weiteren Änderungsan-
trag, und zwar von den PIRATEN, Drucksache
18/1502.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Alles zu seiner Zeit, Herr Abgeordneter. Nehmen
Sie wieder Platz!

(Heiterkeit CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Es tut mir leid, ich habe hier eine Abstimmungslo-
gik. Die werden Sie im Laufe des Verfahrens viel-
leicht verstehen. Aber wenn Sie nachher nicht dran-
gekommen sind, dürfen Sie sich gerne nochmals
äußern.

(Heiterkeit CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich bin zunächst im Verfahren der Abstimmung.
Wenn Sie anschließend sagen, das sei alles falsch
gelaufen, erheben Sie gerne gegenüber dem Präsidi-
um Protest. - Ich fahre fort in der Abstimmung.

Ich lasse dann über den Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP abstimmen; das ist die Drucksache
18/1490. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Das sind die Abgeordneten der
FDP. - Gegenprobe! - Das sind die Abgeordneten
der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, die Abgeordneten des SSW sowie der Frakti-
on der PIRATEN. - Enthaltungen? - Bei Enthaltung
der CDU-Fraktion. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich lasse nun über den Änderungsantrag der Frakti-
on der PIRATEN - das ist die Drucksache 18/1502
- abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-

gen? - Dann ist dieser Antrag gegen die Stimmen
der PIRATEN bei Enthaltung der Fraktionen von
FDP und CDU mit den Stimmen aller anderen
Fraktionen abgelehnt.

Die CDU-Fraktion und die FDP-Fraktion haben
zum Gesetzentwurf der Landesregierung namentli-
che Abstimmung beantragt. Eine solche Abstim-
mung ist durchzuführen, wenn sie von mindestens
18 Abgeordneten beantragt wird. Diese Bedingung
ist erfüllt.

(Wortmeldung Wolfgang Kubicki [FDP])

- Direkt zum Verfahren? - Bitte schön. Bevor ich
weiterrede, gibt es noch eine Verfahrensmeldung
des Herrn Fraktionsvorsitzenden Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Ich möchte nur darauf hinweisen,
damit kein falscher Eindruck entsteht, dass wir uns
mit der Sozialdemokratie darauf verständigt haben,
dass wir für den Fall des Fehlens eines Abgeordne-
ten wegen Erkrankung pairen. Der Kollege Kum-
bartzky wird deshalb an der Abstimmung nicht teil-
nehmen. Es soll aber nicht der Eindruck erweckt
werden, als seien wir nicht vollzählig.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Vielen Dank für die Rückmeldung. Im Präsidium
wird notiert, dass der Abgeordnete Kumbartzky an
der Abstimmung nicht teilnimmt.

Jetzt kommen wir zu dieser Abstimmung. Wer dem
Gesetzentwurf Drucksache 18/1124 in der vom
Ausschuss empfohlenen Fassung Drucksache 18/
1451 zustimmen will, erklärt dies in der namentli-
chen Abstimmung bitte mit Ja. Ich bitte die Schrift-
führung, nun mit der Abstimmung zu beginnen.

(Namentliche Abstimmung)1

Meine Damen und Herren, ich gebe das Abstim-
mungsergebnis bekannt: Mit Ja haben 34 Abgeord-
nete gestimmt. Mit Nein haben 33 Abgeordnete ge-
stimmt. Damit ist der Gesetzentwurf in dieser Fas-
sung angenommen.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu b), zur Ab-
stimmung über den Antrag der Fraktion der PIRA-
TEN, Drucksache 18/625, und über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU, Drucksache
18/645.
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Der Bildungsausschuss empfiehlt, den Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU, Drucksache 18/645,
abzulehnen. Wer so beschließen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Somit wurde gegen die Stimmen der
CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion beschlossen,
der Beschlussempfehlung zu folgen.

Weiter empfiehlt der Ausschuss, den Antrag der
Fraktion der PIRATEN, Drucksache 18/625, anzu-
nehmen. Wer so beschließen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Wer gegen die Ausschussemp-
fehlung ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
- Somit ist gegen die Stimmen der CDU-Fraktion
und der FDP-Fraktion beschlossen worden, dass
dieser Antrag angenommen wird.

(Beifall PIRATEN)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu c), zur Ab-
stimmung über den Änderungsantrag der Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PI-
RATEN und der Abgeordneten des SSW, Drucksa-
che 18/1189 (neu). Der Ausschuss empfiehlt, den
Antrag unverändert anzunehmen. Wer der Aus-
schussempfehlung folgen und so beschließen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Dann ist das einstimmig so
beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu d), zur Ab-
stimmung über den Antrag der Fraktion der FDP,
Drucksache 18/507, und über den Änderungsantrag
der Fraktion der CDU, Drucksache 18/541.

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag der Fraktion
der FDP, Drucksache 18/507, abzulehnen. Wer so
beschließen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit wird dem
Beschlussvorschlag des Ausschusses gegen die
Stimmen der FDP-Fraktion bei Stimmenthaltung
der CDU-Fraktion mit den Stimmen der anderen
Fraktionen gefolgt.

Der Ausschuss empfiehlt weiter, den Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU, Drucksache 18/541, ab-
zulehnen. Wer so beschließen will, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, die Fraktion der PIRATEN und die
Abgeordneten des SSW. Wer dagegen ist, so zu be-
schließen, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. -
Das ist die CDU-Fraktion. Wer enthält sich der
Stimme? - Das ist die FDP-Fraktion. Damit wird
der Beschlussempfehlung mit deutlicher Mehrheit
gefolgt.

Ich schließe das Abstimmungsverfahren und unter-
breche die Sitzung bis 15 Uhr.

(Unterbrechung: 13:36 bis 15:05 Uhr)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Bitte begrüßen Sie mit mir 50 Schülerinnen und
Schüler des Gymnasiums Altenholz. - Seien Sie
herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, der Sozialausschuss hat
mit Drucksache 18/1496 eine Beschlussempfehlung
zum Thema „Freiwerdende Mittel der Frauen-Help-
line für Frauenhäuser verwenden“ vorgelegt und
bittet um Beschlussfassung in dieser Tagung. Ich
schlage vor, die Beschlussempfehlung als Punkt
39 a in die Tagesordnung einzureihen und am Frei-
tag ohne Aussprache aufzurufen. Ich sehe keinen
Widerspruch, dann verfahren wir so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Verlust der Staatsangehörigkeit infolge des Op-
tionszwangs verhindern

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1471

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 18/1504

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat Frau Abgeordnete Angelika Beer von der
Fraktion der PIRATEN.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der heutige Antrag der Piratenfraktion steht unter
dem Motto: „Natürlich gehört ihr zu uns, natürlich
seid ihr Deutsche“. Um eines ganz klar zu sagen:
Uns geht es mit unserem Antrag nicht um die Ab-
schaffung der Optionspflicht im Staatsbürger-
schaftsrecht. Die Abschaffung der Optionspflicht
muss in der Tat im Bundestag eine Mehrheit finden.
Der Antrag der Grünen dazu ist Mitte Januar leider
an der Großen Koalition in Berlin gescheitert, ob-
wohl diese sich genau dieses Ziel erst kürzlich in
ihren eigenen Koalitionsvertrag geschrieben hat.
Das ist traurig. Aber es gibt einen Lichtblick: Eini-
ge der SPD-Bundestagsabgeordneten haben ihre
Zustimmung nicht verweigert.
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Uns geht es hier und heute jedenfalls darum zu ver-
hindern, dass über diesen politischen Wirrwarr in
Berlin junge Schleswig-Holsteinerinnen und
Schleswig-Holsteiner eine ihrer Staatsbürgerschaf-
ten aufgeben müssen und diese unumkehrbar ver-
lieren. Gerade weil sich die große Mehrheit der Op-
tionspflichtigen für die deutsche Staatsbürgerschaft
entscheidet, wäre Ihre Zustimmung heute zu unse-
rem Antrag ein ganz deutliches Signal einer tat-
sächlichen Willkommenskultur: „Natürlich gehört
ihr zu uns, natürlich seid ihr Deutsche. Wir zwin-
gen euch nicht, eine eurer Identitäten zu verleug-
nen, sondern ihr seid uns willkommen, so wie ihr
seid.“

(Beifall PIRATEN)

Für dieses Ziel haben wir sicherlich auch Mehrhei-
ten im diesem Haus. Die Frage ist nur - da unter-
scheiden wir uns -: Was können wir tun? Wie Kol-
lege Volker Beck im Bundestag richtig bemerkt
hat, wird die Optionspflicht hier im Land umge-
setzt. Genau an dieser Stelle müssen wir ansetzen.
So ist es. In der Anwendung des Staatsbürger-
schaftsrechts haben wir erheblichen Einfluss. Den
wollen wir nutzen.

Wir können die Verantwortung nicht ständig nur
zwischen Bund und Land hin- und herschieben.
Deshalb sind wir auch gegen den Änderungsantrag
der Koalitionsfraktionen. Ihr Parteikollege Volker
Beck hat wörtlich im Bundestag gesagt:

„Wir als Bundestag wollen die Länder auf-
fordern ..., dass jeder, der gegenwärtig eine
Beibehaltungsgenehmigung beantragt, sie
entweder sofort erhält, oder dass man das
Verfahren ruhen lässt, bis der Gesetzgeber
die Optionspflicht abgeschafft hat.“

(Beifall PIRATEN)

Jetzt wollen Sie den Fall nach Berlin zurückschie-
ben? Was genau bedeutet denn „alle rechtlichen
Möglichkeiten ausschöpfen“, wie es in Ihrem Än-
derungsantrag steht? Was wir in unserem ursprüng-
lichen Antrag beantragt haben, ist, die rechtlichen
Möglichkeiten zu nutzen, die wir haben, und zwar
konkrete. Man ist auch in anderen Ländern, nicht
nur in den Stadtstaaten, konkret geworden, und ja,
auch ein Flächenland mit eigenständigen Auslän-
derbehörden wie NRW zum Beispiel hat ebenfalls
einen verbindlichen Erlass zur Frage des Options-
verfahrens herausgegeben.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einen Brief geschrieben!)

Die Rechtsgrundlage dafür ist die Staatsangehö-
rigkeitszuständigkeitsverordnung, und ihr zufol-
ge erledigen die Kreise die Aufgabe ausdrücklich
nach Weisung. In NRW benachrichtigt man alle
Betroffenen - übrigens auch flächendeckend und
schriftlich - über ihre Möglichkeiten. Die rot-grüne
Regierung dort in Düsseldorf macht einiges von
dem, was wir heute beantragen.

(Beifall PIRATEN)

Fassen wir also zusammen: Das Innenministerium
kann durchaus eine generelle Weisung in Form ei-
nes Erlasses erteilen, um eine einheitliche Anwen-
dung zu erreichen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] und
Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Es kann außerdem dafür sorgen, dass die Betroffe-
nen frühzeitig und flächendeckend über ihre Mög-
lichkeiten informiert werden, Antrag auf Beibehal-
tungsgenehmigung zu stellen. Zu guter Letzt kann
es schlicht und einfach dafür sorgen, dass Options-
pflichtige schriftlich unter Beifügung eines Vor-
drucks gebeten werden, einen solchen Antrag zu
stellen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Der verantwortlich Handelnde sind Sie, Herr Breit-
ner. Sie sind dieser Innenminister, und von Ihnen
erwarten wir endlich einmal konkrete Taten.

(Beifall PIRATEN)

Wir sind gern bereit, auch andere konkrete Vor-
schläge mit einzubauen. Ich muss aber auch sagen:
Auf blindes Vertrauen unsererseits in die sogenann-
te humanitäre Gesinnung des Innenministers ent-
sprechend der Lyrik im Koalitionsantrag können
und wollen wir nicht bauen, wir sind zu oft ent-
täuscht worden.

(Beifall PIRATEN)

Wir glauben jedenfalls, dass wir heute entscheiden
müssen. Deshalb sage ich noch einmal ganz klar:
Machen Sie in Ihrer Regierungsverantwortung hier
im Land doch einfach einmal das, was Sie münd-
lich schon so oft angekündigt, in der Bundestagsop-
position gefordert und in den Koalitionsvertrag der
Großen Koalition hineingekämpft haben. „Jetzt“ ist
nicht Berlin, sondern Sie sind am Zug.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Astrid
Damerow das Wort.
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Astrid Damerow [CDU]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben an dieser Stelle schon des Öfteren
über das Für und Wider der Optionspflicht disku-
tiert. Die CDU-Fraktion hat in all diesen Diskussio-
nen, die ja durchaus strittig waren, stets deutlich ge-
macht, dass für uns das Bekenntnis zu einer
Staatsangehörigkeit große Bedeutung hat. Daran
hat sich für uns als CDU-Fraktion nichts geändert.

Nun hat sich die Große Koalition in Berlin in ihrem
Vertrag darauf verständigt, dass für in Deutschland
geborene und aufgewachsene Kinder ausländischer
Eltern der Optionszwang in Zukunft entfällt und die
Mehrstaatlichkeit akzeptiert wird. Allerdings - und
das mache ich hier jetzt einmal deutlich - ist ein
Koalitionsvertrag kein Gesetz. Bisher steht das al-
lein im Koalitionsvertrag, was ja nicht heißen soll,
dass es auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben
werden soll. Das ist auch jedem klar. Da es aber
kein Gesetz ist und nach wie vor die geltende
Rechtslage Gültigkeit hat, sind auch wir in Schles-
wig-Holstein in der Pflicht, dieses Gesetz anzuwen-
den. Das muss für uns als Gesetzgeber auch selbst-
verständlich sein. Das ist nicht etwas, das wir hier
diskutieren sollten. Geltende Gesetze können wir
nicht ohne Weiteres außer Acht lassen. Dass dies
bei den Betroffenen natürlich zu Unsicherheiten
führt, ist uns bewusst.

Im Übrigen haben wir das letzte Woche im Innen-
und Rechtsausschuss sehr ausführlich diskutiert.
In diesem Ausschuss hat der Innenminister - an die-
ser Stelle danke ich ihm für die Ausführlichkeit, mit
der er uns zur Verfügung stand - uns ganz deutlich
die Möglichkeiten aufgezeigt, die die Landesregie-
rung hat, per Erlass Abhilfe oder Erleichterungen
zu schaffen. Ich bin mir sehr sicher, dass dies getan
wird. Insofern hat er letzten Mittwoch all die Fra-
gen beantwortet und Vorschläge gemacht, die heute
gefordert werden. Deshalb ist mir etwas unklar,
warum wir heute erneut dieses Thema im Landtag
diskutieren.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Uns allen ist bewusst, dass die Betroffenen in einer
schwierigen Situation sind. Ich bin mir sehr sicher,
dass das auch unseren Kollegen in Berlin bewusst
ist. Solange wir aus Berlin keinen Gesetzesentwurf
vorliegen haben - den wir hier sicherlich auch wie-
der diskutieren werden, was auch richtig ist -, ha-
ben wir als Landesgesetzgeber keine Handlungs-
möglichkeiten. Das kann man nicht einfach unter
den Tisch fallen lassen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Insofern tut es mir sehr leid, sagen zu müssen: Ich
finde den Antrag der PIRATEN - ich war ein
bisschen traurig, dass die Koalition auch noch auf-
gesprungen ist - doch recht populistisch.

(Angelika Beer [PIRATEN]: Das ist Be-
schlusslage!)

Ich werbe dafür, dass Sie nun nicht den Koalitions-
vertrag der Großen Koalition nehmen und sich im-
mer das heraussuchen, was in Ihre Erwartungshal-
tung passt und das gleich übermorgen fordern.

(Zuruf Angelika Beer [PIRATEN])

Damit werden wir hier im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag Debatten haben, die nicht im Lan-
desinteresse sein können, weil wir sie in aller Regel
überhaupt nicht lösen können. Dasselbe gilt für den
heutigen Antrag. Wir werden abwarten müssen,
was Berlin entscheidet. Dann werden wir es disku-
tieren. Der Innenminister wird per Erlass im Ver-
waltungshandeln möglich machen, was möglich ist.
Damit ist den Betroffenen - soweit es uns möglich
ist - zunächst einmal gedient. Alles Weitere wird
die Zukunft zeigen.

Selbstverständlich werden wir die beiden Anträge
nicht ablehnen. Das geht nicht, denn inhaltlich sind
sie ja durchaus nachvollziehbar, aber wir werden
uns enthalten. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Abgeordneter
Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Kollegin Beer, wenn Sie in
der letzten Innen- und Rechtsausschusssitzung da-
bei gewesen wären, hätten Sie mitbekommen, dass
der Innenminister des Landes Schleswig-Holstein,
Andreas Breitner, bereits längst die Bleiberechts-
erklärung den Ausländerbehörden zur Verfü-
gung gestellt und ihnen aufgezeigt hat, welche
Möglichkeiten es gibt, diese Erklärungen abzuge-
ben und wie sie die Menschen zu beraten haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf Angelika Beer [PIRA-
TEN])

Seit Jahren schon setzt sich die SPD im Bund wie
auch im Land Schleswig-Holstein für die Abschaf-
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fung der Optionspflicht ein. In den Koalitionsver-
handlungen in Berlin ist es uns nun endlich gelun-
gen, den Durchbruch zu erlangen. Nach zähen Ver-
handlungen ist es insbesondere unserem Innenmini-
ster Andreas Breitner durch großen Einsatz gelun-
gen, die CDU endlich davon zu überzeugen, dass
das Optionsmodell ein Irrweg ist.

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Die Optionspflicht wird in Kürze abgeschafft, aber
die Abschaffung dieser unsinnigen Regelung kann
nur durch eine Änderung eines Bundesgesetzes er-
folgen. Es ist leider nicht möglich, dieses per Er-
lass einer Landesregierung zu regeln, auch wenn
Sie, verehrter Kollege Breyer, das im Innen- und
Rechtsausschuss anders behaupteten. Denn mit Be-
hauptungen kommen wir hier nicht weiter.

Eine klare rechtliche und unanfechtbare Grundlage
muss geschaffen werden. Dies dient vor allem dem
Interesse der jungen Menschen, die betroffen sind.
In Schleswig-Holstein geht es um rund 7.300 junge
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
ner. Niemandem ist mit rechtlich unhaltbaren
Schnellschüssen geholfen, erst recht nicht den Be-
troffenen. Auch hier gilt, wie mit allen Vorhaben
der rot-grün-blauen Koalition: Gründlichkeit geht
vor Schnelligkeit.

Daher unterstützen wir ausdrücklich die Initiative
des Innenministers Andreas Breitner, hier nicht nur
zu warten, dass es im Bund endlich losgeht, son-
dern mit einer Bundesratsinitiative mit Rheinland-
Pfalz gemeinsam die Abschaffung des Optionsver-
fahrens zu starten.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD] - Zuruf An-
gelika Beer [PIRATEN])

Ein Entwurf ist bereits in Arbeit. Dieser beinhaltet
nicht nur - Kollegen von den PIRATEN, hören Sie
zu! - die Abschaffung des Optionsverfahrens, son-
dern auch einen gebührenfreien Wiedererwerb der
deutschen Staatsbürgerschaft für diejenigen, die ih-
re bereits verloren hatten, bevor der Koalitionsver-
trag stand. Das meine ich zum Beispiel auch mit
Gründlichkeit.

(Beifall SPD)

Wir wissen, dass es sich bei der Abschaffung der
Optionspflicht nur um einen Teilerfolg handelt.
Aber angesichts der Ausgangsposition der CDU
und deren Unbeweglichkeit in dieser Frage der Li-
beralisierung des Aufenthaltsrechts, die wir hier ja
auch schon häufiger erleben mussten, ist es ein sehr
guter Anfang. Nach dem Willen der SPD ist und
bleibt die Mehrstaatlichkeit Ziel unserer Forde-

rung. Wir dürfen nicht vergessen, dass bis zur näch-
sten Bundestagswahl über 160.000 junge Menschen
von der Optionspflicht betroffen sind. Politik ist da-
für da, das Leben der Menschen besser zu machen.
Das sagt Ralf Stegner immer, und ich finde, er hat
recht.

(Vereinzelter Beifall SPD - Zurufe SPD)

- Hört doch einmal weiter zu! Dann kriegt Ihr auch
mit, warum er recht hat.

Wenn über 160.000 Menschen mit dieser Änderung
des Gesetzes geholfen ist, ist gut verhandelt wor-
den. Ich habe mich über den einen oder anderen ge-
wundert, der insbesondere der SPD vorgeworfen
hat, wir hätten in den Bereichen Integration und
Migration schlecht verhandelt. Gerade diejenigen,
die uns vorgeworfen haben, schlecht verhandelt zu
haben, sind jetzt die Ersten, die schreien: Jetzt setzt
aber endlich schnell um, was ihr verhandelt habt.
Das hilft niemandem, erst recht nicht den Betroffe-
nen.

(Beifall SPD - Zurufe Angelika Beer [PIRA-
TEN] und Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich finde das ein bisschen widersprüchlich. Aber
ich kann Ihnen hier und jetzt sagen: Sie können sich
darauf verlassen, dass alles, was die SPD in Berlin
in den Koalitionsvertrag mit eingebracht hat, auch
in nächster Zeit umgesetzt wird. Das werden wir
hier alle gemeinsam erleben. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW] - Lachen FDP - Christopher Vogt
[FDP]: So haben wir 2009 hier auch gespro-
chen! - Serpil Midyatli [SPD]: Wir haben
besser verhandelt!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Burkhard Peters das Wort.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich halte die Rede heute für meine
Fraktionsvorsitzende Eka von Kalben. Ich tue das
nicht, weil sie zu diesem Thema nicht sprechen
will, sondern weil sie stimmlich indisponiert ist -
inhaltlich bei Weitem nicht. Immer, wenn in dieser
Rede von „ich“ die Rede ist, muss ich betonen, dass
das auch meine Meinung ist.

Ich muss bekennen, dass auch ich enttäuscht bin,
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(Heiterkeit)

enttäuscht vom Koalitionsvertrag der Großen Ko-
alition, der nun doch nicht die doppelte Staatsbür-
gerschaft enthält, wie Sigmar Gabriel es noch vor
der Bundestagswahl versprochen hatte. Es wäre
schön gewesen, wenn sich die Bundesregierung
klar und deutlich dazu bekannt hätte, dass alle Ein-
wanderinnen und Einwanderer hier willkommen
sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
FDP, PIRATEN und SSW)

Es wäre schön gewesen, wenn sie sich dazu be-
kannt hätte, dass es keine Einwanderer erster und
zweiter Klasse gibt, von denen die einen eine dop-
pelte Staatsbürgerschaft erhalten dürfen und die an-
deren das aufgrund fadenscheiniger Argumente
nicht dürfen.

Es hat in den Koalitionsverhandlungen nur zu ei-
nem Kompromiss mit der CDU gereicht, quasi zu
einer Minimallösung, einer Abschaffung des Opti-
onsverfahrens für die Kinder, die in Deutschland
geboren und aufgewachsen sind. Man muss wohl
anerkennen: immerhin! Die Optionsregelung war
von unvertretbarer Härte. Das hat jetzt auch die
CDU verstanden.

Es bleiben aber zahlreiche Menschen über, von de-
nen die Bundesregierung gern die Steuern nimmt,
ihnen aber die volle Gleichberechtigung vorenthält.
Das hat zur Folge, dass es zwei unterschiedliche
Rechtslagen in einer Familie geben kann. Das ist
doch absurd.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Zahlreiche Eltern leben seit 20 oder 30 Jahren in
Deutschland, und ihnen wird dennoch abgespro-
chen, sich hier richtig integriert zu haben und zwei
Staatsbürgerschaften ertragen zu können. Dabei
sind es gerade die Eltern, die die Kinder großgezo-
gen haben, denen jetzt großzügig die doppelte
Staatsbürgerschaft gewährt wird. Es ist höchste
Zeit, den bescheuerten Gedanken aufzugeben, dass
sich so richtig deutsch nur die Menschen fühlen
können, die hier geboren sind.

Genauso enttäuscht wie über den Koalitionsvertrag
bin ich über die Ablehnung des Antrags der Grü-
nen durch die Große Koalition letzte Woche im
Bundestag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PI-
RATEN und Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich verstehe nicht, warum dieser Antrag abgelehnt
wurde. Ich zitiere - mit Genehmigung des Präsidi-
ums - den Antragstext:

„Über alle politischen Lagergrenzen hinweg
besteht inzwischen Einigkeit, dass sich der
Optionszwang im Staatsangehörigkeitsrecht
nicht bewährt hat und so schnell wie möglich
abgeschafft werden soll. Bis zur Umsetzung
einer gesetzlichen Neuregelung sind junge
Menschen aber weiter mit dem Options-
zwang konfrontiert. In der Anwendung des
derzeit noch geltenden Rechts ist daher so
weit wie möglich dafür Sorge zu tragen, dass
optionspflichtigen jungen Menschen ab so-
fort der Verlust einer Staatsangehörigkeit er-
spart bleibt“

(Zuruf PIRATEN: Wie denn?)

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung auf, bei den Ländern darauf hinzu-
wirken, dass die deutsche Staatsangehörig-
keit nicht mehr dadurch verloren geht, dass
den Betroffenen eine Beibehaltungsgenehmi-
gung vorenthalten wird …“

Der Vollständigkeit halber muss ich dazu sagen,
dass nicht alle Mitglieder der SPD-Fraktion im
Bundestag gegen den Antrag gestimmt haben.
Trotzdem war die Mehrheit der Großen Koalition
dagegen. Ich kann wirklich nicht erkennen, aus
welchen Gründen. Es ist doch das Mindeste, dass
keiner der jungen Menschen die zweite Staatsbür-
gerschaft abgeben muss oder sogar aus der deut-
schen zwangsausgebürgert wird, solange der Ge-
setzentwurf nicht vorliegt, der den Beschluss des
Koalitionsvertrages umsetzt. Den Vorgang der
Zwangsausbürgerung halte ich - mit Verlaub - im-
mer noch verfassungsrechtlich für fragwürdig und
integrationspolitisch für unsäglich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PI-
RATEN, SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Die Ablehnung des Antrags ist auch das falsche
Signal an die Länder. Es ist nicht hinzunehmen,
dass auch nur noch eine einzige deutsche Staatsbür-
gerschaft den Optionspflichtigen entzogen wird.
Statt einen vernünftigen Antrag der Opposition im
Bundestag anzunehmen, spielt die GroKo das alte
Spiel: Opposition ist doof, selbst wenn sie das Glei-
che will wie wir.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Breyer?
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Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr gern.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Lieber Herr
Kollege Burkhard Peters, Sie fordern mit Ih-
rem Antrag, alle rechtlichen Möglichkeiten
auszuschöpfen. Sind Sie denn der Meinung,
dass mit einem unverbindlichen Anschreiben
an die Ausländerbehörden alle rechtlichen
Möglichkeiten ausgeschöpft sind, oder se-
hen Sie, dass wir wie in Bremen oder in
Nordrhein-Westfalen über flächendeckende
Anschreiben, über einen konkreten Erlass,
gehen könnten?

- Ich sehe nicht, dass in Nordrhein-Westfalen ein
konkreter Erlass gemacht worden ist. Ich halte es
für rechtlich nicht zulässig, dass ein Bundesgesetz
durch einen ministeriellen Erlass eines Landes aus-
gesetzt wird.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN], Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Lars Harms [SSW])

Das ist ein Spiel zulasten der Betroffenen. Es ist be-
dauerlich, dass nicht die generelle Mehrstaatlich-
keit beschlossen wurde. Nun müssen wir alles da-
für tun, damit wenigstens denen, die bisher options-
pflichtig waren, schnellstmöglich die Möglichkeit
für die doppelte Staatsbürgerschaft eingeräumt wird
und bis dahin niemand die deutsche oder die zweite
Staatsbürgerschaft unfreiwillig verliert.

Der Innenminister hat im Innen- und Rechtsaus-
schuss ausführlich erläutert, warum der von den PI-
RATEN geforderte Weg rechtlich nicht zulässig ist.
Das ist genau der Punkt. Er kann Bundesrecht nicht
durch Erlass aussetzen - Punkt, Komma, Aus und
Ende. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag auch ab.

Wir freuen uns aber, dass wir uns hier im Land
fraktionsübergreifend in dem Ziel einig sind, dass
die doppelte Staatsbürgerschaft besser heute als
morgen kommt. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Peters, es war zwar nicht Ihre
Rede, aber parlamentarisch ist nichts bescheuert,
nicht einmal Gedanken.

Damit sind wir wieder in der Redefolge. Die näch-
ste Wortmeldung kommt von Herrn Abgeordneten
Dr. Heiner Garg von der FDP-Fraktion.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Lieber Kollege Peters, das mit den Koalitionsver-
trägen ist ja immer so eine Sache. Das eine ist das,
was man hineinverhandelt, das andere das, was spä-
ter umgesetzt wird. Wir schauen uns einmal sehr
genau an, was dann am Ende der Legislaturperiode
davon steht. Unstrittig ist aber, dass jedenfalls hier
in diesem Haus beim Thema Optionszwang schon
in der letzten Legislaturperiode eine sehr breite par-
lamentarische Mehrheit der Auffassung gewesen
ist, dass dieses Instrument integrationspolitisch
kontraproduktiv ist und wir uns ein solches Instru-
ment als Einwanderungsland, das wir längst sind,
gar nicht leisten sollten. Darüber brauchen wir ei-
gentlich gar nicht mehr zu diskutieren.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Insofern haben wir heute wieder die Diskussion, die
wir auch damals schon hatten. Mit großer Mehrheit
ist der Landtag der Auffassung, dass der Options-
zwang so schnell wie möglich abgeschafft gehört.
Worüber wir uns noch streiten und noch diskutie-
ren, ist der richtige Weg dorthin. Die Große Koali-
tion hat - da stimme ich dem Kollegen Peters zu -
bereits letzte Woche die Chance gehabt, im Deut-
schen Bundestag dem Antrag von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN zuzustimmen. Diese Chance ist
versäumt worden.

Ich will an die Ausschusssitzung erinnern. Es hat
niemand - auch übrigens der Kollege Breyer nicht -
beantragt, Bundesrecht einfach auszusetzen oder
zu übergehen. Das ist schlicht nicht richtig.

(Beifall FDP und PIRATEN)

Selbstverständlich kann der Innenminister nicht auf
dem Erlassweg - dabei will ich darauf hinweisen,
dass das Schreiben, auf das ich gleich noch zu spre-
chen komme, nicht einmal einen Erlasscharakter
hat - Bundesrecht aussetzen. Aber auch das hat nie-
mand gefordert.

(Beifall Angelika Beer [PIRATEN] und
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Die Frage war vielmehr, wie wir so schnell wie
möglich dazu kommen, den Optionszwang abzu-
schaffen. Im Innen- und Rechtsausschuss hat sich
der Innenminister dankenswerterweise noch einmal
ganz klar zu dem grundsätzlichen Ziel bekannt. Er
hat berichtet, dass es eine gemeinsame Bundesrats-
initiative der Länder Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein gibt. Wir wünschen ihm dabei ernst-
haft viel Erfolg und viel Glück.
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Doch leider müssen wir feststellen - da gibt es eben
die Differenz -, dass trotz des Schreibens, das uns
der Innenminister im Innen- und Rechtsausschuss
vorgestellt hat, unserer Auffassung nach der Spiel-
raum des § 29 Abs. 4 Staatsangehörigkeitsgesetz
besser hätte genutzt werden können.

(Beifall Angelika Beer [PIRATEN] und
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich will das deutlich machen. In der Pressemittei-
lung des Ministers vom 17. Januar 2014 klingt das
meiner Meinung nach auch schon heraus. Sie haben
gesagt, Sie hätten die Kreise und kreisfreien Städte
aufgefordert, das Optionsverfahren - jetzt zitiere ich
- „nicht zu beschleunigen und Anträge auf Beibe-
haltungsgenehmigungen nicht negativ zu beschei-
den“.

Dass Sie untätig geblieben wären, Herr Minister,
wirft Ihnen überhaupt niemand vor. Aber eine
ernsthafte Auseinandersetzung mit den Regelungen
aus anderen Bundesländern - wenn man sagt, Ham-
burg und Bremen seien nicht vergleichbar, weil es
sich um Stadtstaaten handele und die entsprechen-
den Verwaltungsstrukturen dort nicht mit denen in
Schleswig-Holstein vergleichbar seien, ist das
nachvollziehbar - hätte bedeutet, sich zumindest die
Regelung in Nordrhein-Westfalen sehr genau an-
zuschauen, die nämlich deutlich weiter geht, als
das, was der Innenminister in Schleswig-Holstein
an die Behörden verschickt hat.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Mit Schreiben vom 15. Juli 2011 hat das Ministeri-
um für Inneres und Kommunales des Landes Nord-
rhein-Westfalen den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten im Land empfohlen, den Optionspflichtigen na-
hezulegen, eine vorsorgliche Erteilung von Beibe-
haltungsgenehmigungen nach § 29 Abs. 3 und 4
Staatsangehörigkeitsgesetz zu beantragen.

Im zweiten Schritt erfolgte dort eine glasklare
Handlungsempfehlung an die Kommunen, die be-
sagt, dass in den Fällen, in denen keine der Ertei-
lungsvoraussetzungen erfüllt ist, der Antrag auf ei-
ne Beibehaltungsgenehmigung nicht vor Vollen-
dung des 23. Lebensjahres rechtstechnisch und
rechtsgültig versagt werden darf.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, erlauben Sie eine
Zwischenbemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Breyer?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, selbstverständlich.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr Kol-
lege Dr. Garg, vielen Dank für Ihre Ausfüh-
rungen, denen ich voll zustimmen kann. In
Ergänzung möchte ich in Bezug auf den Fall
Bremen sagen, dass Bremen zwar ein Stadt-
staat ist, aber sehr wohl über eine kommuna-
le Stadtebene verfügt. Dort entscheidet die
Stadt über solche Anträge und nicht das
Ministerium. Deshalb wäre der Fall, dass
dort ein Erlass erlassen worden ist, sehr wohl
auf Schleswig-Holstein übertragbar.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Das war eine Anmerkung oder Ergänzung, die mei-
nes Wissens nach zutreffend ist. Ich wollte deutlich
machen, dass auch ein Flächenland mit vergleich-
baren - wenn auch deutlich größeren - Strukturen
politisch sehr wohl die Möglichkeiten besser ausge-
schöpft hat, als das bislang in Schleswig-Holstein
der Fall gewesen ist.

(Beifall PIRATEN)

Meine Damen und Herren, der Innenminister hat
am 17. Januar 2014 selbst in einer Presseinformati-
on gesagt:

„Inhaltliche Gründe, den Optionszwang nicht
so schnell wie möglich abzuschaffen, gebe es
nicht. ‚Das ist eine Herzensangelegenheit der
Sozialdemokraten und vieler türkischstämmi-
ger Deutscher’, sagte Breitner.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hin-
tergrund bin ich froh, dass es in diesem Hohen
Haus nach wie vor einen breiten Konsens darüber
gibt, den Optionszwang so schnell wie möglich
abzuschaffen. Es ist doch nicht zeitgemäß, dass
man von einem jungen Menschen, der in Deutsch-
land geboren und aufgewachsen ist, verlangt, sich
in einem bestimmten Alter zwischen zwei Staatsan-
gehörigkeiten zu entscheiden, wenn wir doch genau
wissen, dass in der Zuwanderung unter anderem ein
Teil der Zukunftsfähigkeit unseres Landes liegt.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.
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Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich komme zum Schluss; das ist mein letzter Satz. -
Dann gehört es dazu, dass man alles dafür tut, dass
sich diese jungen Menschen in diesem Land gut
aufgehoben fühlen. Dazu gehört es, dass man den
unsinnigen Optionszwang so schnell wie möglich
abschafft.

(Beifall PIRATEN)

Wir sollten hier und heute noch einmal das klare
Signal aussenden, das es ohnehin schon gibt. Ich
würde mich freuen, wenn an dieser Stelle auch die
Union über ihren Schatten springen könnte. - Herz-
lichen Dank.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die doppelte Staatsbürgerschaft ist nor-
mal. Kinder von EU-Bürgern können bereits zwei
Staatsangehörigkeiten haben, wenn sie in Deutsch-
land leben. Allerdings tut sich Deutschland immer
noch schwer damit, diese neuen gesellschaftlichen
Realitäten auch für die Bürger anzuerkennen, deren
Eltern aus einem Staat außerhalb der EU kom-
men. Immer mehr deutsch-türkische oder andere bi-
nationale Familien leben allerdings schon vor, dass
man durchaus mit zwei nationalen Wurzeln verbun-
den sein kann. Das müssen wir immer wieder erklä-
ren.

Was wir brauchen, sind mehr Gesichter von Zweit-
generationsmigranten, die in Wirtschaft, Forschung,
Sport und nicht zuletzt in den Parlamenten zeigen,
dass Deutschland ein Einwanderungsland ist. Die
Wahrnehmung muss sich ändern, und ich bin mir
sicher, das wird sie sich auch. Eine bunte, lebendige
und bewegliche Gesellschaft ist einfach die bessere
Gesellschaft. Sie kann mehr leisten als eine unbe-
wegliche und homogene Gesellschaft.

Auf die globalen Herausforderungen benötigen wir
ein regelrechtes Arsenal an Antworten. Gut, wenn
wir die gemeinsam finden können. Wer sich aller-
dings als Neu-Deutscher in solche Debatten mit sei-
nen Ideen einbringt, der möchte auch die Anerken-
nung seiner Herkunft.

Das passende Symbol dazu ist die doppelte Staats-
bürgerschaft. Das ist die Anerkennung, die wir als
Staat vergeben können, weil sie mit umfangrei-
chen Rechten verbunden ist. Vorrangig zu nennen
sind das aktive und passive Wahlrecht, das mit der
Staatsbürgerschaft verbunden ist, oder das Recht,
sich im Ausland durch die Deutsche Botschaft un-
terstützen lassen zu können. Der Vollständigkeit
halber nenne ich aber auch noch die Pflichten,
manchmal auch Nachteile, die mit der Staatsbürger-
schaft verbunden sind. Zu nennen sind dabei die
Wehrpflicht - die gehört in einigen Staaten immer
noch dazu - oder die Pflicht, beim ausländischen
Wohnsitz Steuern zu bezahlen. Deutscher zu sein,
ist nicht immer nur schön. Fragen Sie einmal Herrn
Hoeneß; der ist nicht von dieser Regelung begeis-
tert, die mit seiner Staatsbürgerschaft verbunden ist.

Eigentlich kann man angesichts dieser technischen
Konsequenzen nicht verstehen, warum Diskussio-
nen über die Staatsbürgerschaft in Deutschland so
erbittert geführt werden. Deutschland als National-
staat hat in der Geschichte über die Staatsbürger-
schaft ethnische und politische Grenzziehung be-
trieben. Das wirkt anscheinend noch ziemlich nach.
Darum doktern wir immer noch an diesem vermale-
deiten Optionsmodell aus dem Jahr 2000 herum:
ein typischer Wiedergänger hier im Parlament. Seit
seiner Einführung fordert der SSW immer wieder in
jeder Debatte aufs Neue die Ablehnung dieses un-
sinnigen und demütigenden Verfahrens. In
Deutschland geborene Kinder von Eltern aus Nicht-
EU-Staaten sollen sich nicht länger bis zum 23. Ge-
burtstag für die deutsche Staatsangehörigkeit oder
für die Staatsangehörigkeit der Eltern entscheiden
müssen. Die Abschaffung des Optionsmodells führt
weder zur Masseneinwanderung noch zur Unter-
höhlung unserer Gesellschaft.

Keines der Argumente, die gegen die doppelte
Staatsbürgerschaft bislang vorgebracht wurden,
kann wirklich überzeugen. Sie muten vielmehr wie
Rückzugsgefechte Ewiggestriger an, die sich mit
neuen gesellschaftlichen Realitäten schwertun. Dar-
um war immer klar: Weg mit dieser unsinnigen Re-
gelung!

So haben es CDU und SPD im Koalitionsvertrag
in Berlin auch vereinbart. Ich zitiere:

„Zuwanderer sollen Staatsbürger werden.
Wer in Deutschland geboren und aufgewach-
sen ist, soll seinen deutschen Pass nicht ver-
lieren und keiner Optionspflicht unterliegen.“

Diese klaren, eindeutigen Worte waren überfällig
und hinken der gesellschaftlichen Veränderung hin-
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terher. Nichtsdestotrotz sind sie richtig und leiten
hoffentlich einen Perspektivwechsel ein.

Allerdings - auch andere sagten das schon - folgen
diesen Worten keine Taten. Im Gegenteil, die
Große Koalition in Berlin hat einen entsprechenden
Antrag der Opposition, bis zum offiziellen Ende
des Optionsmodells eine Übergangsregelung zu er-
möglichen, letzte Woche abgelehnt. Aufgrund einer
nicht nachvollziehbaren Regierungslogik haben wir
immer noch dieses falsche Optionsmodell. Die neue
Mehrheit hat im Bundestag eine historische Chan-
ce vertan.

Schätzungsweise 5.400 junge Menschen werden al-
so im Laufe des Jahres Post bekommen, damit sie
sich aufgrund des Optionsmodells für eine Staats-
bürgerschaft entscheiden. Sie erhalten mit dem
Schreiben nicht den Antrag auf Beibehaltungsge-
nehmigung, wie es die Grünen vorgeschlagen hat-
ten. Die Beibehaltungsgenehmigung nach § 29
Abs. 4 des Staatsbürgergesetzes ist zu erteilen,

„wenn die Aufgabe oder der Verlust der aus-
ländischen Staatsangehörigkeit nicht möglich
oder nicht zumutbar ist oder bei einer Ein-
bürgerung nach Maßgabe von § 12 Mehrstaa-
tigkeit hinzunehmen wäre“.

So weit das Gesetz, auf das sich nicht nur schles-
wig-holsteinische Bürgerinnen und Bürger bezie-
hen können. Im Gegensatz zu Bürgern in anderen
Ländern finden sie bei uns in Schleswig-Holstein
Gehör. Innenminister Breitner regt gegenüber unse-
ren kommunalen Einbürgerungsbehörden an, das
Optionsverfahren nicht anzuwenden und das neue
Bundesgesetz abzuwarten. Damit folgt er seinem
Hamburger und Bremer Amtskollegen. Das ist vor-
bildlich, und das ist das richtige Signal.

Viele Menschen aus Ländern außerhalb der EU le-
ben bei uns, und viele junge Menschen stünden nor-
malerweise jetzt vor der Wahl, welche Staatsbür-
gerschaft sie behalten wollen. Wir hoffen, dass die
Behörden jetzt schon der zukünftigen Gesetzeslage
unbürokratisch vorauseilen und den Menschen die-
se Wahl ersparen. Das wünsche ich mir im Übrigen
nicht nur für Schleswig-Holstein, sondern für die
gesamte Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich würde mich freuen, wenn dieses Gesetz in Ber-
lin möglichst schnell beschlossen wird.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. - Doch, ein
Dreiminutenbeitrag von Dr. Breyer. Jetzt sind die
Dreiminutenbeiträge dran.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Da in der Debatte rechtlich bestritten wor-
den ist, dass es möglich wäre, wie wir vorschlagen,
alle Betroffenen zu informieren und zu verhindern,
dass sie die Staatsbürgerschaft verlieren, hat meine
Fraktion eben beschlossen, den Wissenschaftlichen
Dienst zu beauftragen, die Frage zu prüfen. Da Ihr
Beschluss vorsieht, die rechtlichen Möglichkeiten
ausschöpfen zu wollen, gehe ich davon aus, dass
dann, wenn die rechtlichen Möglichkeiten geklärt
sind, auch das Innenministerium veranlasst werden
wird, sie zu nutzen. - Danke schön.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Für die
Landesregierung erhält Herr Innenminister Andreas
Breitner das Wort.

Andreas Breitner, Innenminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
kein Geheimnis, dass sich die Koalitionspartner der
Landesregierung bereits seit Jahren für die Ab-
schaffung des Optionsverfahrens einsetzen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dieses Ziel ist auch im Koalitionsvertrag für
Schleswig-Holstein festgeschrieben.

Das Optionsverfahren hat sich nicht bewährt. Diese
Erkenntnis hat sich inzwischen über die politischen
Lagergrenzen hinweg weitestgehend durchgesetzt.
Ich denke dabei unter anderem an den Antrag der
FDP zur Aufhebung des Optionszwangs Anfang
letzten Jahres. In den Koalitionsverhandlungen
auf Bundesebene, an denen auch ich mitgewirkt
habe, ist der Durchbruch gelungen. Das Options-
verfahren wird abgeschafft.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD])

Die Haltung der Landesregierung ist klar: Bis zur
Abschaffung des Optionsverfahrens sollte mög-
lichst kein Betroffener mehr seine deutsche Staats-
angehörigkeit verlieren. Dabei ist die Verwaltung
aber an Recht und Gesetz gebunden. Wir können
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Bundesrecht nicht aussetzen, schon gar nicht durch
einen Landeserlass. Das hat auch Hamburg - ent-
gegen anderslautender Meldungen - nicht gemacht.
Inzwischen geht es um Bremen. Meines Wissens
nach gilt dies auch für kein anders Bundesland. Die
Erlasse liegen mir vor. Der Hamburger Weg ent-
spricht vielmehr dem Schleswig-Holsteins. Abgese-
hen davon hat Hamburg als Stadtstaat ganz andere
Einwirkungsmöglichkeiten auf die für das Options-
verfahren zuständigen Stellen. In Hamburg brau-
chen diese sich nicht selbst aufzufordern. Dort ma-
chen die Stellen das mit sich selbst ans.

Bereits am 11. Dezember 2013 hat das Innenminis-
terium die Frage des Umgangs mit aktuellen Opti-
onsfällen im Rahmen einer Dienstbesprechung mit
den Einbürgerungsbehörden erörtert. Wir haben
Einvernehmen dahin gehend erzielt, dass das Opti-
onsverfahren nach wie vor geltendes Recht dar-
stellt. Vor allem haben wir uns aber darauf verstän-
digt, dass aktuelle Verfahren nicht beschleunigt
werden sollen; alles im Rahmen des geltenden
Rechts. Entsprechend wurden die zuständigen Be-
hörden mit Schreiben vom 30. Dezember 2013
aufgefordert, Anträge auf Beibehaltungsgenehmi-
gung nicht negativ zu bescheiden, denn der Verlust
der deutschen Staatsangehörigkeit tritt erst ein,
wenn ein solcher Antrag bestandskräftig abgelehnt
worden ist. Dies gilt nach unserer Rechtsauffassung
übrigens auch für Anträge, die nach dem 21. Le-
bensjahr gestellt werden.

Sie wollen, dass die Landesregierung sicherstellt,
dass Optionspflichtige informiert und gebeten wer-
den, einen Antrag auf Beibehaltungsgenehmigung
zu stellen. Grundsätzlich ist das längst Verwal-
tungspraxis. Seit jeher werden Optionspflichtige
unverzüglich nach Erreichen der Volljährigkeit in-
formiert. Das geschieht sowohl schriftlich als auch
mündlich und im Zweifel auch wiederholt. Die An-
tragstellung ist zudem weder bürokratisch noch an
ein bestimmtes Formular gebunden. Sie ist formlos
und auch rein vorsorglich möglich.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich denke, viele Optionspflichtige sind über ihre In-
formationswege über die aktuellen Diskussionen in-
formiert. Einen allgemeinen Hinweis auf die
Rechtslage, wie es in Punkt b) des Antrags gefor-
dert wird, halte ich daher für verzichtbar.

Für sinnvoll halte ich aber, konkret Betroffene noch
einmal anzusprechen. Ich werde daher Ihre letzte
Anregung aufgreifen und die Kreise und kreisfreien
Städte bitten, in Fällen, in denen noch keine Beibe-

haltungsgenehmigung beantragt wurde, die Betrof-
fenen auf die Möglichkeit der Beantragung hinzu-
weisen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt PIRATEN)

Zusammenfassend denke ich, dass wir uns über das
eigentliche Ziel einig sind, nämlich die Optionsver-
fahren so schnell wie möglich abzuschaffen. In un-
seren Einbürgerungsbehörden werden die Anfragen
der Betroffenen auflaufen. Im Interesse unserer
Bürger wollen wir die Entwicklung voranbringen
und zu einer zügigen Lösung kommen. Zügig wäre
es in der Tat gewesen, wenn die Große Koalition in
Berlin in der letzten Woche die Chance genutzt hät-
te, den Optionszwang in die Geschichtsbücher zu
verbannen. Das hat der Bundestag zunächst nicht
getan.

Deshalb wird die Landesregierung noch in Kürze
eine eigene Bundesratsinitiative vorlegen. Sie ent-
hält als zentralen Punkt die Aufhebung der Options-
pflicht. Für die Fälle, in denen die Wirkungen des
Optionsverfahrens bereits eingetreten sind oder
nicht verhindert werden konnten, wird eine Über-
gangsregelung geschaffen. Den Betroffenen wird
die Möglichkeit zum gebührenfreien Wiedererwerb
der deutschen beziehungsweise der ausländischen
Staatsangehörigkeit unter Beibehaltung der deut-
schen eröffnet. Der Gesetzentwurf deckt damit -
ähnlich wie der Gesetzentwurf von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN im Bundestag - alle Fallkonstel-
lationen ab. Ich hoffe, dass Sie alle ihn als politi-
schen Konsens mittragen.

In dieser Debatte wird der - wie ich finde - krampf-
hafte Versuch seitens der FDP und der Piratenfrak-
tion unternommen, uns nachzuweisen, dass wir ein
Ziel, das wir gemeinsam haben, nicht engagiert und
vehement verfolgen. Dieser Versuch ist gescheitert.
Wir tun alles, um das Optionsverfahren zu beenden,
aber wir haben dies nicht allein in der Hand. - Herz-
lichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Es wurde
kein Antrag auf Überweisung gestellt. Abweichend
von der Geschäftsordnung schlage ich vor, den vor-
liegenden Änderungsantrag zu einem selbstständi-
gen Antrag zu erklären. - Widerspruch sehe ich
nicht.
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Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der
PIRATEN, Drucksache 18/1471, abstimmen. Wer
zustimmen will, den bitte ich um sein Handzeichen.
- Das sind die Stimmen der Fraktion der PIRATEN.
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Dieser An-
trag ist bei Zustimmung der Fraktion der PIRATEN
bei Ablehnung durch die Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordne-
ten des SSW und bei Enthaltung der Fraktionen von
CDU und FDP abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und
der Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/1504.
Wer dem Antrag zustimmen will, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Das sind die Stimmen der an-
tragstellenden Fraktionen. Gegenstimmen? - Das
sind die Stimmen der Fraktion der PIRATEN.
Stimmenthaltungen? - Die CDU-Fraktion. Damit ist
dieser Antrag angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 42 auf:

Attraktivität der Landespolizei erhalten

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/1432

Ich erteile dem Innenminister Herrn Andreas Breit-
ner das Wort.

Andreas Breitner, Innenminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem
Berichtsantrag unterstreichen die Landtagsfraktio-
nen ihren Willen, die Bemühungen der Landespoli-
zei zu fördern, auch in Zukunft interessante Ar-
beitsplätze anzubieten. Das begrüße ich sehr, und
dafür möchte ich mich ausdrücklich bedanken,
denn eine ausreichende Anzahl an Nachwuchskräf-
ten und geschulte Fachkräfte für die Polizei sind
leider keine Selbstverständlichkeit.

Wie nahezu alle Arbeitgeber steht auch die Landes-
polizei vor der Herausforderung, mit den Folgen
des demografischen Wandels umgehen zu müs-
sen, nämlich mit sinkenden Schülerzahlen kombi-
niert mit einem steigenden Bedarf an Einstellun-
gen bei der Landespolizei. Dieser Bedarf wird in
den Jahren zwischen 2018 und 2023 auf über
350 Stellen pro Jahr anwachsen.

Bislang ist es den Verantwortlichen der Werbe- und
Einstellungsstelle gelungen, eine ausreichende An-
zahl an Bewerberinnen und Bewerbern auszuwäh-
len. Dazu hat auch die Tatsache beigetragen, dass
das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit nach

wie vor sehr hoch ist. Aktuellen Untersuchungen
zufolge rangiert die Polizei auf den vorderen Plät-
zen der Beliebtheitsskala. Das betrifft sowohl ihr
Ansehen in der Gesellschaft als auch ihre Attrakti-
vität als Arbeitgeber.

Wenn wir diesen Status aber halten wollen, dann
müssen wir alle gemeinsam etwas tun. Aktuell wird
daher im Innenministerium ein Nachwuchskon-
zept erarbeitet. In Kooperation mit dem Fachbe-
reich Medien der Fachhochschule Kiel wird die bis-
herige Form der Nachwuchswerbung wissenschaft-
lich untersucht. Hierbei steht die Frage im Mittel-
punkt, welche unterschiedlichen Zielgruppen für
den Polizeiberuf angesprochen werden sollen und
wie diese zu bewerben sind. Dabei stehen Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund
ebenso im Fokus wie Spezialisten, die eine Vorbil-
dung in Bereichen vorweisen können, die auch bei
der Polizei zum Einsatz kommen.

Um als Arbeitgeber attraktiv zu bleiben, sind auch
die Rahmenbedingungen der Berufsausübung
von großer Bedeutung. Dazu zählen natürlich die
Besoldung und die Entwicklungschancen, aber
auch die Frage der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf.

Mit Blick auf den Einsatz als Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamte sind zudem die Themen Sicher-
heit und Trainingsbedingungen wichtig. Ein ehrli-
cher Blick zeigt da für die Landespolizei, dass die
derzeitigen Einsatztrainings-, Lehr- und Unterbrin-
gungsmöglichkeiten im Bereich der Polizeidirekti-
on für Ausbildung und der Bereitschaftspolizei in
Eutin nicht ausreichen. Auch wenn bei der Unter-
bringung aktuell Fortschritte gemacht worden sind,
bleiben weitere Anstrengungen notwendig.

Diese sind auch deshalb unverzichtbar, weil die
Ausbildungsstätte der PDA AFB Eutin nicht nur in
Konkurrenz zu anderen Arbeitgebern in der Wirt-
schaft steht, sondern die Landespolizei Schleswig-
Holstein muss sich beim Werben um neue Kräfte
auch mit anderen, vor allem benachbarten Länder-
polizeien und der Bundespolizei, vergleichen.

Ich bin daher sehr froh, dass in einem ersten Schritt
die Realisierung der Einsatztrainingsstätte vorange-
kommen ist, und ich bin zuversichtlich, dass wir
mit Unterstützung des Finanzministeriums auch die
weiteren Projekte, die wir im Blick haben, werden
realisieren können. Zu einer modernen Bürgerpoli-
zei gehört eine moderne Ausbildung in modernen
Unterrichtsräumen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erfolgrei-
che Nachwuchswerbung allein reicht für eine in die
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Zukunft gerichtete Polizei nicht aus. Globalisierung
sowie der rasante Technologiefortschritt führen zu
neuen Formen der Kriminalität und damit zu stei-
genden Anforderungen an die Polizei bei der er-
folgreichen Bekämpfung von Wirtschafts- und In-
ternetkriminalität.

Das Phänomen Cybercrime ist dafür ein aktuelles
Beispiel. Auch hier ist die Landespolizei gefordert,
sich auf diese Veränderung der Kriminalität einzu-
stellen. Wir wollen dafür Spezialisten gewinnen,
zumal der Aufgabenschwerpunkt in der anspruchs-
vollen Ermittlungsunterstützung und weniger in der
klassischen Ermittlungstätigkeit liegt. Das Innen-
ministerium prüft zurzeit die Möglichkeiten, solche
Spezialisten anzuwerben und einzustellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus der
genannten Untersuchung geht auch hervor, dass die
Diskussionen um den mangelnden Respekt der
Bürgerinnen und Bürger vor der Polizei, die zuneh-
mende Gewalt gegen Polizeibeamte sowie die ne-
gative Berichterstattung in den Medien eine nach-
teilige Wirkung auf potenzielle Bewerberinnen und
Bewerber für den Dienst in der Landespolizei ha-
ben.

Auch die Frage der Besoldung spielt eine wichtige
Rolle. Insofern ist es notwendig, dass wir unseren
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ausrei-
chende finanzielle Anreize und eine Perspektive
für ihre berufliche Entwicklung bieten. Dazu ge-
hört neben einer angemessenen Beförderungsstruk-
tur und der zeitnahen Übernahme von Tarifab-
schlüssen auch eine an den aktuellen Belastungen
des Polizeidienstes orientierte Bezahlung.

Die Modifizierung oder Novellierung der Er-
schwerniszulagenverordnung hat zu deutlichen
Vereinfachungen geführt. Sie orientiert sich an den
zunehmend veränderten Einsatzbedingungen und
Belastungen im Polizeidienst. Sie macht aber in ei-
nem zweiten Schritt - ich glaube, das ist der wichti-
gere und entscheidendere Schritt - eine deutliche
Anhebung der Zulage für den Dienst zu ungünsti-
gen Zeiten und eine Anhebung für die Erschwernis-
se in besonderen Dienstformen notwendig.

Ich möchte noch eine Bemerkung zu den Belas-
tungen der Beamtinnen und Beamten in der Lan-
despolizei anfügen, die aktuell wieder einmal Ge-
genstand der öffentlichen Diskussion sind. Bezogen
auf den Gesamtpersonalkörper der Landespolizei
ergibt sich aktuell ein durchschnittlicher Stunden-
stand von 47 Stunden vergütbarer Mehrarbeits- und
Überstunden. Überstunden- und Mehrarbeits-
stände einzelner Beamtinnen und Beamten liegen

deutlich über diesem Durchschnitt. Das ist in der
Regel durch deren besondere Aufgabenwahrneh-
mung beziehungsweise deren besondere Speziali-
sierung bedingt. Dies bedeutet aber auch, dass ein
überwiegender Teil der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter über einen Stundenstand verfügt, der unter
einer Wochenarbeitszeit liegt. Insofern ist der
Mehrarbeitsstand der Landespolizei im Durch-
schnitt und generell betrachtet nicht besorgniserre-
gend.

Dass die Überstundenstatistik als Indikator der Ar-
beitsbelastung nur bedingt geeignet ist, habe ich
gestern bei meinem Besuch auf dem Polizeirevier
in Norderstedt erfahren. Von der Arbeitsbelastung
her ist Norderstedt der polizeiliche Schwerpunkt im
Kreis Segeberg. Im Vergleich der Überstunden ist
der Durchschnitt in Segeberg 47 Stunden, in Nor-
derstedt auf dem am stärksten belasteten Polizeire-
vier aber nur 25 Stunden. Sie sehen - und das ist die
Schlussfolgerung daraus -, die Überstunden sind als
alleiniger Indikator der Arbeitsbelastung zumindest
differenziert zu betrachten. Und genau so steht es
auch in meinem Bericht, und genau so ist es nach
meiner fachlichen Auffassung auch richtig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie kön-
nen sich über diese Fakten und diesen Befund -
noch haben Sie es nicht getan, aber der eine oder
andere hat es ja schon öffentlich gemacht - aufre-
gen, und Sie dürfen sich auch empören. Dennoch
bleiben es Tatsachen, die diese Schlussfolgerung
rechtfertigen. Sie haben von mir einen Bericht an-
gefordert. Ein Bericht beschreibt die Dinge so, wie
sie sind, und nicht, wie wir sie uns vielleicht wün-
schen, um unsere eigenen Legenden weiter fort-
schreiben zu können. Das wäre sicherlich der einfa-
chere und auch der widerspruchslosere Weg, aber
es ist nicht mein Weg. Ich gehe weiterhin den Weg
der Wahrheit und der Klarheit, auch wenn ich dafür
nicht immer Applaus bekomme. Und dass die nüch-
terne Analyse nicht dem gewerkschaftlichen Welt-
bild entspricht, nehme ich in Kauf. Das gehört zur
Wahrheit und zur Klarheit dazu.

Über die von mir genannten Anreize hinaus wird
eine erfolgreiche Steigerung der Attraktivität der
Polizei nur gelingen, wenn die Gesellschaft ihr mit
Respekt und nicht dem ständigen Verdacht des un-
rechtmäßigen Handelns begegnet.

(Beifall CDU und FDP)

Die Diskussionen um die Polizeimaßnahmen in
Hamburg haben neben der Debatte um die Recht-
mäßigkeit und Verhältnismäßigkeit der gewählten
Mittel bei vielen Bürgerinnen und Bürgern auch ei-
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ne besondere Bereitschaft geweckt, der Institution
Polizei öffentlich ihre Solidarität und Anerkennung
zu bekunden. Es ist die Frage: Mit welchem Re-
spekt begegnen wir den Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten, die täglich im Einsatz sind, um Fehler
und Defizite unserer Gesellschaft auszugleichen?
Diese Frage mag sich jeder selbst stellen und für
sich beantworten. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Landesregierung hat die vereinbarte Redezeit
um 4 Minuten überzogen. Diese 4 Minuten stehen
deshalb allen Fraktionen zur Verfügung.

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Frau Abge-
ordnete Simone Lange.

Simone Lange [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Landesregierung! Ich fin-
de es prima, dass Sie Ihre Redezeit so weit über-
schritten haben; dann muss ich nicht so schnell
sprechen, denn ich habe mir sehr viel aufgeschrie-
ben. Vielen Dank für den schriftlichen Bericht und
auch vielen Dank für die mündlichen Ausführungen
dazu.

Das Interesse an einer attraktiven Landespolizei
ist groß, und ich gehe davon aus, dass Sie alle hier
im Raum dieses Interesse mit uns teilen. Attraktiv
ist, was gute Arbeits- und Beschäftigungsbedingun-
gen vorweist. Dazu gehören vor allem die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, dazu gehören Wei-
terentwicklungs- und Aufstiegsmöglichkeiten sowie
Sicherheit und ein positives Ansehen des Berufs-
standes. Um mit Letzterem zu beginnen: Das Anse-
hen des Polizeiberufes steigt nicht, wenn aus dem
politischen Raum heraus immer wieder die not-
wendigen Veränderungen in der Landespolizei in-
frage gestellt und zum Teil sogar skandalisiert wer-
den.

(Beifall SPD)

Ob beim Thema Schließung von Polizeistationen,
der unterstellten Datensammelwut im Zusammen-
hang mit dem Vorgangsabarbeitungssystem @rtus,
ob durch Anwürfe wegen überzogenen Einsatzver-
haltens, ob im Bereich der IT-Ausstattung oder
beim Digitalfunk - darauf werden wir gleich noch
zu sprechen kommen -, es gab kaum eine Tageszei-
tung, in der nicht irgendeine Negativschlagzeile zu
lesen war, gerade in den letzten Tagen. In meinen

Augen erzeugt dies leider ein Bild, das nicht der
Realität entspricht.

Die Landespolizei ist im Wandel und muss sich
auch im Wandel befinden, um sich zukunftsfähig
aufzustellen. Kriminalität schläft nicht, und gesell-
schaftliche Veränderungen erzeugen neue Heraus-
forderungen für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung.

Der uns vorliegende Bericht führt aus, welche Pro-
blemlagen aktuell zu bewältigen sind. Zugegeben:
An der einen oder anderen Stelle hätte ich mir
durchaus noch ausführlichere Lösungswege ge-
wünscht, gerade im Bereich Vereinbarkeit Familie
und Beruf. Aber der Bericht ist ehrlich, und er führt
vor allem an, dass alle Wünsche und Ziele der Lan-
despolizei im Spannungsfeld zwischen den Mög-
lichkeiten der Haushaltslage und den Notwendig-
keiten der Sicherheitsbedürfnisse stehen. Deshalb
gilt es, Schwerpunkte zu setzen.

Ein Schwerpunkt ist und bleibt, neben der Bewälti-
gung des Einsatzgeschehens den neuen Kriminali-
tätsphänomenen mit den richtigen Instrumenten zu
begegnen, ohne den Präventionsauftrag der Landes-
polizei zu vergessen. Aktuelles Beispiel ist die Zu-
nahme der Enkeltrickfälle, und zwar bundesweit,
aber eben auch in Schleswig-Holstein. Profi-Ban-
den sind unterwegs und schädigen Hunderte und
sogar Tausende telefonisch, indem sie sie zur Aus-
zahlung ihrer Ersparnisse überreden.

Solche Phänomene brauchen eine schlagkräftige
Landespolizei mit entsprechenden Spezialisten im
Bereich der Wirtschaftskriminalität und im Bereich
Cybercrime.

Ich meine, wir brauchen eine stärkere Öffnung für
fachspezifische Kompetenzen. Mehrjährige Spezi-
alausbildungen innerhalb der Landespolizei, wie
sie bereits stattfinden, sind eine Möglichkeit, der
stärkere Einsatz interdisziplinärer Teams eine an-
dere. Ich halte es für eine attraktive Polizei der Zu-
kunft für unabdingbar, mehr auf die Interdisziplina-
rität zu setzen.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Nicht jeder und jede muss alles können. Ziel muss
es doch sein, Ermittlungseinheiten zu bilden, die
die notwendigen Fachkompetenzen abbilden. Ich
freue mich, dass die Landesregierung in dem Be-
richt diesen Ansatz wählt und auch beschreibt, wie
sie dem akuten Bedarf an externen Spezialisten
durch entsprechende Konzepte begegnen will. Das
werden wir unterstützend begleiten.
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Gestatten Sie mir noch ein Wort zur aktuellen
Überstundensituation. Natürlich ist der Durch-
schnittswert von 47 Überstunden nur eine Zahl,
aber dennoch ein Wert. Natürlich bildet dieser
Durchschnittswert nicht die Realität der einzelnen
Polizeibeamtin oder des einzelnen Polizeibeamten
ab. Er lässt aber erkennen, dass es Spitzenbereiche
gibt, in denen wir tatsächlich eine derart hohe Über-
stundensituation haben, dass wir ihr begegnen müs-
sen. Das sind, wie der Innenminister ausführte, un-
ter anderem Spezialgebiete, das sind aber auch Be-
reiche im Einsatzgeschehen der Landespolizei, de-
nen wir uns unbedingt widmen müssen.

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP])

- Vielen Dank. - Denn ich meine, zur Attraktivität
der Landespolizei gehört im Ganzen auch, einheitli-
che Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse vorzu-
finden. Deshalb müssen wir diese Unwuchten aus-
gleichen. Dazu gehört die Ausgestaltung der Spe-
zialistenlaufbahn, dazu gehört die Fortführung des
Beförderungskonzeptes, auch die Ausgestaltung
flexibler Arbeitszeiten im Sinne der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, aber nicht nur in diesem
Sinne. Ich meine, wir dürfen den Blick für mehr
Teilzeitmöglichkeiten und die Möglichkeit einer
verkürzten Altersarbeitszeit nicht verlieren. Dazu
aber später mehr.

Die Schwerpunkte, die es jetzt anzugehen gilt, sind
in dem Bericht dargestellt. Ich bedanke mich dafür
und freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herzlichen Dank. - Für die CDU-Fraktion erteile
ich der Frau Kollegin Astrid Damerow das Wort.

Astrid Damerow [CDU]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der vorgelegte Bericht macht eines sehr deut-
lich: Dieser Landesregierung fehlt nach wie vor
jegliches Konzept zur Gestaltung der Polizei.

(Vereinzelter Beifall CDU - Widerspruch
SPD)

- Entschuldigung, ich kann hier kein Konzept ent-
decken.

(Lachen SPD)

Es fehlt ihr im Übrigen jegliches Gespür für die po-
lizeilichen Notwendigkeiten. Ich will es an ein paar

Einzelpunkten deutlich machen. In punkto Nach-
wuchssicherung dürfen die hohen Bewerberzahlen,
die wir in den letzten Jahren haben, nicht darüber
hinwegtäuschen, dass wir viele Bewerber brauchen.
Denn wir stellen fest, dass 2013, einem guten Ein-
stellungsjahr, von insgesamt rund 2.800 Bewerbern
gerade 375 geeignete Bewerberinnen und Bewerber
übriggeblieben sind. Das heißt, wir werden hier zu-
nehmend ein Problem bekommen; denn wir können
auf der anderen Seite die Anforderungen nicht wei-
ter herunterschrauben. Das ist nicht zu vernachläs-
sigen. Sich nur die Bewerberzahlen anzuschauen,
sagt noch nichts über die Sicherung des Nachwuch-
ses.

Wenn wir darüber hinaus wissen, dass der mittlere
Dienst der Landespolizei die bundesweit längsten
Wartezeiten für Beförderungen hat, dann, denke
ich, ist jedem klar, dass hier etwas getan werden
muss. Da hätte ich mir schon etwas konkretere Ant-
worten der Landesregierung gewünscht.

Ansonsten zählen Sie uns Elemente eines Nach-
wuchskonzeptes auf, aber auf das tatsächliche Kon-
zept warten wir noch. Besonders nett finde ich, dass
die regierungstragenden Fraktionen in ihrem Antrag
damals das Nachwuchskonzept schon begrüßt ha-
ben, das aber noch keiner kennt und das im Übrigen
in der Bearbeitung ist.

Zum Bereich IT-Ausstattung erklären Sie, Herr
Minister, dass die Anforderungen steigen. Das ist
richtig. Diese Ansicht teilen wir. Sie teilen uns aber
in demselben Absatz mit, dass für eine bessere Aus-
stattung keine finanziellen und personellen Spiel-
räume bestehen. Sie teilen uns darüber hinaus mit,
dass die IT-Abteilung im Landespolizeiamt unter
einer hoch defizitären Ausstattung leidet. Das ist al-
les richtig. Doch, Herr Minister, wo sind die Lösun-
gen und die Antworten auf diese Probleme?

Die geplanten Einschnitte von 122 Planstellen ins-
besondere in den Bereichen der Verkehrsüberwa-
chung und der Wasserschutzpolizei treffen unserer
Meinung nach wirklich die Kernbereiche staatli-
chen Handelns. Wir lehnen sie ab. Darüber hinaus
führen Sie sämtliche Überlegungen - Frau Kollegin
Lange hat es eben angesprochen - zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf bei der Polizei, die
auch zur Attraktivität gehört, damit ad absurdum.
Denn wenn Sie die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf steigern wollen, werden Sie nicht Personal
abbauen können. Denn Sie müssen diese Zeiten
auffangen. Wer sich mit der Polizei unterhält, wer
sich mit Polizisten vor allem im ländlichen Raum
unterhält, der weiß ganz genau: Alle stehen hinter
dem Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf.
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Aber sie ist nur schwer umzusetzen, und sie erfor-
dert mehr Personal.

Politisch wirklich abenteuerlich - Ihr Bericht, Herr
Minister, hat das nicht aufgelöst - ist die Statistik,
die Sie uns hier vorlegen. Ihre Interpretation der
Überstundenstände in der Landespolizei ist ein
Schlag ins Gesicht unserer Polizisten, frei nach dem
Motto: Man nehme alle Überstunden und teile sie
durch die Zahl der Polizeibeschäftigten. Damit wird
die tatsächliche Belastung insbesondere des operati-
ven Dienstes kleingerechnet. Sie haben eben ver-
sucht, das zu differenzieren. Es wäre schön gewe-
sen, wenn Sie sich die Mühe gemacht hätten, das in
Ihrem Bericht etwas differenzierter darzustellen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Verantwortung und Wertschätzung für die Polizi-
stinnen und Polizisten geht anders. Ich vermisse das
in diesem Bericht von der ersten bis zur letzten Sei-
te. Denn ein Durchschnittswert von 47 Überstunden
verzerrt in eklatanter Weise die tatsächliche Belas-
tungssituation der unterschiedlichen Dienstzweige.
Insbesondere der operative Dienst der Polizei hat
vielfach das Dreifache und mehr an Überstunden,
da sie die Hauptlast der Sonderaufgaben und Ein-
sätze tragen. Ich denke, das wissen wir alle.

(Wortmeldung Simone Lange [SPD])

- Nein, ich lasse keine Zwischenfragen zu.

Mit der ungeheuerlichen Behauptung, ein personel-
ler Zuwachs würde keine Mehrarbeitsentlastung be-
wirken, schlagen Sie dem Fass den Boden aus. Was
ist das für eine Argumentation? Wenn offensicht-
lich Personal nicht mehr helfen kann, Überstunden
abzubauen, können Sie mit dieser Argumentation
noch mehr als 122 Stellen streichen.

(Beifall Petra Nicolaisen [CDU] und Dr. Hei-
ner Garg [FDP])

Sie versuchen hier erneut, auf Kosten unserer Poli-
zisten den geplanten Personalabbau zu rechtferti-
gen. Wenn ich Ihren Bericht lese, Herr Minister,
sprechen Sie auch davon, dass Besoldung fair zu
gestalten ist. Dann frage ich mich schon, ob Sie im
letzten Jahr hier anwesend waren, als wir über die
zeit- und wirkungsgleiche Übernahme der Tari-
fabschlüsse gesprochen haben.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Der von Ihnen heute so hoch gelobte Kompromiss
ist nur zustandegekommen, weil der öffentliche
Druck, der Druck der Opposition und der Druck der
Betroffenen sehr groß war. Wenn es nach der Lan-
desregierung und nach den regierungstragenden

Fraktionen gegangen wäre, hätte es nicht einmal
das gegeben. Im Übrigen kann ich nicht begreifen,
warum sich diese Landesregierung nicht imstande
sieht, rechnerisch zu ermitteln, was das kostet. Ein-
mal zu Ende gedacht - ich weiß, das ist spitzfin-
dig -: Wenn Sie es nicht errechnen konnten, weiß
ich nicht, warum Sie es letztes Jahr nicht gleich ge-
macht haben; es wäre dann egal gewesen. Es ist im-
mer die Frage, von welcher Seite man das betrach-
tet. Ein Arbeitgeber, der so mit seinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern umgeht, ist für potenzielle
Bewerber sicher vieles, attraktiv ist er nicht.

Der Bericht wirft bei uns eine Menge Frage auf.
Wir werden ihn deshalb im Ausschuss sicherlich in-
tensiv diskutieren. Wir warten auf das angekündigte
Nachwuchskonzept. Wir warten auf die Neubewer-
tung der Dienstposten, und wir warten - ich denke,
das ist das Allerwichtigste - nach wie vor auf die
konkreten Vorstellungen der Landesregierung zur
Zukunft unserer Polizei.

(Beifall Petra Nicolaisen [CDU])

Denn im Moment lautet die Antwort auf all diese
Fragen: Sie haben keine Antwort. Ich denke, das
werden wir ausgesprochen intensiv diskutieren.

Lassen Sie mich hier noch etwas anfügen, was im-
mer wieder kommt und was möglicherweise in den
nächsten Redebeiträgen auch noch kommt. Nicht
unsere Redebeiträge hier im Parlament sind es, die
die Attraktivität unserer Polizei beschädigen. Kei-
ner von uns zweifelt den Willen und die hohe Moti-
vation unserer Polizisten an. Sie leisten alle hervor-
ragende Arbeit. Auch deshalb ist die Polizei nach
wie vor attraktiv für viele Bewerber. Was wir hier
bemängeln und was wir scharf kritisieren, ist der
Umgang dieser Landesregierung mit unseren Poli-
zisten. Das haben unsere Polizisten nicht verdient. -
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich dem Kollegen
Burkhard Peters.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Jetzt kommt wieder ein authenti-
scher Peters.

Herr Minister, vielen Dank für den Bericht. Wichti-
ge Aspekte dieses Berichts hat die Kollegin Lange
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schon mit ihrem fachkundigen und beruflich hoch-
qualifizierten Blick angesprochen. Lassen Sie mich
daher nur auf zwei Punkte eingehen, die aus meiner
Sicht besonders erwähnenswert sind. Das ist zum
einen die Einstellung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund und zum anderen die Bekämp-
fung des Rechtsextremismus im Zusammenhang
mit der Förderung der Kriminalprävention.

Der Berichtsauftrag hatte die besondere Bedeutung
der Einstellung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund hervorgehoben, damit sich auch in der
Landespolizei die Vielfältigkeit der Menschen in
Schleswig-Holstein abbildet. Die gesellschaftliche
Debatte in den vergangenen Wochen über die Not-
wendigkeit, die Chancen und die Herausforderun-
gen der Zuwanderung in die Bundesrepublik
macht eines absolut deutlich: Alle staatlichen Insti-
tutionen müssen sich zukünftig viel intensiver als
bisher mit dieser Herausforderung auseinanderset-
zen und eigene Konzepte entwickeln. Auch an der
Polizei wird diese Entwicklung nicht länger vorbei-
gehen können, wobei ich vermute, dass gerade bei
der Polizei ein ganz besonderer Nachholbedarf
besteht.

In der vergangenen Woche hatte ich Gelegenheit,
eine Nachtschicht im 4. Kieler Polizeirevier, also
schwerpunktmäßig in Gaarden, mitzuerleben. Das
4. Kieler Polizeirevier ist mit 83 Polizistinnen und
Polizisten das größte Polizeirevier im ganzen Land.
Bekanntlich hat der Bezirk Gaarden einen Anteil
von Menschen mit Migrationshintergrund in Höhe
von 44,4 %. Dieser Stadtteil nimmt in dieser Hin-
sicht eine Spitzenstellung in Schleswig-Holstein
ein. Es gibt natürlich noch andere Stadtteile in
Schleswig-Holstein mit einem ähnlich hohen Aus-
länderanteil.

Auf meine Nachfrage, wie viele Beamtinnen und
Beamte im 4. Kieler Polizeirevier einen Migrations-
hintergrund haben, wurde mir mitgeteilt, dass es ak-
tuell zwei von 83 Polizisten seien. Das sind ange-
sichts der besonderen Problemlagen in diesem
Stadtbezirk meines Erachtens viel zu wenige. Es ist
unbestritten, dass Polizistinnen und Polizisten mit
einer Abstammung aus den Ländern, aus denen
auch viele Menschen im Stadtbezirk stammen, in
den täglichen polizeilichen Einsätzen und Ausein-
andersetzungen häufig besonders angemessen, de-
eskalierend und einsatzfördernd agieren und reagie-
ren können. Dies wurde mir auch in meinen Ge-
sprächen im Revier so bestätigt.

Der Bericht bringt zu diesem Punkt wenig Erhellen-
des. Es wird zwar grundsätzlich die besondere Be-
deutung der Bemühungen zur Erhöhung des An-

teils von Menschen mit Migrationshintergrund
gerade vor dem Hintergrund der Empfehlungen des
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses des
Bundestags zur NSU-Terrorgruppe betont. Ich hätte
mir aber schon Zahlen zur Ausgangslage in der
Landespolizei gewünscht. Wie viele Polizistinnen
und Polizisten mit Migrationshintergrund haben wir
also aktuell im Vollzugsdienst? Wo wollen wir zah-
lenmäßig hin?

Es wird auch ausgeführt, dass in der Vergangenheit
und im aktuellen Einstellungsjahrgang entsprechen-
de Beamtinnen und Beamte eingestellt wurden,
aber auch diesbezüglich fehlen mir die konkreten
Zahlen. Ich befürchte, wir sind noch lange nicht in
einem Bereich, der die oben erwähnten Notwendig-
keiten auch nur annähernd abbildet.

Der zweite Punkt betrifft die Bekämpfung des
Rechtsextremismus im Rahmen der Kriminalprä-
vention. Ich begrüße ausdrücklich, dass der vorlie-
gende Bericht die Notwendigkeit und die besonde-
ren Bemühungen der Landesregierung in diesem
Bereich ausdrücklich betont.

In den „Lübecker Nachrichten“ vom
16. Januar 2014 hatte die Opposition der Landesre-
gierung vorgeworfen, ,,auf einem Auge blind“ zu
sein, nämlich auf dem linken Auge. Es wurde dabei
Bezug genommen auf die Ausschreitungen links-
extremer Autonomer in Hamburg anlässlich des
Konflikts um das Kulturzentrum Rote Flora. Ich
wurde mit einem Satz zitiert, in welchem ich an-
geblich die Gefahren des Linksextremismus im
Verhältnis zum Rechtsextremismus verharmlost ha-
be.

Dazu Folgendes: Jede politisch motivierte Straftat,
insbesondere eine politisch motivierte Straftat ge-
gen Polizisten, ist eine zu viel, egal ob sie von
Linksextremisten oder von Rechtsextremisten aus-
geübt wurde.

(Beifall im ganzen Haus)

In Schleswig-Holstein ging die Anzahl der Gewalt-
taten gegen Polizistinnen und Polizisten jedoch
Gott sei Dank zurück. Die Zahl der im Einsatz ver-
letzten Beamten verringerte sich in Schleswig-Hol-
stein im vergangenen Jahr um 20 % auf 354 Fälle.
In Kiel mag das etwas anders aussehen, wie wir
gestern in der Zeitung lesen konnten.

Lieber Kollege Kubicki, liebe Kollegin Damerow,
wenn Sie die Ereignisse in Hamburg mit den Ver-
hältnissen in Schleswig-Holstein vermengen, bringt
das überhaupt keinen Erkenntnisgewinn. Vieles
spricht dafür, dass die Probleme in Hamburg durch
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das Agieren des dortigen Innensenators hausge-
macht sind.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aha! Die SPD ist
schuld!)

Meine Aussagen bezogen sich ausdrücklich auf den
Verfassungsschutzbericht in Schleswig-Holstein.

Ich sehe auch nicht, dass die Schwerpunktsetzung
der Landesregierung gegen Rechtsextremismus zu
korrigieren ist. Rechtsextremistisch motivierte
Gewalt forderte in den vergangenen Jahren mehr
als 150 Todesopfer in Deutschland. Auf das Konto
von Linksextremisten gingen nach dem Abklingen
des RAF-Terrors in den 1980er-Jahren keine politi-
schen Morde mehr. Die besondere Gefahr des
Rechtsextremismus beruht darauf, dass er gezielt an
Vorurteile und Ängste anknüpft, die bis weit in die
sogenannte Mitte der Gesellschaft verbreitet sind.

Linksextremistische Inhalte und Theorien hinge-
gen sind in der bundesrepublikanischen Gesell-
schaft nicht anschlussfähig. Soweit Autonome an
bestimmte politische Debatten wie die Behandlung
der Flüchtlingsfrage oder eine Stadtteilentwicklung
anknüpfen, um daraus Kapital zu schlagen, ist dies
kein Beleg dafür, dass diese Inhalte Ausdruck eines
latenten Linksextremismus in der Bundesrepublik
sind. Insoweit verbietet sich meines Erachtens die
schlichte Gleichstellung von Links und Rechts so-
wohl in der Analyse als auch in den Methoden der
Bekämpfung der jeweiligen Phänomene.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aus diesen Gründen ist es nach meiner Überzeu-
gung absolut richtig, dass sich Schleswig-Holstein
im Rahmen der Kriminalprävention, also direkt
an die Vorurteile und Einstellungsmuster in der Be-
völkerung anknüpfend, stärker gegen die rechtsex-
tremistischen Gefahren engagiert. Dies hat aber
nichts damit zu tun, dass im Rahmen der normalen
Verfassungsschutzarbeit und der Strafverfolgung
auch der gewaltbereite Linksextremismus im Lande
intensiv beobachtet und verfolgt werden muss. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Das Weitere
werden wir im Innen- und Rechtsausschuss beraten.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der FDP erteile ich
dem Abgeordneten Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrter Herr Innenminister, Sie haben wirk-
lich eine schwere Last zu tragen. Ich bin begeistert,
dass es dem Kollegen Peters gelungen ist, beim
Thema „Attraktivität des Polizeiberufs in Schles-
wig-Holstein“ eine Migrations- und Rechtsextre-
mismusdebatte zu führen.

(Zuruf Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Wenn Sie zu diesem Thema nicht mehr zu sagen
haben, dann nehmen die betroffenen Beamtinnen
und Beamte das auch zur Kenntnis.

Ich möchte dem Innenministerium für diesen Be-
richt danken, dessen Inhalt mich aus vielerlei Grün-
den sehr überrascht und mitunter sehr nachdenklich
gestimmt hat. Dieser Bericht zeugt nach meiner
Auffassung einmal mehr davon, welchen Umgang
die Landesregierung - speziell das Innenministeri-
um - mit ihren Landesbeamten pflegt.

Ich kann mich noch daran erinnern, dass es in den
90er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts, als ich
auch schon diesem Parlament angehört habe, Sozi-
aldemokraten waren - der Kollege Stegner ist leider
nicht mehr da -, die vehement eine zweigeteilte
Laufbahn der Polizei forderten wegen der großen
Herausforderungen. Dies werde dann bis zum Ende
des Jahrtausends durchgeschlüsselt und umgesetzt.
Im Jahr 2014 stellen wir fest, dass aus diesen voll-
mundigen Ankündigungen nichts geworden ist. Da-
mit will ich nur einmal daran erinnern, dass wir es
mit einer Vielzahl von Problemen zu tun haben, die
nicht sehr leicht zu bewältigen sind.

Beispiellos werden die Beamtinnen und Beamten in
den Berichtspunkten zum Überstundenmanage-
ment und zur Besoldung ausgerechnet von ihrem
eigenen Minister für ihre Arbeit und ihre Leistung
verhöhnt. Ich finde es schon bemerkenswert, Herr
Innenminister, wie Sie angesichts eines Gesamtvo-
lumens von 360.000 Mehrarbeitsstunden bis Ende
September zu folgenden Ergebnissen gelangen kön-
nen:

„Der Mehrarbeitsstand der Landespolizei ist
im Durchschnitt betrachtet zurzeit nicht be-
sorgniserregend.“

Dieser durchschnittliche Stundenstand beträgt nach
Ihrer Rechnung 47 Stunden vergütbarer Mehrarbeit
und Überstunden. Weiter heißt es in dem Bericht:
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„Ein realistisches Mehr an Personal, so wün-
schenswert und belegbar dieses aus anderen
Gründen wäre,

- dabei erklären Sie gar nicht, wie wünschenswert
und belegbar dies aus anderen Gründen wäre -

würde nach aller Erfahrung keine Mehrar-
beitsentlastung bewirken.“

Kollegin Damerow hat auch darauf hingewiesen.
Wenn wir den Gedanken konsequent umsetzen,
könnten wir sagen: Noch weniger Personal wird
auch keine Mehrarbeitsbelastung nach sich ziehen.
- Dies kann aber allein schon logisch nicht richtig
sein.

Herr Innenminister, ich möchte kurz darauf einge-
hen, was die Hamburger gemacht haben. Im Übri-
gen halte ich es für bemerkenswert, dass der Innen-
senator der Freien und Hansestadt Hamburg, der
übrigens auch SPD-Mitglied ist, jetzt dafür verant-
wortlich gemacht wird, dass Polizeibeamte mit
Steinen, Feuerwerkskörpern und Flaschen beworfen
worden sind. Das ist eine bemerkenswerte Be-
schreibung eines Tatbestandes, die ich so nicht hin-
nehmen würde.

Der Hamburger Senat stellt der Polizei 10 Millio-
nen € zusätzlich für eine bessere Schutzausrüstung,
für die Vergütung von Überstunden und für Beför-
derungen zur Verfügung. Die Beamten seien in den
vergangenen Wochen bei zahlreichen Demonstra-
tionen in der Hansestadt stark gefordert gewesen.
Das Geld solle Wertschätzung ausdrücken, sagte
am Mittwoch ein Sprecher der Innenbehörde zu
entsprechenden Medienberichten.

Herr Innenminister, ich wünsche mir, dass wir diese
Wertschätzung auch unseren Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten gegenüber ausdrücken, die ei-
ner deutlich über die 47 Stunden hinausgehenden
Mehrbelastung, und zwar dauerhaft, ausgesetzt
sind.

(Beifall FDP und CDU)

Wir werden natürlich im Ausschuss - da können Sie
sicher sein - nachfragen, wie denn die Belastungen
jeweils bei den Hundertschaften ist, bei den Ein-
zelhundertschaften und den sonstigen Spezialein-
heiten, die wir haben, bei der Kriminalpolizei und
bei den technischen Diensten ist. Ich kann aus mei-
ner eigenen Verteidigererfahrung sagen, dass wir
ein halbes oder Dreivierteljahr auf Auswertungen
beispielsweise von PCs warten müssen, weil die
Arbeitsbelastung so groß ist, dass sie gar nicht mehr
wissen, wie sie mit ihrer Arbeit hinkommen. Es wä-
re auch für die Strafrechtspflege gut - Frau Justiz-

ministerin hört vielleicht auch zu -, wenn ein
bisschen mehr Kapazitäten geschaffen würden, da-
mit die Verfahren nicht so lange dauern, wie sie ge-
legentlich dauern.

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist für mich aller-
dings erschütternd, dass Sie sagen, die polizeiliche
Begleitung von Demonstrationen gehört nicht
zum üblichen Einsatzgeschäft der Polizei. Noch
einmal: Die polizeiliche Begleitung von Demon-
strationen gehört nicht zum üblichen Einsatzge-
schäft der Polizei.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn der Schutz
des Grundrechts „Versammlungsfreiheit“ vorrangig
dazu beiträgt, dass die Überstundenzahl der Polizei
ins Exorbitante steigt, dann haben wir in Schles-
wig-Holstein offenbar ein Problem mit der Siche-
rung unserer freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Denn die Versammlungsfreiheit und das
Recht auf Demonstration sind tragende Grund-
pfeiler unserer demokratischen Grundordnung. Das
sagt schon das Bundesverfassungsgericht. Deshalb
gehört es selbstverständlich zum normalen Tages-
geschäft einer Polizei, das Demonstrationsrecht zu
schützen, und zwar in jeder Form.

Wenn die Auffassung des Verfassungsministers
Schleswig-Holsteins sein sollte, dass das nicht der
Fall ist, kommt dies aus meiner Sicht einer politi-
schen Bankrotterklärung auf ganzer Linie gleich.

Besorgniserregend sind für mich die Ausführungen
zum Thema Besoldung. Die Landesregierung wur-
de gebeten, darüber zu berichten, ob durch die Ab-
kehr vom Prinzip der zeit- und wirkungsgleichen
Übertragung des Tarifabschlusses für Beamte mög-
liche Auswirkungen auf die Attraktivität der Lan-
despolizei entstehen können. Dazu führt der Bericht
aus:

„Die Frage der Auswirkungen nicht zeit- und
wirkungsgleicher Übernahmen von Tarifab-
schlüssen für die Beamtenbesoldung lässt
sich nicht abschließend beantworten…“

Ich kann das abschließend beantworten: Es moti-
viert nicht. Wenn die Beamtinnen und Beamten
jetzt feststellen müssen, dass in der Planung bis
2017, also bis zum Ende der Legislaturperiode, nur
eine jährliche Besoldungsanpassung von 1 % vor-
gesehen ist, kann das auch nicht motivieren ange-
sichts der Tatsache, dass wir über 1 % Inflationsrate
haben und sie sehenden Auges einen Reallohnver-
zicht bei gestiegenen Anforderungen hinnehmen
müssen. Das kann doch nicht Ihr Ernst sein, Herr
Innenminister.
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(Beifall FDP und CDU)

Es muss uns doch auch darum gehen, finanzielle
Anreize zu schaffen, nicht nur Motivation, nicht nur
Belobigung, nicht nur Orden und Anerkennung,
nicht nur Orden „Held der Arbeit“. Wir müssen
auch finanzielle Anreize schaffen bei einem Markt,
der in Relation und Konkurrenz zur einen und an-
deren Nachfrage immer weniger junge Menschen
zur Verfügung stellt.

In Ihrem Bericht führen Sie aus:

„Die Belastungen, welche die Beamtinnen
und Beamte im operativen Dienst tragen,
sind erheblich. Daher ist es wichtig, die Er-
schwernisse für Einsatz- und Ermittlungs-
kräfte entsprechend finanziell zu vergüten.“

Man darf Sie zu Ihrer Einsicht beglückwünschen.
Doch für die angesprochenen Beamtinnen und Be-
amten hat dies indes jedenfalls gegenwärtig kaum
Vorteile.

Der zweite Teil Ihrer Ausführungen - Sie wollten
einmal gucken, in welchen Bereichen Sie bei der
Erschwerniszulage zu höheren Dotierungen kom-
men könnten -, wird noch zu hinterfragen sein. Das
nämlich ist der entscheidende wesentliche Teil, auf
den die Beamtinnen und Beamten der Landespoli-
zei eine Antwort erwarten dürfen.

Den Polizistinnen und Polizisten steht zweifelsohne
kaum der Sinn nach Glückwünschen an ihren
Dienstherrn, der durch die Modifizierung der Er-
schwerniszulage in seiner eilig zusammengeschu-
sterten Erschwerniszulagenverordnung nach mei-
ner Ansicht handwerklichen Murks fabrizierte und
nach vollmundigen Ankündigungen weit hinter den
finanziellen Erwartungen der Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten zurückgeblieben ist. Das In-
nenministerium hat es im Bericht deutlich zum
Ausdruck gebracht: Der Berufswunsch ist zwar un-
gebrochen, der Beruf ist beliebt, doch wird das
Land Schleswig-Holstein im Rennen um geeignete
Kandidatinnen und Kandidaten in stärkere Konkur-
renz mit privaten Firmen und anderen Bundeslän-
dern treten müssen. Sie haben es gesagt, Herr In-
nenminister. Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass
Schleswig-Holstein ein zuverlässiger und fürsorgli-
cher Arbeitgeber für seine Polizistinnen und Polizi-
sten bleibt. Ich wiederhole: Das geht nicht nur mit
anerkennenden, lobenden Worten, sondern bedarf
einer attraktiven Gestaltung des Berufs und damit
des Einkommens. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, bevor ich dem Kollegen
Dudda das Wort erteile, bitte ich Sie, mit mir ge-
meinsam auf der Tribüne eine weitere Gruppe des
Gymnasiums Altenholz im Landeshaus zu begrü-
ßen. - Herzlich willkommen!

(Beifall)

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat nun
der Kollege Wolfgang Dudda.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Auch ich danke dem Innenminister
für seinen Bericht. Seine abschließenden Bemer-
kungen, dass der Bericht ehrlich und damit auch be-
sonders anständig sei, setze ich als Selbstverständ-
lichkeit voraus. Wenn uns der Minister hier auf An-
trag berichtet, muss das ehrlich sein. Ansonsten
können wir mit solchen Berichten wenig anfangen.
Ich teile aber die Auffassung, dass dieser Bericht
nicht für irgendeine Art von Polemik oder Klamauk
geeignet ist. Dazu ist das Thema viel zu ernst. Dazu
sind die Fragen, die gestellt worden sind, zu ernst.

Ich werde auf Ihren Bericht mit einer Ausnahme
komplett sachlich eingehen. Es gibt ein Thema, das
eben schon angesprochen worden ist. Das ist das
Thema Überstunden. Das ist die Art und Weise,
wie respektlos mit den Beamtinnen und Beamten
umgegangen wird. Ansonsten will ich mich den
sachlichen Problemen widmen.

Wen wollen wir bei der Polizei haben? - Das ist das
wichtige Thema, das die Attraktivität berührt. Wir
brauchen nicht den durchschnittlichen Bewerber.
Wir brauchen jemanden mit sehr guter Schulbil-
dung. Wir brauchen jemanden mit einem ganz klar
gefestigten Demokratieverständnis. Wir brauchen
Menschen mit starker Sozialkompetenz und extre-
mer Teamfähigkeit, überdurchschnittlicher
Stressresistenz und einer überdurchschnittlichen
körperlichen Belastbarkeit, um die Nacheile zu Fuß
genauso leisten zu können wie die ständigen Belas-
tungen durch den Wechseldienst. Kurzum, wir
brauchen Bewerberinnen und Bewerber, die gewiss
zur gesellschaftlichen Elite zu zählen sind. Das
muss so auf den Punkt gebracht werden, wenn wir
wissen wollen, wie attraktiv die Polizei eigentlich
sein soll.

Genau da entsteht das Problem. Wenn wir als Ar-
beitgeber in wenigen Jahren in Konkurrenz mit der
freien Wirtschaft treten, wird es eben so sein, dass
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wir über jeden Bewerber froh sind, weil es weniger
Bewerber auf mehr Stellen geben wird.

Es gibt Dinge - die hat Herr Kubicki eben ange-
sprochen -, die in Zusammenarbeit mit der Polizei
nichts kosten. Das ist die hohe Attraktivität des
Berufes durch ihn selbst. Jemand, der sich ent-
scheidet, Polizist zu werden, möchte morgens in
seinen Streifenwagen einsteigen und einen Tag mit
ungewissen Dingen erleben. Er möchte nicht an
einen 7-16:30-Uhr-Job machen, in dem er ganz sel-
ten wichtige Entscheidungen treffen kann. Der Poli-
zeibeamte muss das regelmäßig tun, und er will das
auch.

Verbunden mit einer lebenslangen Beschäftigungs-
garantie reichte das bisher auch, um Bewerber zu
bekommen. Aber das ist künftig, wie der Arbeits-
markt zeigen wird, eben nicht mehr möglich.

Sie sprechen in Ihrem ehrlichen Bericht die Lebens-
und Arbeitsbedingungen in Eutin an. Da geht es
zum Beispiel darum, dass Dreimannzimmer be-
wohnt werden und die Duschen im Keller sind. Da-
mit können Sie niemanden mehr als Bewerber hin-
ter dem Ofen hervorlocken. Das haben Sie erkannt.
Sie gehen das Thema an.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Sie sprachen es selbst an: Die Einsatzhalle und die
anderen Einsatzbedingungen werden optimiert. Sie
haben es erkannt. Sie gehen es an. Wir werden das
begleiten. Zurzeit muss man feststellen, dass dieje-
nigen, die ein vierzehntägiges Praktikum bei der
Polizei absolvieren und Eutin kennenlernen, wohl
eher abgeschreckt als angezogen werden.

Das von Ihnen angesprochene Konzept der Landes-
polizei zusammen mit der Fachhochschule verfolgt
die richtigen Ansätze. Es ist in der Sache bedingt,
dass das Konzept nicht fertig sein kann. Die Frage-
stellungen, die im Bericht erkennbar waren, reichen
bei Weitem nicht aus. Es gibt weitere Fragen, die
aufzuarbeiten sind. Die wichtigste Frage ist meiner
Meinung nach: Wie kann man den Polizeiberuf im
Unterschied zu anderen Berufen positiv darstellen,
um denjenigen, der drei Klimmzüge machen und
lesen und schreiben kann, dazu zu bewegen, nicht
zum Finanzamt, sondern zur Polizei zu gehen?

Besondere Menschen haben besondere Ansprüche.
Ich hatte das angesprochen. Das Monetäre allein
wird einen Polizisten nicht bewegen, zu uns zu
kommen. Es ist auch das Berufsbild. Damit kom-
men wir zu dem, was Sie auch angesprochen haben,
das Bild der Polizei in der Öffentlichkeit. Es ist
bei Weitem nicht so, dass die Polizei in Schleswig-

Holstein schlecht angesehen ist. Sie haben es ange-
führt. Die Polizei ist sehr gut angesehen. Was nicht
gut angesehen ist, sind fehlgeleitete Einsätze wie
der in Hamburg am 21. Dezember 2013. Ich weiß
aus erster Hand, dass nicht die Polizisten vor Ort
die Dinge zum Eskalieren gebracht haben. Es wa-
ren tatsächlich, wie Kollege Peters anführte, Leute,
die Straftaten unter dem Deckmantel der Politik be-
gangen haben, und eine völlig überhitzte Atmo-
sphäre, geleitet durch die Polizeiführung vor Ort.
Die Polizisten vor Ort haben sich teilweise verheizt
gefühlt. Das kann so nicht sein.

Die fünfminütige Redezeit, die ich habe, macht es
unmöglich, auf alle Probleme einzugehen, insbe-
sondere auf die Sachprobleme. Sie hatten es im
Sommer schon angesprochen, als wir hier getagt
haben. Das Thema Cybercrime ist ein wichtiges
Thema. Es ist kein neues Feld, es ist ein ergänzen-
des Feld der Straftaten. Die Polizisten, die jetzt
schon mit PCs arbeiten, beklagen, dass sie nicht frei
ins Internet können - manchmal bedingt dadurch,
dass es sinnvoll ist, dass sie das nicht können. In-
ternetrecherchen sind schlecht möglich.

Sie haben keine richtige Vorstellung davon, was ei-
ne forensisch taugliche PC-Kraft kostet. Das ist ex-
trem viel Geld, das man dafür in die Hand nehmen
muss. Auch da lassen Sie nicht erkennen, wie viel
Geld Sie in die Hand nehmen wollen. Von daher
wird das Thema Cybercrime hier mit Sicherheit
noch eine Weile unbetreut bleiben.

(Beifall Uli König [PIRATEN])

Wir müssen jetzt die Weichen für eine attraktive
Landespolizei stellen. Wir haben gar nicht mehr
viel Zeit dafür. Dazu brauchen wir Geld, Kreativität
und echte Anstrengung.

Damit komme ich zu dem einzigen Punkt, der mich
in Ihrem Bericht wirklich gestört hat: Überstunden
entstehen nicht in der Fläche nach dem Gießkan-
nenprinzip, wie Sie statistisch zu belegen versu-
chen. Überstunden entstehen dort, wo Polizisten be-
sonders gefordert sind. Die entstehen nicht im Bü-
ro, die entstehen nicht im Verkehrsunfalldienst, sie
entstehen für die Einsatzkräfte vor Ort in Ham-
burg. Sie entstehen für die Einsätze des SEK, sie
entstehen durch TK-Überwachungen. Durch solche
Dinge entstehen Überstunden. Und die Kollegen,
die diese Überstunden leisten, sind auch diejenigen,
die regelmäßig Überstunden leisten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die können das
auch nicht abbummeln!)
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Ich glaube nicht, dass sie es gerade als besonders
respektvoll und anerkennend empfinden, wie Sie
nach dem Seitenbacher-Müsli-Prinzip diese Über-
stunden berücksichtigen. Die Firma Seitenbacher
wurde dafür kritisiert, dass der Zuckeranteil in ih-
rem Müsli zu hoch sei, nämlich 30 g auf 100 g.
Daraufhin sagte Seitenbacher: Das stimmt ja gar
nicht. Man isst doch immer nur 50 g Müsli und tut
immer Milch drauf, und schon hat man einen
Zuckeranteil von 10 %. Ungefähr dieses Denken
liegt dem zugrunde, was Sie hier mit der Statistik
belegt haben. So kann man mit den Leuten nicht
umgehen. Das ist nicht korrekt.

(Beifall PIRATEN, FDP und vereinzelt
CDU)

Was mir gefallen hat, waren Ihre Ausführungen,
dass Sie die Zulagen für den Dienst zu ungünsti-
gen Zeiten und auch andere Erschwerniszulagen
heben wollen. Ich kann Ihnen sagen, dass die Zula-
gen insbesondere für SEK-Kräfte im Bundesver-
gleich nicht auf dem Top-Level sind. Da kann man
deutlich nachbessern. Gerade SEK-Kräfte bekom-
men beim Bund wesentlich mehr Geld als bei uns.
Das ist attraktiver für sie, sie sind beweglich. Das
Schlimmste, was uns passieren kann, ist, dass wir
Polizisten teuer ausbilden und sie nach Hamburg
oder zur Bundespolizei gehen, weil sie leichter be-
fördert werden, schneller vorankommen, besser be-
zahlt werden und vielleicht auch noch mehr aner-
kannt werden.

Das Thema Dienst zu ungünstigen Zeiten ist ein
altes gewerkschaftliches Thema. Damit wir einmal
eine Hausnummer nennen: Vor neun Jahren hat die
GdP gefordert, dass für die Sonntags- und Nachtar-
beit 5 € die Stunde zu zahlen seien. Ich frage mich,
wer heute mit einem qualifizierten Beruf am Sonn-
tag für 5 € die Stunde, die teilweise noch steuer-
pflichtig sind, noch arbeiten geht. Fragen Sie ein-
mal. Das wird künftig noch weniger sein. Da wird
schon richtiges Geld in die Hand genommen wer-
den müssen. Mich freut, dass Sie das Thema erken-
nen und angehen wollen, und ich freue mich genau-
so wie die anderen Kollegen auf die weiteren Bera-
tungen im Ausschuss. - Danke schön.

(Beifall PIRATEN, FDP und vereinzelt
CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Abgeordneten-Kollegen des
SSW hat nun der Herr Abgeordnete Lars Harms das
Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Hier im Hause haben wir schon viel zur
Attraktivität der Landespolizei gehört. Nun liegt
uns auch der Bericht vor. Vielen Dank dafür an
Minister Breitner und sein Team. Aus dem Bericht
wird deutlich, dass die Landespolizei einen attrakti-
ven Beruf darstellt, der weiterhin einen guten Ruf
bei uns im Land genießt. Außerdem wird deutlich,
dass die Landespolizei bemüht ist, an den wichtig-
sten Stellschrauben zu drehen, um den Betrieb auf
Vordermann zu bringen, wie etwa beim Ausbil-
dungsprogramm, beim Marketingpaket, das ge-
nannt wurde, beim Know-how, bei der Ausstattung
rund um die digitale Welt, sowie dabei, eine Lan-
despolizei zu schaffen, die auch die Vielfalt in
Schleswig-Holstein widerspiegelt.

Der SSW im Landtag begrüßt insbesondere die lo-
kale Vernetzungsstrategie, die sogenannte kommu-
nale Kriminalpolitik, die wir alle aus unseren Re-
gionen kennen. Dabei sollte es nicht nur um die po-
litischen Vorgaben gehen, sondern vielmehr auch
um die Verknüpfung mit der Praxis. Je weiter und
stabiler das Netzwerk ist, desto mehr Kriminalität
kann letztendlich auch dadurch aufgefangen wer-
den. Dies ist ein langfristiges Projekt, welches
Weitsicht und Durchhaltevermögen von allen Be-
teiligten erfordert. Dort wo wir einen Beitrag leis-
ten können, werden wir diesen Ansatz natürlich
auch unterstützen. Über weitere Ausführungen zu
diesem Projekt im Ausschuss bin ich jedenfalls
schon jetzt gespannt.

Ein weiterer Ansatz, den wir als SSW sehr begrü-
ßen, ist der zum Schwerpunkt Cyber-Kriminalität.
Statistiken belegen, dass die Anzahl der einfachen
Diebstähle zurückgeht. Jedoch steigen die Fälle im
Bereich von Cybercrime. Mittlerweile bleibt - glau-
be ich - kein Bekanntenkreis von Hackerzugriffen
auf EC- oder Kreditkarten verschont. Seit gestern
wissen wir ja, dass ungefähr ein Viertel der Bun-
desrepublik gerade mit diesem Thema in Kontakt
gekommen ist.

Vor diesem Hintergrund beginnt die Spurensuche
der Polizei mehr denn je im Netz. Gerade im Be-
reich der Internetkriminalität müssen wir in
Schleswig-Holstein an Schlagkraft gewinnen. Denn
schließlich muss unsere Landespolizei im Bereich
von Internetkriminalität immer einen Schritt voraus
sein. In dem Moment, wenn wir meinen zu wissen,
wie der Kreditkartenbetrug vor sich geht, sind die
Straftäter wahrscheinlich schon ganz woanders, und
wir müssen wieder hinterherhecheln. Im digitalen
Bereich wird es immer irgendwo eine Einstiegsluke
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geben. Wenn die nicht einmal NSA vor deutschem
Recht haltmacht, dann werden es all die anderen
erst recht nicht tun.

Zu meinen, man könne sich völlig gegen Cybercri-
me schützen, ist - gelinde gesagt - ist ein sehr hoch-
gestecktes Ziel, ein Ziel, welches nicht immer er-
reicht werden kann; denn Internet- und Wirt-
schaftskriminalität haben mit den herkömmlichen
Straftaten meistens nicht mehr viel gemeinsam.
Solche Diebstähle sind auf den ersten Blick gar
nicht sichtbar. Tatspuren sind nur schwer zu erken-
nen, das Verhältnis zwischen Täter und Opfer un-
terscheidet sich erheblich von anderen Straftaten.

Klar ist: Es müssen echte Experten ins Team ge-
holt werden. Was die Landespolizei an dieser Stelle
braucht, sind Quereinsteiger. Das Ausbildungsan-
gebot ist, wie im Bericht dargestellt, ein sehr um-
fassendes und auch praxisnah ausgerichtetes. Je-
doch kann ein Praktikum in der Privatwirtschaft
einfach nicht mit den Berufserfahrungen eines IT-
Managers in einem Kreditinstitut mithalten. Eine
weitere Stellschraube ist in meinen Augen deshalb
die sogenannte Sonderlaufbahn. Ob ein qualifi-
zierter Quereinsteiger an dem Einschlagen einer
Sonderlaufbahn interessiert ist, lässt sich schwer sa-
gen. Einen Versuch ist es wert, aber die Gehalts-
strukturen sind natürlich nicht so attraktiv wie an-
dernorts. Diese Quereinsteiger müssten im Prinzip
abgeworben werden, denn obwohl die Polizei einen
guten Ruf genießt, werden diese Kräfte wahrschein-
lich nicht von ganz allein kommen. Dass man dann
daran arbeiten muss, diese Spezialisten auch noch
in den eigenen Reihen zu halten, macht es nicht
eben leichter. Auch dieser Aspekt gehört zum Ge-
samtkonzept Quereinstieg dazu.

Letztendlich können wir als SSW nur feststellen,
dass in dem vorgelegten Bericht ein vernünftiger
Weg gezeichnet wird, um die Attraktivität der Lan-
despolizei nach innen wie nach außen weiterhin
aufrechtzuerhalten.

Welche Maßnahmen dabei Priorität haben sollen
und vor allen Dingen, wie wir sie umsetzen, gerade
was diese Sonderlaufbahn angeht, werden wir im
Ausschuss ganz in Ruhe beraten. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor.
Es ist mehrfach beantragt worden, den Bericht
Drucksache 18/1432 dem Innen- und Rechtsaus-

schuss zur abschließenden Beratung zu überweisen.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung erteilen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Enthaltungen? - Damit ist dies einstimmig so
beschlossen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich rufe Tagesordnungspunkt 43 auf:

Bericht der Landesregierung zur aktuellen Si-
tuation und zur weiteren Entwicklung des Digi-
talfunks in Schleswig-Holstein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/1433

Ich erteile dem Herrn Innenminister Herrn Andreas
Breitner das Wort.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich hoffe, das
wird digital übertragen, Frau Präsidentin!)

Andreas Breitner, Innenminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
bin mit dem Thema Digitalfunk immer transparent
umgegangen und werde dies auch in Zukunft tun.
Das ist eine Selbstverständlichkeit, Herr Abgeord-
neter Dudda. Alle öffentlich geäußerten Kritik-
punkte habe ich in unserem Bericht selbst offen
dargelegt. Daher möchte ich aufgrund der aktuellen
Diskussion und Berichterstattung rund um die Ein-
führung des Digitalfunks in Schleswig-Holstein die
Gelegenheit nutzen oder vielleicht auch nur den
Versuch unternehmen, ein differenzierteres Bild zu
zeichnen.

Dass bei der Einführung des Digitalfunks, dem
größten IT-Infrastrukturprojekt in Deutschland,
technische Probleme auftreten können, ist keine
Überraschung. Das liegt in der technischen Natur
der Sache. Trotzdem können wir feststellen, dass
mit Ausnahme einer Basisstation in List auf Sylt
das Netz wie ursprünglich geplant steht. Seit De-
zember 2013 befindet sich die Landespolizei im
operativen Probebetrieb. Er dient, wie sein Name
sagt, der Erprobung, um Funkversorgungsdefizite
und weitere technische Probleme zu erkennen und
zu beseitigen. Wir testen auf Teufel komm raus, bis
alles funktioniert. Wir testen eben auch bei Regen,
bei Starkregen, im Orkan und Sturm, und wir testen
auch in den letzten Winkeln des Landes. Die Be-
wertung, ob es in einer Probephase opportun ist,
uns das Ergebnis des Probierens und Testens vorzu-
halten, überlasse ich Ihnen.
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Mit dem Stand von heute sind weder ich noch die
Landespolizei mit der derzeitigen Situation zufrie-
den. Es gibt noch viel zu viele größere, aber auch
kleinere Unzulänglichkeiten. Für die notwendigen
Maßnahmen zur Beseitigung der Probleme wur-
den entsprechende Mittel eingeplant. Es handelt
sich dabei also nicht um Mehrausgaben. Alles er-
folgt auf Grundlage des Doppelhaushaltes 2009/
2010 und der Planungen der Folgejahre. Von einem
Millionengrab kann also überhaupt keine Rede sein.
Wir befinden uns im Finanzplan.

Entscheidend ist - das ist wichtig -, dass alle Pro-
bleme abgestellt sind, wenn Ende dieses Jahres der
Echtbetrieb beginnen soll. In unserem Bericht sind
die Probleme identifiziert. An deren Lösung wird
mit Hochdruck gearbeitet. Dabei gilt: Technische
Probleme müssen auch technisch gelöst werden.
Ein Ministerwort von mir oder in vorigen Zeiten
von meinen Vorgängern, selbst ein Landtagsbe-
schluss, helfen da nicht weiter. Weder ich noch
meine damit befassten Vorgänger haben oder hatten
einen Knopf im Büro, auf den wir drücken können,
und dann wird alles besser. Die Probleme mit dem
Digitalfunk eignen sich nicht für Schuldzuweisun-
gen zwischen Regierung und Opposition. Natürlich
sehen Sie das anders. Das ist auch okay, nützt der
Sache nur nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wie gehen wir aktuell mit den aufgetretenen Pro-
blemen um? - Eine Maßnahme ist die erfolgte Er-
richtung der 159. Basisstation auf Sylt. Sie wird
nun mit der nötigen Technik bestückt. Zu Ostern
wird mit einer Eingliederung in das BOS-Zugangs-
netz gerechnet. Dann sind alle ursprünglich geplan-
ten Masten in Betrieb. Das ist auch der Unterschied
zum Stadtstaat Hamburg, aber auf diesen Vergleich
will ich nicht näher eingehen. Um die durch die
spezielle Bebauung in Lübeck bestehenden Funk-
versorgungsdefizite zu lösen, wird zurzeit ein wei-
terer Mast angemietet. Insgesamt gehen wir davon
aus, dass landesweit weitere zehn bis fünfzehn Ba-
sisstationen errichtet werden müssen.

Ebenso wird mit Hochdruck daran gearbeitet, wei-
tere Probleme wie witterungsbedingte Ausfälle
und unsachgemäß angebrachte Antennen zu beseiti-
gen und die Inhouse-Versorgung sowie die Sprach-
qualität, die individuell sehr unterschiedlich be-
wertet wird, zu verbessern. Die flächendeckende
Funkversorgung in allen Gebäuden in Schleswig-
Holstein war nie Bestandteil der Planungen. Trotz-
dem ist diese in sehr vielen Gebäuden bereits vor-
handen. In den Gebäuden, in denen eine ausrei-

chende Funkversorgung noch nicht gewährleistet,
taktisch aber erforderlich ist - es sind nicht alle, in
denen es taktisch erforderlich ist -, wird es Nach-
besserungen in Form von Objektfunkanlagen und
eigenen Basisstationen geben. Ein Beispiel ist die
Sparkassenarena in Kiel.

Weiter wird im ersten Halbjahr 2014 für alle End-
geräte ein Update Verbesserungen bei Einsätzen in
Objekten bringen, in denen noch keine Funkversor-
gung gewährleistet ist. Auch im Bereich der Leit-
stellen wird alles dafür getan, um einen reibungslo-
sen Digitalfunkverkehr zu ermöglichen. Die Lan-
despolizei und der Dienstleister Eurofunk Kappa-
cher arbeiten eng zusammen, um einen stabilen und
verlässlichen Betrieb zu gewährleisten. Die Zahl
der Störungen hat sich deutlich reduziert. An weite-
ren Verbesserungen wird gearbeitet.

Durch Funktionserweiterungen, wie die Einfüh-
rung von Statusübertragungen, Kurzdatenübertra-
gung und die Übersendung von GPS-Ortsdaten von
Einsatzkräften werden die technischen Möglichkei-
ten des Digitalfunks in den Leitstellen nach und
nach ergänzt.

Trotz aller Probleme im Probebetrieb halten alle
Experten an ihrer Einschätzung fest, dass schon
heute die Vorteile des Digitalfunks im Vergleich
zum Analogfunk bei Weitem überwiegen. So war
es den beteiligten Einsatzkräften nach dem brisan-
ten Fußballspiel zwischen Holstein Kiel und Hansa
Rostock im Dezember vergangenen Jahres ohne
Aufwand möglich, die Hamburger Kollegen bei der
Gefährdungslage im Hamburger Stadtgebiet zu un-
terstützen, da die länderübergreifende Kommunika-
tion dank des Digitalfunks einwandfrei funktionier-
te. Beim Analogfunk: Fehlanzeige.

Darüber hinaus weist der Digitalfunk weniger Fun-
klöcher auf als der Analogfunk. So kann in Berei-
chen, in denen über Jahre keine Funkverbindung
möglich war, inzwischen tadellos gefunkt werden.
Die Kieler Polizei funkt zum Beispiel jetzt erstmals
Richtung Falkenstein. Im ganzen Kreis Herzogtum
Lauenburg war die analoge Funkabdeckung jahr-
zehntelang völlig ungenügend. Dank des Digital-
funks kann dort jetzt verständlich gefunkt werden.
Wir reden über Schleswig-Holstein. Die Behaup-
tung, der Einsatz des Digitalfunksystems würde die
Bevölkerung in Schleswig-Holstein und die einge-
setzten Polizeibeamten gefährden, ist gefährlicher
Unsinn.

(Beifall Simone Lange [SPD] und Klaus
Schlie [CDU])
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Eine Unzufriedenheit der Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten gibt es sicherlich. Der Gewerk-
schaft der Polizei, die als Kronzeuge einer großen
und flächendeckenden Unzufriedenheit auftritt,
empfehle ich, dazu einmal ihre Mitglieder zu befra-
gen. Sie könnten ja mit mir, ihrem Mitglied, einmal
anfangen. Ich habe am 30. Dezember 2013 erneut
lange mit den Polizeibeamten der Einsatzleitstelle
in Kiel zusammengesessen. Da erhält man ein völ-
lig anderes Bild. Gleiches gilt für meinen gestrigen
Besuch beim Polizeirevier in Norderstedt. Wie ich
höre, beabsichtigt die GdP, sich jetzt vor Ort bei
den betroffenen Kollegen selbst zu informieren.
Das ist sehr gut und gefällt mir. Sie wird dort erfah-
ren, dass es als überaus positiv angesehen wird,
dass jede Kollegin und jeder Kollege mit einer
Sprechfunkgarnitur ausgestattet ist. Dies steigert
die taktischen Möglichkeiten und die Sicherheit
der Polizei erheblich. Die einzelnen Beamtinnen
und Beamten können individuell dirigiert werden
und Kenntnis der aktuellen Einsatzlage erhalten.

Kurze Beispiele von Einsätzen, die durch den Digi-
talfunk erst möglich sind: Ein Täter ist nach Ein-
bruch im Tatobjekt. Die Polizei umstellt das Ge-
bäude. Jeder eingesetzte Beamte verfügt über ein
eigenes Funkgerät. Es kann untereinander und mit
der Leitstelle individuell kommuniziert werden -
dank des Digitalfunks.

Unfall mit schwerverletzten Personen: Die Polizei
ist als Erste vor Ort. Die Beamten müssen nicht
wieder zum Funkstreifenwagen laufen, um zu fun-
ken. Sie können schnell vom Unfallort aus Hilfe für
die Verletzten rufen und die Erstmaßnahmen einlei-
ten. Das Opfer wird nicht allein gelassen - dank des
Digitalfunks.

Die Fahndung nach einem Täter ist per Streifenwa-
gen nicht möglich. Das Gebäude und die Erkenn-
barkeit lassen es nicht zu. Da Funk nun Mannaus-
stattung ist, ist eine koordinierte Fahndung möglich
- dank des Digitalfunks.

Jeder Beamte in Schleswig-Holstein ist in der Lage,
schnell, ohne mit dem Handy kompliziert zu wäh-
len, Hilfe zu rufen. Der Digitalfunk dient hier der
Eigensicherung.

Bei einer Verkehrskontrolle können dank des Digi-
talfunks zukünftig der Einweiser und der Melder
Fahrzeuge, die über Funk herausgewinkt wurden,
den kontrollierenden Beamten ankündigen - dank
des Digitalfunks.

Zum Schluss geschlossene Einsätze: Jeder Beamte
hat Funk. Vorher gab es Funk nur bis zum Grup-
penführer. Jeder Beamte lebt nun in der Lage und

die Gruppe kann wesentlich besser geführt und ge-
leitet werden. Auch hier hilft der Digitalfunk.

In allen sechs Punkten bezüglich des Analogfunks
und im Vergleich: Fehlanzeige in der analogen
Zeit. In analogen Zeiten gab es nur eine schlecht
verständliche Quetsche für einen Streifenwagen.
Heute ist jeder Polizeibeamte mit einem funktionie-
renden digitalen Sprechgerät ausgestattet.

Gelobt werden auch die Kompaktheit der Geräte,
die langen Akkulaufzeiten sowie die Möglichkeit
der schnellen Korrespondenz untereinander mittels
des Direktmodus. Optimiert werden zudem die
Sprechfunkgarnituren. Es wurden neue Mikrofone
beschafft, die auch bei Feuchtigkeit einen störungs-
freien Funkverkehr gewährleisten sollen. Ein klei-
nerer Teil der bestehenden Probleme ist auf Bedie-
nungsfehler zurückzuführen. Diese werden durch
gezielte Schulungen zusehends minimiert und wer-
den sich durch den täglichen Umgang mit den End-
geräten endgültig lösen.

Mein Fazit zum Bericht des Digitalfunks und zur
Einführung des Digitalfunks in Schleswig-Holstein:
Die Einführung des Digitalfunks befindet sich auf
einem guten Weg. Er hat sich bei den unterschiedli-
chen Großeinsätzen in der täglichen Nutzung, übri-
gens auch bei den Sturmtiefs Christian und Xaver,
bewährt. Wir alle sollten uns auch beim Auftreten
weiterer Probleme nicht aus der Ruhe bringen las-
sen, wenn wir denn überhaupt einmal Ruhe hatten,
sondern die engagierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Landespolizei in dieser für sie belasten-
den Situation unterstützen und in Ruhe weiterarbei-
ten lassen. Dies gilt auch für die heute veröffent-
lichte Kritik an der verwendeten TETRA-Technik.

Es ist richtig, dass der Standard in den 80er-Jahren
entwickelt wurde. Die Behauptung aber, der Digi-
talfunk sei auf dem Stand von 1995 und im Übrigen
ein Auslaufmodell, ist nicht richtig. Auch im BOS-
Digitalfunk hat es in mehreren Bereichen selbst-
verständlich technische Weiterentwicklungen ge-
geben, unter anderem bei der Verschlüsselung, der
Abhörsicherheit sowie bei den Endgeräten. Im Ver-
gleich zu kommerziellen Mobilfunksystemen erfüllt
unser Digitalfunknetz insbesondere die besonderen
Anforderungen der BOS. Neben dem sehr viel
schnelleren Gesprächsaufbau und der Möglichkeit
zur Gruppenkommunikation stellt vor allem die
Abhörsicherheit einen besonderen Vorteil des Di-
gitalfunks dar. Das ist im Mobilfunk bekannterma-
ßen ganz anders. Zusätzlich verfügen die Endgeräte
des Digitalfunks BOS anders als Mobilfunktelefone
über die Fähigkeit zur netzunabhängigen direkten
Sprechverbindung von Endgerät zu Endgerät. TE-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 45. Sitzung - Mittwoch, 22. Januar 2014 3683

(Minister Andreas Breitner)



TRA-Netze wie in Deutschland gibt es zwischen-
zeitlich - dieser Hinweis sei vielleicht einmal er-
laubt - in mehr als 30 Ländern. Ganz allein und so
ganz falsch kann Deutschland mit dieser Entschei-
dung dann nicht liegen.

Übrigens geht der Analogfunk auf eine Erfindung
Ende des 19. Jahrhunderts zurück. Dem Digitalfunk
könnte, auch wenn sich technische Entwicklungen
natürlich immer mehr beschleunigen lassen, eine
noch lange Lebensdauer bevorstehen.

Ich habe die Probleme bei der Einführung des Digi-
talfunks vor eineinhalb Jahren übernommen, und
ich werde sie lösen. Wir sind auf der Zielgeraden
und sollten auf den letzten Metern jetzt wirklich
nicht die Nerven verlieren. Ich habe keine Zweifel,
dass das Projekt dann zu einem erfolgreichen Ab-
schluss geführt wird. Bis dahin werde ich Sie wei-
terhin und so oft Sie es wünschen über den jeweili-
gen Projektstand informieren.

Dabei werden auch in Zukunft keine Mängel ge-
schönt oder vertuscht, sondern offen dargestellt -
eine Selbstverständlichkeit, Herr Abgeordneter
Dudda. Im Gegensatz zu manchen gelegentlich ge-
äußerten Vermutungen gibt es auch keine Auffor-
derung von mir, die digitale Welt ohne Anlass rosa-
rot zu malen. Der Bericht beweist genau das Ge-
genteil. Das Thema Digitalfunk eignet sich nicht
zur Skandalisierung. Wer von Versagen und finan-
ziellem Desaster spricht, dem empfehle ich zu-
nächst eine Lektüre der Fakten, auch wenn das mit-
unter anstrengend und anspruchsvoll sein mag. Das
Thema ist nun aber einmal komplex.

Die Vergleiche mit der Elbphilharmonie und dem
Berliner Flughafen - und mit Sicherheit kommt in
der Debatte auch wieder der Verweis auf die Fuß-
ballweltmeisterschaft von 2006 - verschaffen zwar
die Lufthoheit an den Stammtischen, spiegeln aber
nicht die Arbeitsleistung derjenigen wider, die den
Digitalfunk in Schleswig-Holstein auf die Zielgera-
de gebracht haben. Sie empfinden diese gebetsmüh-
lenartig vorgetragenen Vorurteile - Frau Damerow -
dann tatsächlich als Schlag ins Gesicht. Wenn sie
zutreffen würden, wäre ich der Erste, der die
Missstände einräumen würde. Aber sie treffen nun
einmal nicht zu. Deshalb ziele ich nicht auf die
Stammtische, sondern bleibe dabei: Wir sind auf ei-
nem guten Weg, und die Landespolizei macht beim
Thema Digitalfunk das, was sie immer macht:
einen guten Job. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, Volker Dornquast [CDU] und Klaus
Schlie [CDU])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, der Minister hat mit sei-
nem umfänglichen Bericht dafür gesorgt, dass Ih-
nen allen nun eine Redezeit von 13 Minuten zur
Verfügung steht. - Ich darf als erstes die Kollegin
Petra Nicolaisen bitten, sie zu nutzen. Ich erteile ihr
hiermit das Wort.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich danke erst einmal dem Innenministerium für
den sehr umfänglich abgegebenen Bericht. Den-
noch, Herr Minister, entwickelt sich der Aufbau ei-
nes flächendeckenden Digitalfunknetzes für alle
Behörden in Schleswig-Holstein und alle Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben - wie die Polizei,
Feuerwehr, Rettungsdienste oder das THW - an-
scheinend zu einer teuren und schier unendlichen
Geschichte. Was lange währt, wird endlich gut,
sollte man meinen. Aber das ist im Moment weit
gefehlt.

Zur Erinnerung kurz noch einmal: Seit Mitte der
90er-Jahre wird die Einführung des digitalen Poli-
zeifunks geplant. 2006 - es wurde schon angespro-
chen - bei der Fußballweltmeisterschaft sollte der
Digitalfunk seine erste Bewährungsprobe bestehen.
Auch das wurde nichts. Der Behördenfunk wurde
2011 dann - Hans-Jörn, hör zu - beim Wacken-
Open-Air erstmals getestet.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wieder vorbildlich!)

Und am 19. Dezember 2012 verkündete der Herr
Innenminister, dass das Netz stehe und der Probe-
betrieb der Landespolizei aufgenommen werde.
Die anderen Organisationen würden voraussichtlich
2014 nachziehen. - Der Probebetrieb musste vieler-
orts dann wieder unterbrochen werden, und die für
Ende 2013 geplante Abschaltung des analogen
Funks hat nicht stattgefunden.

Was hat das kleine Bundesland Saarland, was wir
in Schleswig-Holstein nicht haben?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Eine Große Ko-
alition!)

Es hat eine Landespolizei, die einen funktionieren-
den digitalen Probefunkbetrieb betreibt. Zwischen
den Übergangstechniken der beiden Bundesländer
liegen Welten. Die Leistungsfähigkeiten der
Techniken liegen so weit auseinander wie die eines
ICE und einer Dampflok. Während der Analogfunk
bei schlechtem Empfang immerhin noch in schlech-
ter Qualität überträgt, bricht beim Digitalfunk die
Verbindung total ab, wenn das Signal zu schwach
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ist. Einen Polizisten oder einen Feuerwehrmann
kann diese Situation allerdings in Lebensgefahr
bringen.

Eine weitere zeitliche Verzögerung des Digital-
funks kann außerdem zu einem Sicherheitsrisiko
werden - wie wir erfahren haben -, weil für das ge-
genwärtig noch verwendete Analogfunksystem kei-
ne Ersatzteile mehr produziert werden. Die zurzeit
aufgestellten 158 Funkmasten in Schleswig-Hol-
stein scheinen bei Häusern mit Stahlbetonwänden,
bei beschichteten Scheiben oder Oberflächen, die
Funkwellen reflektieren, nicht stark genug zu sein.
Die Gewährleistung einer umfassenden Funkver-
sorgung obliegt den Betreibern der Objekte. Die
Kosten für Schleswig-Holstein sind hier noch nicht
beziffert. Hier steht uns der nächste Streit oder
eventuell sogar ein Rechtsstreit ins Haus.

Herr Minister, in Ihrem Bericht sprechen Sie von
einem Optimierungsbedarf der Netze, von Verbes-
serungen schon bestehender beziehungsweise dem
Bau neuer zusätzlicher Basisstationen, von einer
Optimierung der Funkstrecken bei Starkregen, von
einer Verbesserung der Funkversorgungsgüte in re-
gionalen Bereichen und von Optimierungen in den
Leitstellen. Sprich: Hier entstehen dem Land zu-
sätzliche Kosten in Höhe von 16,6 Millionen €. Sie
haben gesagt, diese seien eingepreist. Auch wenn
diese jetzt im Haushalt eingepreist sind, entstehen
dadurch zusätzliche Kosten.

Normalerweise sollte man sich vor einer Aus-
schreibung eines solchen Projektes einen klaren
Überblick über technische Erfordernisse und zu
erwartende Kosten verschaffen, um einen Blindflug
zu verhindern.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wer hat die Aus-
schreibung gemacht?)

Die Kostensteigerung ist zwar nicht mit dem Pla-
nungsdesaster - Sie haben das angesprochen - der
Hamburger Elbphilharmonie zu vergleichen, den-
noch, wenn man erst im Laufe der Zeit erkennt,
welche Anforderungen an einen leistungsfähigen
Digitalfunk zu stellen sind, spricht das für sich und
erklärt nicht, warum es Firmen, die bereits über
enormes Fachwissen verfügen, nicht gelingt, trotz
ausreichender Vorlaufzeit einen Probebetrieb rei-
bungslos über die Bühne zu bekommen. Die GdP
kritisiert, dass die Unternehmen, die daran arbeiten,
nicht richtig miteinander kommunizieren.

Herr Minister, ich fordere Sie auf: Nehmen Sie das
Ruder in die Hand, oder behalten Sie es in der
Hand, und steuern Sie dieses Projekt im Sinne aller
Beteiligten in einen sicheren Hafen! Kommunikati-

on funktioniert von zwei Seiten, egal ob analog
oder digital. Es ist jetzt endlich an der Zeit, dass der
Digitalfunk im Alltag hält, was Polizei, Feuerweh-
ren und Rettungsdiensten schon lange versprochen
worden ist. Da geht es um die Übertragung von
Bilddaten, Abhörsicherheit, die Verschlüsselung
von Signalen, die Kommunikation mit anderen Si-
cherheitsbehörden und so weiter und so fort - und
das alles bundesweit. Denn Digitalfunk ist die Zu-
kunft, auch wenn dieses heute in der Presse durch
Professor Höher anders beurteilt wurde. Darüber
haben wir uns dann im Ausschuss noch einmal mit-
einander auszutauschen.

Lassen Sie mich an dieser Stelle bitte noch eines sa-
gen: Mein Dank gilt den beteiligten Personen im
Bereich der Polizei, der Rettungsdienste, der Feuer-
wehr, des THW und natürlich den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern in den Leitstellen. Denn sie sind
es, die mit den Unwägbarkeiten im Alltag auskom-
men und sich arrangieren müssen. Mir sind die ho-
hen Arbeitsbelastungen sehr wohl bekannt. Ich be-
danke mich an dieser Stelle sehr herzlich für den
über das Maß hinausgehenden Arbeitseinsatz und
weiß das sehr wohl wertzuschätzen.

Ich beantrage Ausschussüberweisung, um die De-
batte im Ausschuss weiterzuführen. Der Minister
hat außerdem angeboten, weitere Berichte abzuge-
ben. Das Angebot werden wir dankend annehmen. -
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die SPD-Frakti-
on hat Frau Abgeordnete Simone Lange das Wort.

Simone Lange [SPD]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren!
Auch ich bedanke mich noch einmal sowohl für
den schriftlichen Bericht als auch für die mündli-
chen Ausführungen, die wirklich sehr ausführlich
waren. Ich will das nicht noch einmal alles aufzäh-
len, sondern das ganz kurz von meinem Standpunkt
aus ergänzen.

Mein Dank gilt aber auch - das will ich gleich vor-
ab sagen - allen Polizeibeamtinnen und -beamten,
die, wenn es denn Probleme gibt, mit diesen Pro-
blemen umzugehen wissen und konstruktiv an der
Lösung mitarbeiten.

(Beifall Klaus Schlie [CDU])
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Der Digitalfunk ist in aller Munde - leider wie ich
finde durch eine Art der Skandalisierung, die sich
schon schädlich auf das Image der Landespolizei
auswirkt. Das kann nun wirklich keiner von uns
wollen.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Eka
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Skandalisieren ist hier fehl am Platz und auch nicht
im Sinne der Landespolizei, und - ich spreche für
meine Fraktion - das ist auch nicht im Sinne der Po-
litik.

Der flächendeckende Ausbau des Digitalfunks ist
nach wie vor eine der größten Herausforderungen
der Landespolizei, wenn nicht sogar die größte Her-
ausforderung. Dieser Herausforderung begegnet In-
nenminister Andreas Breitner seit gerade einmal
eineinhalb Jahren - und wie ich finde, tut er das tat-
kräftig und transparent.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Er hat für die erforderlichen Maßnahmen sowohl
im Haushalt 2013 als auch im Haushalt 2014 die er-
forderlichen Mittel eingestellt, weil er ähnlich wie
der damalige Innenminister Klaus Schlie sagt: Die
Einführung des Digitalfunks muss zu einer erfolg-
reichen Umsetzung kommen und darf nicht an der
Kassenlage scheitern.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Klaus
Schlie [CDU])

Gefühlt hat der Innenminister in jeder zweiten Aus-
schusssitzung oder hier im Plenum über den Fort-
gang der Einführung des Digitalfunks berichtet. Ich
bedanke mich auch für das Durchhaltevermögen
seitens des Ministers. Ich glaube, es ist zu keinem
anderen Thema so transparent berichtet worden,
und kein anderes Thema haben wir so transparent
begleitet. Das mag der Größe dieses Projekts ent-
sprechen, aber ob es immer hilfreich ist, sei dahin-
gestellt.

Es ist das größte Projekt der Landespolizei, und es
wurde über die Jahre von weiteren großen Projek-
ten begleitet. Das dürfen wir nicht vergessen. Den-
ken wir an die Strategie 2012, an die Umstellung
der Struktur der Leitstellen von 14 auf vier, alles
einhergehend mit dem geplanten Personalab-
baupfad, der nicht von Innenminister Breitner be-
schlossen worden ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Digi-
talfunk wurde Ende der 90er-Jahre auf den Weg
gebracht. Es ist sicher statthaft, die Projektierung zu

analysieren und zu hinterfragen. Bei solchen Mam-
mutprojekten sind Fehler immanent, aus denen wir
alle nur lernen können. Beschwichtigen werden wir
seitens der SPD-Landtagsfraktion die Probleme
nicht, skandalisieren allerdings auch nicht.

Ich sage: Der Digitalfunk ist besser als sein Ruf.
Lassen Sie uns gemeinsam weiter für einen guten
Ruf sorgen! Denn es will doch keiner von uns
ernsthaft zu der Version zurück: Rotkehlchen an
Schwarzdrossel, bitte kommen!

(Beifall SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Ihr
seid noch im letzten Jahrtausend! Kein Wun-
der, dass die Amerikaner uns nicht ernst neh-
men! Ich empfehle Ihnen, einmal ein Polizei-
revier in den USA zu besuchen!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Abgeordneten Burkhard Peters das
Wort.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Minister, vielen Dank für den
klaren und deutlichen Bericht, der erneut belegt,
was sich in Ihren mehrfachen Zwischenberichten
im Innen- und Rechtsausschuss schon angedeutet
hat: Die flächendeckende Einführung des Digital-
funks für Polizei und andere Rettungs- und Sicher-
heitskräfte in der Bundesrepublik ist keine unge-
trübte Erfolgsgeschichte. Dies gilt in ähnlicher
Weise für das andere digitale Großprojekt im Lan-
de, die Einführung des elektronischen Personalver-
waltungssystems KoPers.

Bundesweit seit 1998 geplant sollte die Umstellung
vom bisherigen Analogfunk auf den Digitalfunk
schon 2006 in ganz Deutschland abgeschlossen
sein. Schleswig-Holstein ist nach dem Bericht aber
erst das dritte Flächenbundesland, das ein Digital-
funknetz aufgebaut hat.

Liest man die Presse zum Bericht des Ministers, ist
von einem „Digitaldesaster“ und vom „Millionen-
grab Digitalfunk“ die Rede; der echte Norden kön-
ne alles außer Technik. Kollegin Damerow und
Kollege Garg überschlagen sich in Empörungsrhe-
torik - ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidiums -:
Der Bericht sei eine Bankrotterklärung des Innen-
ministers; die relativierenden Darstellungen Breit-
ners seien hochnotpeinlich.

(Beifall FDP)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren von der
Opposition, bleiben Sie auf dem Teppich! Erstens.
Minister Breitner hat die Probleme mit dem Digital-
funk von der Vorgängerregierung nur geerbt.

(Zurufe)

- Sie kennen den Spruch von den Grünen. - Nichts
deutet darauf hin, dass Andreas Breitner auch nur
den geringsten Anteil an den übernommenen Pro-
blemen zu verantworten hat. Der Bericht belegt
vielmehr, dass er und die weiteren Verantwortli-
chen im Ministerium und in den nachgeordneten
Behörden alles daransetzen, bestehende Probleme
schnellstmöglich zu überwinden.

Zweitens. Die aufgetretenen Probleme sind eindeu-
tig nicht auf spezielle Unzulänglichkeiten in
Schleswig-Holstein zurückzuführen. Sie haben sys-
temische Ursachen, die in allen Bundesländern in
ähnlicher Weise zu Schwierigkeiten führen. Als ei-
nes der ersten Bundesländer, das in den operativen
Probebetrieb eingetreten ist, hat das Land naturge-
mäß in besonderer Weise mit den Kinderkrankhei-
ten des Systems zu kämpfen.

(Unruhe FDP)

Drittens. Die Parallelität mit der Einführung des
Systems KoPers zeigt deutlich: Der Teufel steckt
immer im Detail, vor allem wenn es um extrem
komplexe und vielschichtige Anforderungen geht,
die ein komplettes Kommunikationssystem von Po-
lizei und diversen Rettungs- und Sicherheitskräften
jederzeit bis in den letzten Winkel des Landes und
in jedes Haus störungsfrei leisten muss.

(Unruhe)

Wenn wir mit unserem Handy einmal keinen Emp-
fang haben, verschieben wir unser Gespräch und
versuchen es von einem anderen Ort aus. Kein Pro-
blem. Bei einem Polizeieinsatz, bei dem es auch
einmal um Leben und Tod geht, sieht das natürlich
ganz anders aus. Dort muss alles zu jeder Zeit und
an jedem Ort störungsfrei funktionieren. Alle wis-
sen aber, dass dies mit dem guten alten Analogfunk
auch nie störungsfrei geklappt hat. Der Innenminis-
ter hat auf meinen Heimatkreis Herzogtum Lauen-
burg und die dortigen Probleme hingewiesen.

Ich habe schon in der letzten Rede darauf hingewie-
sen: In der Nacht vom 17. auf den 18. Januar hatte
ich das große Vergnügen, von 7 Uhr abends bis
5 Uhr morgens in einem neuen Streifenwagen des
4. Kieler Polizeireviers eine Nachtschicht mitfahren
zu dürfen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Ja, das ist eine nachhaltige Erfahrung. - Wer das
noch nicht gemacht hat, dem kann ich diese Erfah-
rung nur dringend anempfehlen. Nichts geht über
die unmittelbare Erfahrung in der Form der teilneh-
menden Beobachtung.

(Beifall Simone Lange [SPD])

Dort habe ich mich angesichts der erwähnten Presse
ganz besonders für den Digitalfunk interessiert. Die
Kieler Leitstelle, die ich in der Nacht auch besucht
habe, deckt inzwischen die Fläche eines Viertels
unseres Landes mit Digitalfunk ab.

(Unruhe)

Der dortige Dienstgruppenleiter versicherte mir,
dass der Digitalfunk nach anfänglichen Problemen
nunmehr seit mehreren Monaten sehr gut und stö-
rungsfrei läuft. Die Arbeitsbedingungen in der Leit-
stelle seien für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
nicht zu beanstanden. Wir haben gehört, dass das in
Lübeck teilweise etwas anders aussah, aber auch
dort wurden die Probleme abgestellt.

Auch die Beamtin und der Beamte im Streifenwa-
gen hatten keine Probleme mit dem Digitalfunk,
obwohl wir uns unter anderem auch in Häusern be-
wegten, im Bereich der Kieler Innenstadt und der
Bergstraße, wo es nach dem Bericht Probleme mit
der Funkversorgung geben soll. Überall wurde
munter über den Digitalfunk mit der Leitstelle und
untereinander kommuniziert. Seit mehreren Mona-
ten musste nicht mehr auf den Analogfunk zurück-
gegriffen werden. Ein Zurück zu dieser Art des
Funks, zum Analogfunk, konnten sich die beiden
Beamten überhaupt nicht mehr vorstellen.

Natürlich ist das System noch ausbaufähig. Bei ei-
nem Einsatz, bei dem wir wegen einer Straftat in
einen Vorort außerhalb der Revierzuständigkeit
fuhren, musste die Beamtin auf dem Beifahrersitz
die GPS-Funktion ihres eigenen iPhone aktivieren,
um die Straße zu finden. Eigentlich sollte diese
Funktion auch schon das Digitalfunksystem über-
nehmen.

Mir hat der Polizeibesuch klargemacht, dass sich
die Dinge, über die wir uns hier in der Landtags-
welt fürchterlich ereifern können, in der realen Au-
ßenwelt oft ganz anders darstellen. Der Digitalfunk
wird seine Kinderkrankheiten in absehbarer Zeit
ablegen. Einen anderen Weg gibt es ohnehin nicht.
Über die technischen Details müssen wir weiter im
Innen- und Rechtsausschuss reden. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der PIRATEN hat
der Abgeordnete Wolfgang Dudda das Wort.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was für einen
Sinn macht das, Frau Präsidentin? Das ist das
dritte Mal in Folge! Langsam ist das nicht
mehr lustig! - Unruhe)

- Ich glaube, nach Ihrer so langen parlamentari-
schen Erfahrung werden Sie es aushalten, Herr Kol-
lege, dass ich Ihnen jetzt natürlich vor den PIRA-
TEN das Wort erteile. Für die FDP-Fraktion spricht
Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Ich halte das selbstverständlich
aus. Dazu will ich mich nicht weiter äußern. Da das
häufiger vorkommt, denke ich, dass das an der Zeit
liegt, die damit zusammenhängt, und keine böse
Absicht ist.

Liebe Frau Lange, wir sollten mit der Attitüde auf-
hören, dass man, wenn man etwas infrage stellt und
diskutiert, die Polizei schlechtredet, das Land
schlechtredet, etwas skandalisiert.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

In der Tat müssen wir uns darüber unterhalten, wie
es dazu kommen konnte, dass wir den Digitalfunk
statt 2006 möglicherweise nicht einmal 2014 in
Schleswig-Holstein einführen können. Wir müssen
uns mit der Frage beschäftigen, ob nicht die Zeit
mittlerweile die Einführung eines solchen eigenen
Systems komplett überholt hat.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Herr Innenminister, ich bestreite nicht, dass der Di-
gitalfunk dem Analogfunk in jeder Hinsicht überle-
gen ist. Das war ja der Grund dafür, dass er einge-
führt werden sollte. Aber zu erklären, seit 2010 ge-
be es keine technische Weiterentwicklung, das sei
in der heutigen Zeit das Nonplusultra - ich empfeh-
le Ihnen wirklich, einmal in die Vereinigten Staaten
zu reisen, nach Los Angeles, und dort ein Polizeire-
vier zu besuchen, um zu sehen, wie die dortigen Po-
lizeibeamten - übrigens abhörsicher - miteinander
kommunizieren, welche Datenübertragungen dort
möglich sind, mit Bildern, in Echtzeit und allem
Möglichen. Da wundert es mich überhaupt nicht
mehr, dass uns die Amerikaner nicht ernst nehmen,
wenn sie zu uns kommen und feststellen, mit wel-
chen technischen Mitteln wir heute arbeiten in An-
betracht der Möglichkeiten, die es heute gibt.

(Beifall FDP und CDU)

Noch einmal: Ich kann mir nicht vorstellen, dass
die Abhörsicherheit der Telefone der Mitglieder der
Bundesregierung etwas mit dem Aufbau eines eige-
nen Netzes zu tun hat. Das ist eine Frage der Ver-
schlüsselungssoftware, die wir heute nutzen müs-
sen, um mit dem normalen Handy völlig problem-
los in öffentlichen Netzen unterwegs sein zu kön-
nen, mit einer Abhörsicherheit, die der des Digi-
talfunks mit Sicherheit entspricht.

Herr Innenminister, ich möchte mich für Ihren Be-
richt bedanken. Eindrucksvoll und schonungslos -
so sagen Sie selbst - listen Sie auf 13 Seiten auf,
dass es neben dem Zwangsoptimismus aufgrund ei-
nes sehr langwierigen und in Teilbereichen misera-
blen Projektverlaufs eine Vielzahl von Problemen
gibt, die im Zusammenhang mit der Einführung des
Digitalfunks und dem Probebetrieb in Schleswig-
Holstein auftreten. Ich bin Ihnen deshalb besonders
dankbar, weil ich bis zum 5. März, dem Ascher-
mittwoch, eine Reihe von Karnevalsveranstaltun-
gen besuchen muss und dann aus dem Bericht teil-
weise wörtlich zitieren kann. Ich bin mir sicher -
das ist nicht Satire, das ist echt, was wir da be-
schreiben -, dass ich damit Begeisterungsstürme
auslösen werde. Ich will das an einigen Beispielen
deutlich machen, die wirklich gut sind. Erstens:
„Unterbrechungen von Funkverbindungen durch
Starkregen“. Zweitens: „In vielen Fällen noch keine
Inhouse-Versorgung“. Drittens: „Eine allgemein
schlechte Sprachqualität wird bemängelt“.

Zusammengefasst bedeutet dies: Die Polizisten
sollten möglichst nicht bei Regen arbeiten und kei-
ne Häuser betreten. Dafür können die Beamten sich
dann wenigstens an sonnigen Tagen an der frischen
Luft gegenseitig schlecht verstehen.

(Unruhe)

Herr Innenminister, wir müssen uns eigentlich im
Klaren darüber sein - ja, das ist für Sie zum Lachen,
aber für die betroffenen Beamten ist das nicht mehr
zum Lachen -, dass, wenn eine einwandfreie
Funkübertragung innerhalb von Gebäuden und in
dicht bebauten Stadtgebieten nicht sichergestellt ist,
und zwar in jedem Fall, jeder einzelne Polizist, der
sich in den im Bericht genannten Einsatzbereichen
aufhält, unnötigen Gefahren ausgesetzt ist. Besten-
falls ist nur die Sprachqualität zur Leitstelle misera-
bel, aber was passiert, wenn der Beamte schlicht
niemanden erreichen kann, um zusätzliche Unter-
stützung anzufordern? So geschehen im Oktober
letzten Jahres in Lübeck, als zwei Polizeibeamte im
Einsatz verletzt wurden, weil sie bei der Verfol-
gung eines verdächtigen Gewalttäters vergeblich
um Hilfe gefunkt haben. Ihr Ruf hat nicht die Leit-
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stelle, sondern einen Streifenwagen auf Fehmarn
erreicht.

Herr Minister, daher bin ich froh darüber, dass sich
das Thema um den Digitalfunk in Schleswig-Hol-
stein einer derartigen Beliebtheit bei der schreiben-
den Zunft erfreut, weil dies den Druck erhöht, die
Probleme wirklich anzugehen. Die Kritik an der
Berichterstattung kann ich insofern schwer nach-
vollziehen, als es sich hier um berechtigte Einwän-
de im Zusammenhang mit der Sicherheit der vielen
Beamtinnen und Beamten während ihrer Einsätze
handelt. Sie haben dazu auf Ihrer Facebook-Seite
geschrieben, was ich zitieren darf:

„Heute Morgen die übliche Berichterstattung
über den Digitalfunk. Kommt alle acht Wo-
chen in gleicher Form ohne neue Inhalte.“

Die Inhalte sind die gleichen, weil die Probleme
beim Digitalfunk nach wie vor die gleichen sind.
Diese sind von Ihnen, aber auch von Ihren Vorgän-
gern, wie zum Beispiel Ralf Stegner, der mehrere
Jahre lang Innenminister in Schleswig-Holstein
war, nicht gelöst worden. Nach sieben Jahren und
rund 70 Millionen € haben wir in Schleswig-Hol-
stein einen operativen Probebetrieb, der einige Re-
gionalleitstellen und deren Beamte schier verzwei-
feln lässt. Herr Innenminister, wenn Sie hier nicht
mehr zu bieten haben als die Kritik an der Bericht-
erstattung, dann ist das wenig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem der Di-
gitalfunk 2006 ursprünglich flächendeckend ein-
satzfähig sein sollte, nennt uns der Bericht aus dem
Innenministerium nun eine neue Zielmarke. Ich zi-
tiere:

„Nach aktueller Planung ist die Umstellung
auf den Echt- beziehungsweise Wirkbetrieb
für Ende des Jahres 2014 vorgesehen, ohne
dass heute schon ein konkretes Datum be-
nannt werden kann.“

Der 31. Dezember 2014, also Ende des Jahres 2014,
wäre ein konkretes Datum, Herr Innenminister. Sie
schreiben dazu ebenfalls auf Ihrer Facebook-Seite:

„Alle Defizite werden bis Ende des Jahres
bearbeitet.“

Bearbeitet heißt nach meinem Sprachverständnis
nicht abgebaut oder bewältigt. Sie werden einfach
nur bearbeitet. Es mag sein, dass dies im Innen-
ministerium das Gleiche bedeutet.

Herr Breitner, als Innenminister müssen Sie sich
endlich für tragfähige Lösungen für alle Regionen
des Landes einsetzen, und Sie müssen sie uns prä-

sentieren. Der Digitalfunk ist eine besonders große
Baustelle in Schleswig-Holstein. Diese muss
schnellstmöglich angegangen werden. Die positive
Grundeinstellung zu diesem Projekt ist beinahe be-
wundernswert, doch es ist an der Zeit, dass Sie sich
eingestehen, dass die zunehmende Belastung der
Beamtinnen und Beamten in den Leitstellen primär
auf den Projektverlauf und den in einigen Teilen
des Landes desaströs verlaufenden Probebetrieb zu-
rückzuführen ist. Es wäre demnach ein gutes und
wichtiges Signal für die Beamtinnen und Beamten,
dass Sie ihre Sorgen teilen und die Probleme ernst
nehmen. Die Beamten dürfen erwarten, dass im Zu-
sammenhang mit dem Thema Digitalfunk mehr als
nur öffentlichkeitswirksame Pressetermine verein-
bart werden.

Herr Innenminister, wir werden im Ausschuss dezi-
diert darüber diskutieren müssen, was ich heute
Morgen als Stellungnahme eines nicht unbedeuten-
den Menschen in diesem Bereich von der Universi-
tät Kiel habe lesen dürfen. Professor Höher hat Fol-
gendes erklärt, und ich darf zitieren:

„’Selbst mit dem ursprünglichen Ziel, den di-
gitalen Polizeifunk 2006 einführen zu wol-
len, hätte man in den 1990er-Jahren ausrei-
chend Zeit gehabt, eine zuverlässige Fun-
knetzplanung aufzustellen.’ Versorgungspro-
bleme wie nun in Teilen der Kieler Bergstra-
ße oder der Lübecker Altstadt wären ver-
meidbar gewesen. ‚Es ist, wie sich jetzt be-
stätigt, mit zu wenig Basis-Stationen kalku-
liert worden.’“

Viel interessanter aber ist die Frage, die er aufge-
worfen und als Kernproblem bezeichnet hat. Ich
darf wiederum zitieren:

„Kernproblem aber sei, dass der digitale Be-
hördenfunk schon heute ‚ein Auslaufmodell’
sei. Die Technik basiere auf dem sogenann-
ten TETRA-Standard von 1995, dessen tech-
nische Weiterentwicklung 2010 abgebrochen
worden sei.“

Ich kann mir, ähnlich wie bei der Protonentherapie,
deren Weiterentwicklung die Firma Siemens eben-
falls eingestellt hat, schwer vorstellen, dass die Ein-
führung des Digitalfunks auf einem Standard, des-
sen Weiterentwicklung im Jahr 2010 eingestellt
worden ist, wirklich ein zukunftsweisendes Modell
für unsere Polizei in Schleswig-Holstein sein kann.
Darüber werden wir in der Sache im Ausschuss
fachlich vertieft diskutieren müssen, denn das
Schlimmste, was uns passieren kann, ist, mit veral-
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teter Technik moderne Kriminalität bekämpfen zu
wollen. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Nun hat Herr Abgeordneter Wolf-
gang Dudda von der Fraktion der PIRATEN das
Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eingangs möchte ich feststellen, dass der Kollege
Garg selbstverständlich recht hat, wenn er von einer
hochnotpeinlichen Geschichte des Digitalfunks
spricht. Das kann man sehr wohl ansprechen. Es ist
eine hochnotpeinliche Geschichte, wenn eine Indu-
strienation wie unsere nach 20 Jahren nicht in der
Lage ist, etwas so Simples zu etablieren.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN, CDU und
FDP)

Ich adressiere dies ausdrücklich nicht an die Lan-
desregierung, nicht an den Innenminister und nicht
an die sich darum bemühenden Polizisten hier im
Land. Es ist ausnahmsweise einmal ein schlechtes
Zeugnis für unseren Föderalismus, denn auch der
Bund hat sich bei diesem Thema nicht mit Ruhm
bekleckert. Das ist ein extrem schlechtes Produkt.
Provokant möchte ich Folgendes sagen: Wenn das
unsere Visitenkarte für Exportmärkte wäre, dann
wären wir auf dem Niveau von Nord-Korea.

Man muss aber sehen, dass das Bemühen der Poli-
zisten, dieses System vor Ort zu etablieren, ver-
nünftig zu bedienen und zu entwickeln, etwas ande-
res ist als das, was Sie, Herr Innenminister, am
19. Dezember 2013 hier im Haus gemacht haben.
Ich möchte Sie dafür in Anspruch nehmen, dass Sie
einen Erwartungshorizont geweckt haben, der nicht
zu halten war. Sie haben hier am
19. Dezember 2013 mit dem Start des Digitalfunks
Folgendes gesagt: Nach Jahren der Planung und der
konkreten Vorbereitung, aber auch nach Rückschlä-
gen und neuen Anläufen ist das digitale Funknetz in
Schleswig-Holstein jetzt fertig und in Funktion. -
Das war ein bisschen zu kühn. Jeder weiß, dass das
System erst in den Probebetrieb gehen musste.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Solche Erwartungen zu wecken ist damit vergleich-
bar, der Polizei Disneyland zu versprechen und ein
Kettenkarussell abzuliefern.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN und Beifall
Johannes Callsen [CDU])

Es geht nicht um die Fähigkeit, es geht nicht um
das Skandalisieren. Es geht einfach darum, dass wir
sachlich aufarbeiten, wie es dazu kommen kann,
dass Sie seit Ende Dezember im letzten Jahr eine
solche Fallhöhe erleben. Diese kommt daher, dass
Sie etwas ankündigen und versprechen und dabei
sehr vollmundig sind und in Ihrem Bericht offen-
sichtlich nichts dazulernen, denn Sie beenden Ihren
Bericht mit dem Satz: Niemand bei der Polizei will
den Digitalfunk zurück. Der Kollege Kubicki hat es
ausgeführt, was auch ich Ihnen bestätigen kann:
Die Meinungen gehen durchaus auseinander, wenn
Sie in der Bergstraße fünf Meter Abstand zu Ihrem
Kollegen haben müssen, um Hilfe zu rufen. Dann
wünschen Sie sich den analogen Funk zurück. Das
muss man ganz klar feststellen.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN und FDP -
Klaus Schlie [CDU]: Das geht trotzdem
nicht, daher ist das falsch!)

Im Zusammenhang mit den planerischen Fehlern,
die es in diesem Haus auch geben kann, habe ich
mich über den Beitrag der Kollegin Nicolaisen ge-
freut. Mit diesem Thema können wir uns auf der
Basis des Gutachtens des Landesrechnungshofs be-
schäftigen. Das gilt für den Fall, dass hier vor Ort
etwas falsch gelaufen oder aus dem Ruder gelaufen
ist. Wir könnten so feststellen, was hier möglicher-
weise auch an Geldmitteln falsch auf den Weg ge-
bracht wurde.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich will es ganz kurz machen, denn das Meiste wur-
de schon von den Kollegen gesagt: Wir brauchen
einen Innenminister, der sich um die Basics der Po-
lizei kümmert, also um das Einfache, das wirklich
gebraucht wird. Wir brauchen keinen Innenminis-
ter, der sich selbst gut vermarktet. So könnten wir
vielleicht in der nächsten Debatte über einen Digi-
talfunk sprechen, der aus den Kinderschuhen her-
aus ist. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN und Wolfgang Kubicki
[FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich Herrn
Abgeordneten Lars Harms das Wort.
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Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die analogen Funknetze basieren auf einer
uralten Technik, die zuletzt im Rahmen des Schen-
gen-Abkommens modernisiert wurde. Das Analog-
funksystem ist nicht nur veraltet, sondern auch stör-
anfällig. Hersteller rüsten deshalb um. Produktion
und Weiterentwicklung finden beim Analogfunk
quasi nicht mehr statt. Daher wird es zunehmend
schwieriger, das Analogsystem überhaupt noch in-
standhalten zu können. Das Analogsystem ist ein
echtes Auslaufmodell.

(Beifall Klaus Schlie [CDU])

Es hat viele Jahre gedauert, aber jetzt endlich steht
das digitale Funknetz. Nach dem Saarland und
Mecklenburg-Vorpommern ist Schleswig-Holstein
das dritte Flächenbundesland, das ein Digitalfun-
knetz auf die Beine gestellt hat. Zusammen mit
Hamburg, Bremen und dem nördlichen Teil von
Niedersachsen ist der Norden insgesamt gut abge-
deckt. Andere werden von unseren Erfahrungen ler-
nen, den guten wie auch den weniger guten.

Die Vorteile des Digitalfunks sind nicht von der
Hand zu weisen. Der Digitalfunk ermöglicht fortan,
dass die Teilnehmerzahl eines Funkgesprächs be-
grenzt werden kann. Zudem können verschiedene
Teilnehmergruppen, falls nötig, ein gemeinsames
Funkgespräch aufnehmen. Von einem digitalen
Funkgerät kann man nun auch ein Gespräch im öf-
fentlichen Telefonnetz führen. Des Weiteren sind
die Funkkanäle nur dann besetzt, wenn diese auch
tatsächlich genutzt werden.

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP])

Auch das ist neu. Und dann wären da noch die Not-
ruftaste, welche automatisch die Verbindung zur
Leitstelle herstellen kann, und der GPS-Empfänger,
mit dem die geografische Position ermittelt werden
kann. All dies ist mit analogen Geräten nicht mög-
lich.

Dass ein solches Mammutprojekt nicht wie aus dem
Ei gepellt daherkommt, leuchtet ein. Schließlich
handelt es sich um eins der größten technischen
Modernisierungsvorhaben. Wir sollten die Proble-
me also nicht größer machen, als sie sind.

Insgesamt klappt die Arbeit mit dem Digitalfunk
gut. Während des Wacken-Open-Air-Festivals so-
wie auch während der zwei letzten großen Stürme
hier im Norden hat sich das System grundsätzlich
bewährt. Doch es gibt auch regionale Ausnahmen,
welche wir uns sehr genau angucken sollten, damit

diese Fälle möglichst schnell behoben werden kön-
nen.

Dass zwei mobile Basisstationen die örtlichen Aus-
fälle auffangen sollen, ist sicherlich ein guter An-
satzpunkt. Vielleicht müssen noch weitere Basissta-
tionen hinzugefügt werden. Bei diesen nicht abge-
deckten Funklücken handelt es sich nicht um gan-
ze Viertel oder Straßen, sondern lediglich um einen
Bereich von etwa 100 m. Und diese Stellen kennen
die Polizeibeamten auch ganz genau.

Nichtdestotrotz muss als Ziel dabei immer vor Au-
gen sein ein flächendeckender und funktionierender
Digitalfunk. Die ersten Schritte sind gemacht; nun
muss auch das letzte Stück des Weges beschritten
werden. An dieser Stelle sollten wir die Polizei, die
Feuerwehr, den Katastrophenschutz sowie den Ret-
tungsdienst unterstützen und nicht noch weiter dis-
kreditieren.

Worüber wir uns wohl alle hier im Haus einig sind,
das ist doch die Tatsache, dass wir den Digitalfunk
brauchen, und das besser heute als morgen. Worauf
wir uns noch einigen können, ist, dass so ein neues
System nicht einfach auf Knopfdruck freigeschaltet
werden kann. Dass dies zu Unregelmäßigkeiten
führen kann, ist wohl auch keine Überraschung. Ei-
nig sind wir uns auch darüber, dass wir diese Pro-
bleme beheben wollen. Guter Wille reicht wahr-
scheinlich nicht immer aus, sondern es geht dabei
vielmehr um Ressourcen und Projektmanagement.
Ich bin zuversichtlich, dass die leitende Organisati-
on, auch mithilfe der zusätzlichen Mittel im Haus-
halt 2014, diese Aufgabe gut meistern wird.

Unsere Entscheidung war aber richtig: Wir wollen
alle Beteiligten in diesem Modernisierungsprozess
mitnehmen; denn wir alle haben das gleiche Ziel,
nämlich zeitgemäße und handlungsfähige Rettungs-
kräfte, damit die bestmögliche und schnellste Hilfe
für alle garantiert werden kann. Diesem Ziel sind
wir eigentlich näher, als dies manch einer meint.

Ich möchte auch gern noch einmal daran erinnern,
dass dieses ein Ziel ist, das wir alle verfolgt haben,
egal welcher Partei wir angehören. Ich glaube, dass
das Ganze jetzt erst einmal in Gang gekommen ist,
ist ein Zeichen dafür, dass dies in der Politik auch
parteiübergreifend recht gut funktioniert hat. Somit
konnten wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in der Polizei und in der Schutzorganisation tat-
sächlich ein vernünftiges System zur Verfügung
stellen. Dass dieses natürlich weiterentwickelt wer-
den soll, ist eine Selbstverständlichkeit. Das aber
machen wir zusammen mit den Mitarbeitern, und
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dann, glaube ich, kommt auch etwas Vernünftiges
dabei heraus.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die SPD-Fraktion hat die Frau Abgeordnete Si-
mone Lange zu einem Dreiminutenbeitrag das
Wort.

Simone Lange [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Es ist schon erstaunlich und großartig,
in welcher Rhetorik Herr Kubicki hier den Digital-
funk zur Schau stellt. In einem Atemzug werfen
Sie mir vor, zur Mythenbildung beizutragen, und
machen den Bericht des Innenministers zu einem
Karnevalsbeitrag. Da soll noch irgendeiner Ihnen
abnehmen, dass Sie ernsthafte und konstruktive
Vorschläge haben, die Situation des Digitalsfunks
in Schleswig-Holstein voranzubringen! Das ist mir
schleierhaft.

Sie konnten mir in keiner Weise darlegen, was Sie
bewegt, wenn Sie wollen, dass Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Landespolizei mit dem Digi-
talsfunk arbeiten sollen, ohne mit ihnen gesprochen
zu haben. Dies allein war Ihre Beurteilung des Be-
richts; das stelle ich heute einfach einmal so fest.
Sie schwanken argumentativ zwischen einer Art
Forderung von Analyse und der Darstellung, wie es
in Amerika läuft. Alles in allem war das für mich
ein Beitrag, der mir die Art, wie Sie als FDP zum
Digitalfunk stehen, in keiner Weise nähergebracht
hat.

(Wortmeldung Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin Lange, gestatten Sie - -

Simone Lange [SPD]:

Ich stelle mir am Ende des Tages die Frage: Stellen
Sie den Digitalfunk nun ganz infrage oder nicht?

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin - -

Simone Lange [SPD]:

Kleinen Moment bitte. - Mit welchen Vorschlägen
kommen Sie denn nun? Außer dass ich aus der
Presse der letzten Tage wirklich großartige Beiträge

von Herrn Dr. Garg entnehmen konnte, der immer
nur die Hälfte der Wahrheit dargestellt hat, habe ich
heute nichts von Ihnen gehört, was zu einer Verbes-
serung der Situation des Digitalfunks beiträgt. -
Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin - -

(Heiterkeit - Wolfgang Kubicki [FDP] begibt
sich zum Rednerpult)

Das Wort für die SPD-Fraktion zu einem weiteren
Dreiminutenbeitrag hat noch nicht der Kollege Ku-
bicki, da dieser ja nicht für die SPD-Fraktion
spricht.

(Heiterkeit)

Da sich der Kollege Dolgner schon früher gemeldet
hatte, ist es in diesem Fall korrekt, ihn zunächst
aufzurufen. Danach haben selbstverständlich Sie
das Wort. Bitte, Herr Dolgner.

(Christopher Vogt [FDP]: Der hat was nicht
verstanden!)

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Wer etwas nicht verstanden hat, darauf kommen
wir gleich noch zu sprechen.

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dass ich hier erlebe, dass sich die PIRATEN gegen
einen offenen Standard aussprechen, der nicht kom-
merziell bei allen lizensiert ist, finde ich schon mal
spannend. Das ist, glaube ich, ein Novum. Ich glau-
be, hier wird ein Standard, der 1995 das erste Mal
definiert worden ist - als Standard, wohlgemerkt -,
mit technischen Geräten verwechselt. Der MPEG-
Standard ist übrigens auch schon ein bisschen älter.
Da brauchen Sie gar nicht den Kopf zu schütteln.
Aus frei zugänglichen Ressourcen können Sie ger-
ne alles das noch einmal abchecken, was ich Ihnen
jetzt erzählen werde.

Der TETRA-Standard wird in mehr als 100 Län-
dern eingesetzt. Er ist mitnichten das erste Mal
1995 eingesetzt worden, sondern er musste sich erst
einmal zu einem Standard entwickeln, auf den man
sich weltweit mehr oder weniger geeinigt hat, und
dann hatte man halt eine entsprechende Umsetzung.
Diese Umsetzung begann Mitte der 2000er-Jahre.
Ich habe nun nicht mehr als 3 Minuten Zeit, um Ih-
nen näher zu erläutern, dass man die gleichen tech-
nischen Probleme, die man hier hat, in gewissen
Situationen überall auf der Welt hat. Natürlich sind
alle aufgefordert, das zu beseitigen.
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Übrigens: Nur weil ein Professor irgendetwas ge-
sagt hat, muss es nicht automatisch richtig sein.
Herr Kubicki, Sie sind doch sonst nicht so leicht-
gläubig, was das angeht. Es gab den Versuch der
entsprechenden europäischen Institution, einen wei-
teren Funkstandard im Jahr 2010 zu etablieren.
Dieser Versuch ist abgebrochen worden. Es gibt
keinen Nachfolgestandard für TETRA. Wir haben
also nicht die Wahl, jetzt etwas anderes zu nehmen,
schon gar nicht zu diesem Zeitpunkt, sondern es
kommt darauf an, ob die Funktionalität gerechtfer-
tigt ist, immer das Neueste zu haben. Wenn Sie im-
mer das Neueste haben wollen, dann werden Sie
auch die Erfahrung machen, die Sie immer dann
machen, wenn Sie das jeweils neue Betriebssystem
immer gleich haben wollen. Diese laufen nämlich
nicht automatisch besser und zuverlässiger. Das ist
jedes Mal das Versprechen, das ist aber ein Irrtum.

Frau Nicolaisen, das mit der Ausschreibung und
was da verkehrt gelaufen ist, sollten Sie vielleicht
mit Herrn Schäuble besprechen beziehungsweise
mit Herrn de Mazière. Das waren nämlich die bei-
den Verantwortlichen, die die entscheidenden Aus-
schreibungen gemacht haben. Als ich noch polizei-
politischer Sprecher in der Opposition war, habe
ich das Thema wohlweislich nicht aufgegriffen. Ich
habe hierüber auch keine Plenardebatten geführt;
denn auch damals gab es schon Probleme. Es wäre
nämlich schlicht und ergreifend unehrlich gewesen,
so zu tun, als ob die Einführung eines internationa-
len Funkstandards in 119 Ländern ein lokales Pro-
blem in Schleswig-Holstein wäre, wo man lokalen
Akteuren nun irgendeine Schuld zuordnen könnte.

(Beifall SPD)

Jeder hat seinen eigenen Politikstil.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja!)

Den muss er dann auch selber verantworten. Aber
wenn Sie nichts Besseres haben, als einen offenen
internationalen Standard, dessen Einführung sicher-
lich schwierig ist, so zu kritisieren, dass Sie so tun,
als ob es hier irgendwelche Versäumnisse gibt, über
die es sich zu empören gilt, zumal übrigens alle bis
auf die PIRATEN in den verschiedenen Zusam-
menhängen damals mehr oder weniger an einem
Tisch gesessen haben - -

Übrigens ist auch die Ausschreibung von 2010 im
Bund von einer schwarz-gelben Koalition gemacht
worden, das heißt, es waren ganz viele schwarz-gel-
be Länder beteiligt. Übrigens liegt ein bis vor Kurz-
em schwarz-gelb regiertes Land mit der Einführung
am meisten zurück, und das ist Bayern.

(Zuruf CDU: Nein! - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Nur Schwarzen!)

- Bei der Einführung. In der Einführungsphase wur-
de Bayern schwarz-gelb regiert.

(Zurufe CDU und FDP)

- Nein, ich habe auch keine Pressemitteilung ge-
schrieben, in der es geheißen hätte, in Bayern hät-
ten die Leute keine Ahnung. Das würde ich an der
Stelle unehrlich finden. Es gibt ja immer Leute, die
hinterher ganz genau wissen, wie es hätte besser ge-
macht werden können. Schade, dass es 1995, 2002,
2006 und 2010 nicht die entsprechenden Hinweise
gab. Aber wenn mir Herr Kollege Kubicki jetzt den
Nachfolgestandard von TETRA als offenen Stan-
dard erklären kann, sodass man das weltweit nicht
nur einer Firma entsprechend zuschanzen muss,
dann wäre ich ihm für die technische Hilfe sehr
dankbar.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Abgeordnete Kubicki von der
FDP-Fraktion.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau
Präsidentin! Ich glaube, wenn Google eine Frage
hat, dann fragen sie bei Dolgner nach.

(Heiterkeit und Beifall)

Herr Kollege Dr. Dolgner, lassen Sie uns diese Fra-
gestellung tatsächlich im Ausschuss diskutieren,

(Heiterkeit SPD)

auch mit dem von Ihnen so kritisierten Professor ei-
ner immerhin renommierten deutschen Hochschule,
nämlich der Uni Kiel, der tatsächlich mit dem Aus-
spruch zitiert wird: technisches Auslaufmodell. Er
hat auch erklärt, welche Alternativen im Zweifel
zur Verfügung stehen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Es gibt keine Alter-
nativen!)

- Es ist schön, dass Sie das wissen. Aber ich würde
das gern von anderen hören.

(Wortmeldung Dr. Kai Dolgner [SPD])

Ich will Frau Lange, weil sie durch meinen Beitrag
emotional angefasst war, sagen: Im letzten Jahr
konnte ich alle meine Reden mit dem Schlagloch-
kataster in Schleswig-Holstein schmücken.
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(Christopher Vogt [FDP]: Jetzt mit Tempo
60!)

Es war bundesweit einmalig, dass wir damals keine
Schlaglöcher repariert, sondern ein Kataster aufge-
stellt haben. - Oder Tempo 60, ist auch egal.

Es geht um die Frage: Wie stehen Sie zum Digital-
funk? Das ist eine völlig blöde Frage. Selbstver-
ständlich habe ich gesagt: Der Digitalfunk ist dem
Analogfunk haushoch überlegen. Aber wir müssen
die Frage klären, warum wir zu lange brauchen,

(Beifall FDP)

einen Standard, von dem Herr Dr. Dolgner sagt, er
sei in 119 Ländern sozusagen Standard, in Deutsch-
land, in Schleswig-Holstein einzuführen und tech-
nisch umzusetzen. Das ist doch kein Angriff gegen
den Innenminister, es ist kein Angriff gegen Leute,
die dort beschäftigt sind. Das muss aber eine Ursa-
che haben.

Wir könnten jetzt auch sagen: Sind Sie für oder ge-
gen die Elbphilharmonie? Ich würde sagen: Eigent-
lich ist es mir egal, aber es muss mir jemand erklä-
ren, warum sie zehnmal so teuer geworden ist wie
vorher geplant, und warum sie nicht fertig wird.
Sind Sie für oder gegen den Flughafen Berlin/Bran-
denburg? Ich würde sagen: Ich bin dafür, aber es
muss mir trotzdem jemand erklären können, warum
er nicht in Betrieb gehen kann.

Man kann nicht sagen, das sei eine unbotmäßige
Diskussionskultur, die wir hier haben, im Gegen-
teil. Es kostet mehr Geld, es kostet mehr Nerven, es
ist möglicherweise technisch überholt. Wir Parla-
mentarier müssen die Frage klären: Ist das noch die
richtige Herangehensweise? Und der werden wir
uns im Ausschuss widmen. - Herr Dr. Dolgner.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Er möchte offenbar eine weitere Frage klären.

(Christopher Vogt [FDP]: Jetzt kommt eine
Belehrung!)

Sie lassen eine Frage zu. Habe ich das richtig ver-
standen, Herr Abgeordneter?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ja, selbstverständlich.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann hat der Kollege Dr. Kai Dolgner das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ich mag ihn ja so sehr.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Informationsaus-
tausch im Parlament ist doch keine Beleh-
rung, Herr Kollege.

(Beifall SPD und FDP - Heiterkeit)

Herr Kollege Kubicki, ich freue mich schon
auf die Ausschussdiskussion mit Ihnen bei
diesem Thema. Ich bin bereit, unsere FAG-
Wette mit den sechs Flaschen Wein - Sie er-
innern sich sicherlich; ich habe übrigens zu
dieser ganzen Thematik nichts gefunden - um
zwei Flaschen zu erhöhen und darauf zu wet-
ten, dass es keinen normierten digitalen
Funkstandard jenseits des TETRA gibt und
dass uns auch der Herr Professor nichts ande-
res wird erklären können.

- Ich biete Ihnen eine andere Wette an. Die können
Sie vielleicht annehmen, weil ich momentan glau-
be, dass Sie in dieser Frage beschlagener sind als
ich. Ich biete Ihnen zwei Flaschen Rotwein zusätz-
lich an, dass Ende 2014 der Digitalfunk in Schles-
wig-Holstein nicht flächendeckend eingeführt sein
wird,

(Zuruf SPD: Jugendschutz! Können Sie nicht
Apfelsaft nehmen?)

31. Dezember 2014. Am 1. Januar 2015 können wir
gemeinsam feststellen, ob das stimmt.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW - Dr. Kai Dolgner
[SPD]: Herr Kollege Kubicki, ich bin kein
Spekulant! - Heiterkeit)

- Ich pflege nur Wetten anzunehmen, bei denen ich
mir sicher bin.

(Beifall und Heiterkeit)

Das sind keine Wetten mehr, Herr Kollege Dolgner.
Es muss auch die Chance bestehen, dass ich gewin-
ne. Sonst macht es keinen Spaß.

(Beifall und Heiterkeit)

Ich will einfach nur klarstellen: Es ist kein Angriff
gegen den Innenminister, es ist auch kein Angriff
gegen die Polizei. Aber, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich bin seit über 20 Jahren in diesem Parla-
ment. Wir haben schon häufig versucht, eigene Sa-
chen ins Werk zu setzen, die gnadenlos in die Hose
gegangen sind, zum Beispiel das mit der Aktener-
kennung bei der Polizei, mit einem internen Infor-
mationssystem in der Finanzverwaltung; Rainer
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weiß das. Die spannende Frage ist immer: Müssen
wir die Welt neu erfinden aus dem Wahn heraus,
wir könnten es im Zweifel besser oder anders?

(Zuruf Minister Andreas Breitner)

- Herr Minister, wer auch immer. Die spannende
Frage ist: Müssen wir immer Geld hinausschmei-
ßen und anschließend zu der Erkenntnis kommen,
dass wir uns das, was wir uns ursprünglich vorge-
stellt haben, nicht haben umsetzen können? Nicht
mehr und nicht weniger wollte ich sagen. Das ist
doch jeden Gehirnschmalz wert, Herr Dr. Dolgner,
Ihren und meinen in gleicher Weise. - Herzlichen
Dank.

(Beifall FDP - Dr. Kai Dolgner [SPD]: Mach
einen Alternativvorschlag!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Abgeordnete Wolfgang Dudda für
die Piratenfraktion.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Kollege Dolgner, ich nehme an, Sie haben die
Rede vom Kollegen Kubicki und mir ein bisschen
durcheinandergebracht. Ich habe mich mit keinem
einzigen Wort zu den Standards ausgelassen. Das
ist das Erste.

Das Zweite ist, ich kann mir gar nicht wünschen,
dass das Projekt Digitalfunk noch einmal begonnen
wird, weil wir dann noch einmal 20 Jahre warten,
bevor wir in den Probebetrieb gehen können. Vor
diesem Hintergrund ist es ganz wichtig, dass wir
den Digitalfunk tatsächlich jetzt in aller Ruhe star-
ten lassen. Dazu gehört aber auch, dass man die
Leute arbeiten lässt und nicht der Öffentlichkeit ei-
ne Wirklichkeit verkauft, die nicht da ist. Es muss
wirklich ein Probebetrieb sein, der seine Haken
und Ösen haben wird, der nicht immer funktionie-
ren kann. Das ist mir völlig klar. Es wird auch noch
viel nachzuarbeiten sein. Aber dann wollen wir bit-
te nicht so tun, wie es geschehen ist: Das ist ein tol-
les Ding, wir sind das dritte Flächenland, wir brin-
gen es an den Start, und eine Wirklichkeit suggerie-
ren, die nicht da ist.

Die PIRATEN bekennen sich klipp und klar zu
dem Digitalfunk, wie er jetzt auf den Weg gebracht
ist, wenn Sie ihn auch als altertümlich betrachten.
Das ist nach 20 Jahren nun einmal so, wenn sich ei-
ne Technik nicht weiterentwickeln kann, auch auf-
grund der bekannten Problematik. Ich will gar nicht
die kausale Erbsenzählerei beginnen, wer wann wie
Schuld hatte. Dann sitzen wir nämlich morgen früh

noch zusammen. Die Schuldzuweisungen sind ganz
unterschiedlich.

Es geht nur darum, dass wir das Projekt an den
Start bringen und schauen, wo wir Fehler gemacht
haben, wo Fehler gemacht worden sind, die zu ver-
meiden sind. Insofern hat der Kollege Kubicki völ-
lig recht. Wir können nicht einfach nur herumlau-
fen und sagen: Wir machen es, und wir gucken gar
nicht nach, wo wir es optimieren können.

Das sind die wichtigen Dinge. Noch einmal: Ich ha-
be nicht ein einziges Mal von Standards gespro-
chen.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Es ist beantragt worden,
den Bericht, Drucksache 18/1433, zur abschließen-
den Beratung an den Innen- und Rechtsausschuss
zu überweisen. Wer diesem Antrag zustimmen will,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Enthaltungen? - Damit ist dies einstimmig so
beschlossen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir kommen zum Tagesordnungspunkt
23:

Konzept zur Zukunftsfähigkeit des UKSH

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1466

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.

Mit dem Antrag wird ein Bericht in dieser Tagung
erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob
der Bericht in dieser Tagung tatsächlich gegeben
werden soll. Wer diesem zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Damit ist dieses einstimmig so be-
schlossen.

Ich erteile das Wort für die Landesregierung der
Ministerin für Bildung und Wissenschaft, Dr. Wal-
traud Wende.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehr-
te Abgeordnete! 2014 wird ein entscheidendes Jahr
für das UKSH und damit auch ein entscheidendes
Jahr für die Politik in Schleswig-Holstein, entschei-
dend aus zwei Gründen.
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Erstens. Wir beginnen mit der Umsetzung eines
Plans zur wirtschaftlichen Konsolidierung für das
UKSH. Die Schwerpunkte werde ich Ihnen gleich
darstellen.

Zweitens. Mitte 2014 werden wir über notwendige
Baumaßnahmen entscheiden.

Zur Konsolidierung. Bereits im Oktober vergange-
nen Jahres hat die Landesregierung ein Eckpunkte-
konzept für die wirtschaftliche Konsolidierung
des UKSH vorgelegt. Das Eckpunktekonzept ba-
siert auf den Arbeitsergebnissen einer interministe-
riellen Arbeitsgruppe unter Federführung des
MBW, die bereits wenige Monate nach der Land-
tagswahl ihre Arbeit aufgenommen hat. Sie können
daran sehen, dass diesem Thema hohe Priorität bei-
gemessen wird. Das Eckpunktekonzept steht auf
fünf Säulen. Lassen Sie es mich an ausgewählten
Beispielen darstellen.

Erste Säule: Bundesinitiativen. Hier geht zunächst
mein besonderer Dank an meine Kollegin, die So-
zialministerin Kristin Alheit, der es gelungen ist,
nach Jahren des Stillstands endlich Bewegung in
die Verhandlungen zum Basisfallwert zu bringen.
Erstmals ist Schleswig-Holstein bei der Abrech-
nung der entstandenen Krankenhauskosten nicht
mehr auf Platz 16 von 16 Bundesländern, sondern
bewegt sich mit weiteren acht Ländern auf gleicher
Höhe. Wir gehen davon aus, dass das UKSH durch
den neuen Landesbasisfallwert in Zukunft eine
Mehreinnahme von 16 Millionen € pro Jahr haben
wird. Eine weitere Angleichung, nämlich an den
bundesdurchschnittlichen Basisfallwert, würde eine
Erhöhung um zusätzliche 9 Millionen € bringen,
und das muss unser Ziel bleiben.

Neben dieser weiteren Angleichung des Basisfall-
werts braucht das UKSH - genauso wie bundesweit
alle anderen Krankenhäuser der Maximalversor-
gung auch - einen Zuschlag für die Extremkosten-
medizin.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Gegenwärtig werden sogenannte Extremkostenfälle
nicht angemessen vergütet. Ich erinnere nur an die
EHEC-Epidemie, die dem UKSH ein Defizit von
3,4 Millionen € eingebracht hat.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Aber auch den an-
deren Häusern!)

- Ein Teil der anderen Krankenhäuser hat aber nicht
aufgenommen. Nur wir haben aufgenommen.

Darüber hinaus laufen uns die Kosten für die Am-
bulanz davon. Auch in diesem Bereich ist die Ho-
norierung nicht annähernd kostendeckend. Im Jahr
2012 hatten wir ein Defizit in Höhe von 26 Millio-
nen €. Die Ambulanzvergütung ist ebenfalls ein
bundesweit zu lösendes Problem.

Last, but not least geht es um einen Systemzu-
schlag für die besonderen Leistungen der Universi-
tätsmedizin, so wie von der gemeinsamen Wissen-
schaftskonferenz und der Kultusministerkonferenz
eingefordert.

Es kann nicht sein, dass laut Erhebungen des Ver-
bandes der Universitätsklinika Deutschlands Jahr
für Jahr mehr Universitätskliniken in die roten Zah-
len rutschen. Lediglich 6 von 29 der befragten Uni-
versitätskliniken erwarten für 2013 ein positives
Jahresergebnis.

Das macht deutlich, dass es sich um ein strukturel-
les Problem der Finanzierung der Hochschulmedi-
zin handelt.

Im UKSH findet mehr als Krankenversorgung statt.
Hier wird geforscht und gelehrt. Hier werden neue
Behandlungsmethoden entwickelt und erprobt. Da-
für benötigen wir einen Systemzuschlag.

Zweite Säule des Konsolidierungskonzepts: die Re-
form der internen Organisationsstrukturen.
Hierbei geht es um effizientere Organisationsstruk-
turen im Bereich der konkreten Klinikarbeit, aber
auch im Bereich der Krankenhausverwaltung zum
Beispiel durch die Optimierung der Dienstpläne
und durch andere strukturelle Maßnahmen.

Die interministerielle Arbeitsgruppe wird gemein-
sam mit dem Vorstand das Kosten-Leistungs-Ver-
hältnis aller 43 Kliniken und klinischen Institute ei-
ner Prüfung unterziehen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Dies geht naturgemäß nur in enger Abstimmung
mit allen Beteiligten. Ein fester Zeitplan ist be-
schlossen. Erste Gespräche werden bereits im Janu-
ar stattfinden.

Dritte Säule des Konsolidierungskonzepts: die Aus-
gaben. Hierbei geht es um ein umfangreiches Maß-
nahmenpaket, mit dem die Kosten reduziert werden
sollen. Überprüft werden soll zum Beispiel die Be-
soldungsstruktur im Bereich der Führungskräfte mit
dem Fokus auf die Chefarztverträge. Überprüft
werden soll auch die seit 2008 überdurchschnittlich
angestiegene Zahl der außertariflichen Arbeitsver-
träge im Bereich der Krankenhausverwaltung.
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Überprüft werden soll ferner die Effizienz der Be-
schaffungspolitik bei Medizintechnik und Material.

Das UKSH leistet - anders als andere Krankenhäu-
ser - nicht nur eine exzellente Krankenversorgung,
sondern es dient laut Hochschulgesetz in erster Li-
nie der universitären Forschung und Lehre. Dabei
benötigen wir mehr Transparenz der jeweils anfal-
lenden Kosten. Die Kosten für die Krankenversor-
gung müssen zukünftig von den Kosten für For-
schung und Lehre getrennt ausgewiesen werden.
Transparenz ist der erste Schritt hin zu mehr Effizi-
enz und damit zur Kostenreduktion.

(Beifall Torge Schmidt [PIRATEN])

Bitte gestatten Sie mir an dieser Stelle einen kurzen
Blick zurück. Der Konsolidierungsansatz von
2008 hat nicht die erhofften strukturellen Kostenre-
duktionen gebracht. Die Auslagerung von Teilbe-
reichen aus dem Gesamtklinikum hatte lediglich ei-
ne kurzfristige Aufhübschung, ein kosmetisches Fa-
celifting, der Jahresbilanz zur Folge. De facto sind
dadurch die langfristigen Belastungen des UKSH
jedoch nicht nachhaltig reduziert, sondern stattdes-
sen sogar erhöht worden.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vierte Säule des Konsolidierungskonzepts: die
bauliche Sanierung des UKSH. Die bauliche Sa-
nierung allein wird das UKSH wirtschaftlich nicht
konsolidieren, aber sie wird dazu beitragen, dass
Arbeitsabläufe effizienter gestaltet und damit Kos-
ten eingespart werden können. Die bauliche Sanie-
rung soll - so zumindest ist es geplant - als ÖPP-
Projekt stattfinden. Darüber wird der Landtag vor-
aussichtlich Mitte des Jahres entscheiden. Das
ÖPP-Verfahren werden wir im Landtag noch ge-
sondert diskutieren. Deshalb lassen Sie mich dieses
Thema an dieser Stelle verkürzen.

Wir werden in den nächsten Wochen und Monaten
das Parlament kontinuierlich informieren. Am
6. Februar 2014 findet zum Beispiel eine gemeinsa-
me Sitzung des Bildungs-, des Sozial- und des Fi-
nanzausschusses statt.

Lassen Sie es mich bereits an dieser Stelle deutlich
sagen: ÖPP im Rahmen der baulichen Sanierung
des UKSH: ja, aber eine Privatisierung des UKSH
ist für mich keine Lösung.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW, Beifall Dr. Heiner
Garg [FDP] und Torge Schmidt [PIRATEN])

Die desolate Situation der andernorts privatisierten
Universitätskliniken spricht für sich.

Fünfte Säule der Konsolidierung: Optimierung der
Kommunikationsstrukturen. Das UKSH ist mit
11.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der größ-
te Arbeitgeber in Schleswig-Holstein. Das UKSH
ist zudem das zweitgrößte Universitätsklinikum in
Deutschland. Der Erfolg des UKSH ist ohne die
Menschen, die hier arbeiten, nicht denkbar.

Deshalb haben wir erstmals einen Beirat für Per-
sonalvertretungen eingerichtet. Dabei geht es uns
um die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die wir bei unseren Entscheidungen be-
rücksichtigen möchten. Es wird keine Konsolidie-
rung auf Kosten der Mehrheit der Beschäftigten ge-
ben.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW, Beifall Dr. Heiner
Garg [FDP] und Torge Schmidt [PIRATEN])

Darüber hinaus nutzen wir externe Expertise. Ich
freue mich, dass es uns gelungen ist, zwei bundes-
weit anerkannte Fachleute für den Aufsichtsrat zu
gewinnen. Auch die Kompetenz und Erfahrung des
Landesrechnungshofs werden wir in unsere Arbeit
einbeziehen.

Die Sanierung des UKSH braucht Zeit. Das Ziel,
im Jahr 2017 eine schwarze Null zu erreichen, ist
sehr ambitioniert.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW, Beifall Dr. Heiner
Garg [FDP] und Torge Schmidt [PIRATEN])

Wir verfolgen das Ziel, mit dem Konsolidierungs-
konzept im Jahr 2015 erste Erfolge verbuchen zu
können. Ich wünsche mir, dass alle Fraktionen im
Landtag dieses Ziel unterstützen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Ich eröffne die
Aussprache und teile Ihnen zunächst mit, dass auf-
grund der genutzten Redezeit durch die Ministerin
jeder Fraktion 10 Minuten Redezeit zur Verfügung
stehen. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat der
Kollege Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Frau Ministerin, zunächst einmal herz-
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lichen Dank für diesen Bericht. Üblicherweise ver-
falle ich nicht in das Ritual, mich für Berichte zu
bedanken und diese besonders zu loben, weil ich
der Auffassung bin, dass es zum regelmäßigen Ar-
beitsauftrag einer Verwaltung gehört, Berichte ab-
zugeben. Das aber, was Sie uns heute präsentiert
haben, ist zum ersten Mal seit sehr langer Zeit eine
ganz klare Formulierung dessen, was Sie sich vor-
stellen, wie das UKSH mittel- bis langfristig wieder
finanziell auf eigene Füße gestellt werden kann.

Ich möchte an etwas erinnern und gleichzeitig dar-
um bitten, dabei nicht missverstanden zu werden.
Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie
uns im Jahr 2003, als ich noch ein Parlamentsneu-
ling war, vom damaligen Kultusstaatssekretär Steg-
ner ein Konzept zur Fusionierung der beiden
Campi präsentiert wurde. Dies beabsichtigte man
damals nicht etwa deshalb, weil man nichts Besse-
res zu tun hatte, sondern weil das UKSH zum da-
maligen Zeitpunkt in finanziell schwieriges Fahr-
wasser geraten war. Ich will einmal daran erinnern,
dass der Jahresfehlbetrag zum Ende des Jahres
2002 rund 11,5 Millionen € betrug und zum Ende
des Jahres 2013 etwa 15,1 Millionen €.

Das ist eine Entwicklung, die sich so fortgesetzt
hat. Ohne irgendwelche Schuldzuweisungen kön-
nen wir heute, im Jahr 2014, feststellen, dass das
Ziel, das ursprünglich mit der Fusionierung der bei-
den Campi zum UKSH verfolgt wurde, nämlich
auch das Erreichen der berühmten schwarzen Null,
nicht erreicht werden konnte.

(Wortmeldung Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Ich habe vermutet, Herr Kollege Stegner, dass Sie
sich jetzt dazu melden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie denn, dass der Kollege Dr. Stegner
das Wort bekommt?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, selbstverständlich gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann hat Herr Abgeordneter Dr. Stegner jetzt das
Wort. - Bitte schön.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Garg, es ist unbezweifelbar richtig, was
Sie sagen. Könnte es nicht vielleicht auch
sein - das war immer die Darlegung, die es
von anderen dazu gegeben hat -, dass die

Verluste erheblich größer wären, wenn wir
nicht fusioniert hätten, weil eine ganze Reihe
von Synergieeffekten eingetreten sind, wenn
auch weniger, als wir uns wünschen? Da Sie
das immer kritisiert haben, bitte ich, sich ein-
mal mit den Argumenten derer auseinander-
zusetzen, die beschreiben, was wir an Defizi-
ten dadurch vermieden haben, dass wir den
Fusionsprozess eingeleitet haben, der - ohne
Zweifel - schwierig war, viele Widerstände
hatte und auch Fehler beinhaltet hat. Im
Grundsatz bin ich ziemlich sicher. Es lohnt,
der Frage nachzugehen, was passiert wäre,
wenn die Klinika getrennt geblieben wären.
Dann wäre das Defizit zwar an zwei Orten
entstanden, aber es wäre höher, als wir es
heute haben.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Da wäre ich nicht so vorschnell, Frau Kollegin
Bohn. Die Defizitentwicklungen an den beiden un-
terschiedlichen Standorten sind sehr unterschiedlich
gewesen, auch schon vor der Fusion. Das hat sich
nach der Fusion nicht unbedingt verbessert.

Die Frage erinnert mich ein bisschen an meinen al-
ten Finanzwissenschaftsprofessor Alois Ober-
hauser, damals der letzten Keynesianer in Freiburg,
der solche Fragen auch immer mit der Gegenfrage
beantwortet hat: Man wisse ja nicht, wenn man die
Maßnahme A, B oder C eingeleitet habe, was pas-
siert wäre, wenn man sie nicht eingeleitet hätte.

Herr Dr. Stegner, in der Tat weiß ich nicht, ob das
Defizit möglicherweise nicht noch größer geworden
wäre. Aber die Erwartung, die auch Sie damals ge-
äußert haben, dass es damit gelingt, eine schwarze
Null zu schreiben oder - sagen wir es weniger tech-
nisch - dass das UKSH finanziell wieder auf eige-
nen Füßen steht, hat sich durch die Fusion nicht er-
füllt.

Sie haben auch gemerkt, dass das keine persönli-
chen Schuldweisungen waren. Wir diskutieren in
diesem Landtag seit zehn Jahren über das Thema.
Heute haben wir von der Ministerin einen inhaltli-
chen Fahrplan bekommen, was die Landesregie-
rung zu tun gedenkt und welche Umsetzungsschrit-
te dabei notwendig sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus mei-
ner Sicht ist eine der ganz zentralen Fragen, wie das
Land in dem Rahmen, in dem es dafür die Zustän-
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digkeit hat, die Möglichkeiten ausschöpfen möchte,
dem UKSH wieder finanziell auf die Beine zu hel-
fen. Ich will gar nicht mit irgendwelchen besonde-
ren rhetorischen Höhepunkten, was Rekorddefizite
im abgelaufenen Jahr anbelangt, kommen. Was
mich bei der gesamten Diskussion inzwischen am
meisten ärgert und mitnimmt, ist die Tatsache, dass
seit Beginn der 2000er-Jahre Menschen, die im
UKSH im mittleren, im ärztlichen, im Pflegebe-
reich engagiert arbeiten und zum Teil über ihre Lei-
stungsgrenze hinaus alles geben, damit die Patien-
tenversorgung an beiden Standorten gewährleistet
werden kann, immer wieder mit Vorschlägen aus
der Politik konfrontiert werden. Ich will einmal et-
was salopp sagen: Es wird immer wieder eine neue
Sau durchs Dorf getrieben, es werden immer neue
Vorschläge gemacht. Kaum einer wird zu Ende ge-
dacht, geschweige denn zu Ende gebracht.

Am Ende bleibt - bislang jedenfalls -: Die jährli-
chen Defizite werden höher, der Bilanzverlust sum-
miert sich mit dem aufgelaufenen strukturellen De-
fizit im vergangenen Jahr von 38 Millionen € auf
über 200 Millionen €. Die Mitarbeiter, insbesonde-
re diejenigen im Pflegebereich, haben in den ver-
gangenen Jahren erhebliche Opfer gebracht, was ih-
re eigene Gehaltsentwicklung anbetrifft. Die Moti-
vation dieser Mitarbeiter gerade auf dem anstren-
genden Pfad, den sie gerade beschrieben haben,
durch eine Kommunikationsverbesserung, zu erhö-
hen, ist wichtig. Ich glaube, es wird jetzt zum ersten
Mal seit langer Zeit auch an die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im UKSH gedacht. Dafür bedanke
ich mich ausdrücklich bei Ihnen, Frau Ministerin.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Sehr deutlich herausheben will ich, dass Sie eine
Frage nicht angesprochen haben beziehungsweise
noch keine Antwort darauf geliefert haben. Wir ha-
ben es auf der einen Seite mit einem strukturellen
Defizit aus dem vergangenen Jahr in Höhe von un-
gefähr 38 Millionen € zu tun, auf der anderen Seite
haben wir es mit einem summierten Bilanzverlust
von um und bei 203,5 Millionen € zu tun. Was ge-
denkt die Landesregierung auf dem schwierigen
Weg zur finanziellen Sanierung des UKSH zu tun,
wenn beim UKSH auf der einen Seite der sum-
mierte Bilanzverlust, der im nächsten Jahr vermut-
lich, selbst wenn das strukturelle Defizit geringer
wird, steigen wird, auf der anderen Seite aber die
Renditeerwartungen aus dem anspruchsvollen
ÖPP-Projekt zu erfüllen sind, vor dem Hinter-
grund, dass das UKSH weiterhin an beiden Stand-
orten ein Haus der Maximalversorgung bleiben

soll? Aus meiner Sicht wird das UKSH vermutlich
gar nicht in der Lage sein, mit dem summierten Bi-
lanzverlust fertig zu werden.

Ich stelle Ihnen jetzt die Frage: Hat die Landesre-
gierung darüber nachgedacht, beispielsweise den
summierten Bilanzverlust zu übernehmen, damit
das UKSH überhaupt in der Lage ist, die jährlichen
Renditeerwartungen, die in Höhe von 36 Millio-
nen € sehr ambitioniert sind, im Verlauf des ÖPP-
Verfahrens zu erfüllen? Wie soll das UKSH mit
dem sich immer weiter erhöhenden Bilanzverlust
umgehen? Das ist eine Frage, die beantwortet wer-
den muss.

(Beifall FDP)

Das ist eine Frage, die auch vor dem Hintergrund
beantwortet werden muss, welche anderen Optio-
nen es außer den Verbesserungen, der Ablaufver-
besserung im organisatorischen Bereich, den Ver-
besserungen, die ein besserer baulicher Zustand im
einzelnen bringen wird, gibt.

Meine Damen und Herren, der Landesbasisfall-
wert allein - das ist mir wichtig - wird es nicht rich-
ten. Ich freue mich ausdrücklich über die 3,5-pro-
zentige Steigerung. Es ist richtig, dass es zu einem
bundeseinheitlichen Basisfallwert kommen muss.
Wir können uns über Systemzuschläge und Maxi-
malzuschläge unterhalten. Ich habe bei Ihrem Bei-
trag dazwischengerufen. Ich glaube nämlich, die
Schwierigkeit dort wird sein, abzugrenzen, was
wirklich medizinische Maximalversorgung ist und
was nicht. Ich kenne die Forderung des UKSH. Ich
fand Ihr Beispiel so typisch, weil auch andere Häu-
ser bei der EHEC-Krise - wie das Westküstenklini-
kum in Heide - versorgt haben. Ich gehe davon aus,
dass wir uns einig sind, dass solche Häuser trotz-
dem in Zukunft keinen Maximalzuschlag erhalten
sollen. Deswegen wird es meiner Vermutung nach
nur ein höherer Landesbasisfallwert nicht richten.

(Beifall Daniel Günther [CDU])

Der sorgt im Zweifel dafür, dass die Tarifsteigerun-
gen in Zukunft wieder vernünftig aufgefangen wer-
den können. Die dauerhafte Sanierung der finanzi-
ellen Probleme des UKSH wird ein Landesbasis-
fallwert allein selbst mit Maximalzuschlag nicht re-
geln.

Ich sage auch ganz deutlich: Nur die Erfüllung von
Maximalwünschen an die Politik wird das UKSH
allein auch nicht auf die finanziellen Beine bringen.
Wir müssen die Fragen ehrlich diskutieren. Wir
müssen beispielsweise darüber diskutieren, ob
hochdefizitäre Bereiche, wenn man solche Berei-
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che an zwei Standorten identifiziert, weitergefah-
ren werden sollen. Das sind Fragen, die man disku-
tieren muss und die man ehrlich beantworten muss,
wenn man am Ende das UKSH wieder auf vernünf-
tige finanzielle Beine stellen will und damit nicht
nur den Bereich gewährleisten will, den Sie eben
angesprochen haben, Forschung und Lehre, sondern
auch der medizinischen Maximalversorgung einer
älter werdenden Bevölkerung in Schleswig-Hol-
stein gerecht werden will.

Alles in allem: Wir stehen bei der Frage der finan-
ziellen Sanierung des UKSH mit Sicherheit nicht
am Anfang. Mir ist es wichtig, dass mit dem Ver-
sprechen, einem der größten Arbeitgeber dieses
Landes wieder eine Zukunftsperspektive zu eröff-
nen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
bisher aus meiner Sicht am meisten dazu beigetra-
gen haben, dass insbesondere der medizinische Be-
trieb so aufrechterhalten werden konnte, permanent
in den laufenden Prozess einbezogen werden und in
Zukunft bei den weiteren Schritten eben nicht zen-
tral über ihre Köpfe entschieden wird.

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Aufmerk-
samkeit.

Ich schlage vor - mündliche Berichte überweist
man nicht in Ausschüsse, das weiß ich -, dass wir
das, was wir heute von der Landesregierung gehört
haben, als Grundlage für die gemeinsame Aus-
schussberatung nehmen und jeden Detailpunkt sehr
exakt in den nächsten Jahren auch auf dessen Ope-
rationalität hin überprüfen und begleiten, um zu
schauen, ob das, was heute dargestellt wurde, 2017
tatsächlich eingetreten ist, wenn die schwarze Null
in der Bilanz stehen soll. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und Karsten Jasper [CDU])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion erteile ich
Herrn Abgeordneten Daniel Günther das Wort.

Daniel Günther [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Ich bedanke mich aus ehrlicher Überzeu-
gung für den Bericht bei der Frau Ministerin, weil
ich weiß, wie viel Arbeit dort auch von den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in Ihrem Hause in die-
sen Bericht hineingesteckt wurde. Ich bedanke
mich aber auch ausdrücklich bei den Kollegen der
FDP dafür, dass Sie diesen Antrag gestellt haben,
weil wir uns so über dieses wichtige Thema und das

Konzept der Landesregierung hier im Plenum aus-
tauschen können.

Herr Kollege Dr. Garg, wir haben am 6. Februar
2014 glücklicherweise schon eine gemeinsame Be-
ratung. Da wird auch Professor Scholz zum bauli-
chen Masterplan Stellung nehmen. Deswegen finde
ich es gut, wenn wir in den zuständigen Fachaus-
schüssen das in der Tat noch ein bisschen miteinan-
der diskutieren; denn so dankbar ich für den Bericht
bin, so wenig zufrieden bin ich mit dem Bericht,
der hier vorgelegt worden ist.

(Martin Habersaat [SPD]: Das überrascht uns
nicht! - Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

- Wenn Sie das nicht überrascht, dann überrascht
mich das umgekehrt auch nicht. Mir ist das alles
ehrlich gesagt ein bisschen zu wenig. Ich habe im-
mer das Gefühl, dass diese Landesregierung nur
langsam in Trab kommt. Wie hat das die Frau Fi-
nanzministerin beim Haushalt so schön gesagt? -
80 % sind Glück. - Hier beim UKSH hat man halt
auch in den ersten zwei Jahren geschaut, ob man
Glück hat. Wenn man sich die Haushaltszahlen an-
sieht, stellt man fest, dass man leider Pech gehabt
hat. Ich finde, etwas eigenen Antrieb sollte eine
Landesregierung hier mit einbringen, dazu ist das
UKSH in Schleswig-Holstein ein zu großes Unter-
nehmen, ein Unternehmen, das unglaublich viele
Arbeitsplätze stellt. Mein Eindruck ist, dass die
Landesregierung in den letzten zwei Jahren die Zü-
gel ordentlich hat schleifen lassen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wir haben uns immerhin - erst in der Großen Koali-
tion, danach gemeinsam mit der FDP - zumindest
das Ziel gesetzt, einmal eine schwarze Null zu er-
reichen. Da kann man sagen, dass es im Jahr 2010
in dem Fall nicht so ganz gelungen ist, aber ich ha-
be das Gefühl, dass dieses Ziel in den letzten zwei
Jahren völlig aus den Augen verloren wurde. Da
wurde einfach gesagt: Gut, ja, dann haben wir es im
Jahr 2010 nicht geschafft, und jetzt lassen wir die
einfach mal ein bisschen weiterarbeiten und schau-
en, was dabei herauskommt. - Das Ergebnis ist:
Während in den Jahren ab 2005 das Defizit eigent-
lich jedes Jahr halbiert wurde, verdoppelt es sich je-
des Jahr, seit Frau Wende die Verantwortung dafür
trägt.

(Lachen SPD)

Wir sind jetzt bei 38 Millionen €. Ich wundere mich
überhaupt nicht darüber, dass jetzt langsam die Dis-
kussion geführt wird - der Kollege Dr. Garg hat das
eben auch gesagt - und auch wir uns irgendwann
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darüber unterhalten müssen, dass wir als Land
nachher noch die Schulden für das UKSH überneh-
men müssen, weil es eben dadurch, dass sich das
Defizit immer weiter auftürmt, selbst immer weiter
in eine Schieflage gerät.

Es tut mir leid: Wenn denn ein Wirtschaftsplan
aufgestellt wird und dann nachher herauskommt,
dass es eine so große Abweichung gibt, dass wir
noch einmal 10 Millionen € mehr Defizit gemacht
haben und dann allen Ernstes als Begründung die
niedrigen Basisfallwerte genannt werden, verstehe
ich das nicht. Erst einmal sind die schon lange so
niedrig. Die waren auch bei den Vorgängerregie-
rungen so niedrig. Aber insbesondere war auch bei
der Aufstellung des Wirtschaftsplanes schon be-
kannt, wie niedrig die Basisfallwerte sind. Man
muss bei allem Verständnis dafür, dass es nur noch
sechs Universitätsklinika in Deutschland gibt, die in
diesem Jahr noch schwarze Zahlen schreiben, schon
sagen, dass es Universitätsklinika gibt, die schwar-
ze Zahlen schreiben. Es gab bis 2011 übrigens eine
deutliche Mehrheit, die schwarze Zahlen geschrie-
ben hat. Das heißt, es ist auch möglich, in eigener
Verantwortung etwas zum Abbau des Defizits bei-
zutragen.

Ich glaube, dass in den letzten zwei Jahren die Zei-
chen der Zeit nicht verstanden worden sind. Das ist
in anderen Universitätsklinika schlicht und ergrei-
fend besser gemacht worden. Wir nehmen das im-
mer so hin und erwarten, dass irgendwann endlich
die Angleichung kommt. Der Meinung sind wir.
Nur sind die Basisfallwerte in Schleswig-Holstein
seit 2005 auch um 18 % erhöht worden, übrigens
deutlich über dem Bundesdurchschnitt. Im Bundes-
durchschnitt sind die Basisfallwerte nur um 13 %
angestiegen. Das heißt, wir als Schleswig-Holstei-
ner sind im Verhältnis schon bessergestellt worden,
wenn es auch nicht komplett angeglichen wurde,
das weiß ich auch. Während noch im Jahr 2005 der
Unterschied teilweise bis zu 200 € im Vergleich zu
den süddeutschen Ländern betragen hat, sind es
heute nur noch 100 €. Das heißt, wir gleichen uns
an die anderen Bundesländer immer ein Stück wei-
ter an, deshalb halte ich es schlicht und ergreifend
nicht für legitim, immer nur darauf zu hoffen, dass
es irgendwann einmal Einnahmeverbesserungen
durch andere gibt, aber bitte keine unangenehmen
Entscheidungen hier treffen zu wollen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Sie werden sich schon darum kümmern müssen. Ich
stelle das einmal für mich sehr nüchtern fest, weil
ich den Bericht des Landesrechnungshofes schon
sehr aufmerksam gelesen habe, und als Opposition

ist man immer etwas vorsichtig, von sich aus unpo-
puläre Themen anzusprechen: Aber beim Thema
Ärztevergütung habe ich ehrlich ein Problem. Ich
finde es richtig, dass man sich als UKSH darum
kümmert, dass genügend gute Kräfte hierher kom-
men. Das ist schwierig, und obwohl wir eine
schwierige wirtschaftliche Lage haben, müssen wir
uns trotzdem um die Besten bemühen. Aber dass
wir die niedrigsten Basisfallwerte und eines der
höchsten Defizite haben - wir sind ganz hinten in
der Tabelle -, und trotzdem zahlen wir 10.000 € pro
Arzt mehr als der Durchschnitt der anderen Univer-
sitätsklinika? - Da muss ich sagen, dass ich damit
echt einige Probleme habe. An dieses Thema müs-
sen wir miteinander herangehen. Wie sollen wir an-
sonsten von diesem Defizit herunterkommen?

(Vereinzelter Beifall CDU, Beifall Dr. Hei-
ner Garg [FDP] und Torge Schmidt [PIRA-
TEN])

Ich finde tatsächlich - das will ich eingestehen -,
dass in dem Bericht einige Punkte in dem Säulen-
Modell enthalten sind, über die es sich definitiv zu
diskutieren lohnt. Das ist deutlich mehr, als ich ur-
sprünglich befürchtet und nach dem, was ich aus
der Pressemitteilung von Oktober herausgelesen
hatte, erwartet hatte. Insofern haben wir schon An-
sätze. Die Frau Ministerin hat auch darum gebeten,
dass wir das solidarisch mittragen. Ich will - auch
für andere Oppositionsparteien - sagen, dass wir als
Opposition beim UKSH immer recht solidarisch
waren. Beim baulichen Masterplan haben wir

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

in den Gesprächen immer wieder gesagt: So
schwierig das ist und so enorm die Summen sind,
die wir zu tragen haben, aber in dem Bereich ma-
chen wir keine knallharte Oppositionspolitik, dazu
ist uns das Unternehmen zu wichtig.

Aber ich würde mir umgekehrt auch wünschen,
dass wir vielleicht gemeinsam etwas mehr Herzblut
hineinfließen lassen, dass wir neben dem baulichen
Masterplan vielleicht auch die eine oder andere
Maßnahme durchsetzen, damit dieses Defizit auch
abgebaut werden kann. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat Herr Ab-
geordneter Martin Habersaat das Wort.
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Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit
Prognosen für künftige wirtschaftliche Erfolge ist
das so eine Sache. Spätestens seit Helmut Kohl er-
klärte, es werde niemandem schlechter gehen als
zuvor, und es werde uns gelingen, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Sach-
sen und Thüringen schon bald wieder in blühende
Landschaften zu verwandeln, spätestens seitdem ist
Skepsis angesagt.

(Zurufe)

- Ich finde, wenn Herr Meyer heute Morgen Marx
zitieren konnte, darf ich auch einmal Helmut Kohl
zitieren.

Nun ist das Universitätsklinikum Schleswig-Hol-
stein nicht die DDR, schließlich ist es selbst Pro-
dukt einer Vereinigung. Es ist geradezu überra-
schend, dass wir hier nicht im Monatstakt über die
Sanierung des UKSH reden, obwohl die bisheri-
gen Sanierungsbemühungen ja zugegebenermaßen
und offenkundig nicht wirklich von Erfolg gekrönt
waren.

Zur Erinnerung: Im Dezember 2013 haben wir er-
fahren, dass das Defizit mit knapp 40 Millionen €
ein Rekordhoch erreicht hat. Prognostiziert waren
nur 28 Millionen €. Wir alle waren uns in der Ver-
gangenheit weitgehend darüber einig, dass interne
Maßnahmen des Unternehmens nur zu einem klei-
nen Teil dazu beitragen können, dass das UKSH ir-
gendwann einmal eine ausgeglichene Bilanz hat.
Natürlich ist es völlig richtig von Herrn Professor
Scholz, dieses Ziel nicht ad calendas graecas zu
verschieben. Wir waren uns auch immer darüber ei-
nig, dass das Land nicht in der Lage ist, die zusätz-
lichen Investitions- und anderen Bedarfe aus dem
Landeshaushalt vollständig zu decken, sondern dass
es einer Verbesserung der Rahmenbedingungen
bedarf.

Wir haben in der Vergangenheit gemeinsam immer
wieder beklagt, dass die Basisfallwerte, die für Be-
handlungen in Schleswig-Holstein angesetzt waren,
extrem ungünstig waren. Es ist hier wirklich ein
Durchbruch, dass es der Landesregierung gelungen
ist, durch Verhandlungen auf Bundesebene für eine
substanzielle Verbesserung zu sorgen, die dem
UKSH jährlich etwa 16 Millionen € einbringen
wird.

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD], Dr. Ralf
Stegner [SPD] und Anke Erdmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Günther, dafür wurde mit Sicherheit deutlich
mehr getan, als nur in Kiel zu sitzen und zu hoffen.

Meine Fraktion ist mit der Ministerin ganz und gar
darin einig, dass wir eine Angleichung an den bun-
desweiten Durchschnitt bei den Basisfallwerten an-
streben sollten, ebenso einen Zuschlag für die Ex-
tremkostenmedizin.

Die Universitätsklinika stehen bundesweit finanzi-
ell deswegen so schlecht da, weil sie eine doppelte
Aufgabe wahrzunehmen haben. Neben der medizi-
nischen Maximalversorgung steht die Aufgabe, die
nächste Generation der Medizinerinnen und Medi-
ziner während des Studiums und nach dem Studium
auf ihren Beruf vorzubereiten und im Verbund mit
den Universitäten Forschungen durchzuführen.
Deshalb brauchen sie einen Systemzuschlag, der
schon lange und von vielen politisch gefordert
wird.

Die SPD hat in den Diskussionen der vergangenen
Jahre immer wieder betont, dass Lohndumping und
Stellenabbau der schlechteste Weg zu einer Sanie-
rung sind. Die Beschäftigten des UKSH haben in
der Vergangenheit erhebliche Beiträge dazu geleis-
tet, das Defizit nicht ins Uferlose anwachsen zu las-
sen. Demotivierte und überarbeitete Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sollte es in keiner beruflichen
Sparte geben, wenn es jedoch welche sind, die mit
Patienten zu tun haben, gefährdet das deren Ge-
sundheit und im Extremfall deren Leben. Eine bes-
sere Kommunikation innerhalb des Unternehmens
zwischen Vorstand und Personalvertretung ist si-
cher keine schlechte Idee, Frau Wende. Wenn das
Wissenschaftsministerium hier moderiert, unterstüt-
zen wir das sehr.

Wir werden im neuen Jahr den Weg zu einer bauli-
chen Sanierung noch ausführlich zu besprechen
haben. Wir wissen, dass es im UKSH, aber auch
außerhalb erhebliche Zweifel daran gibt, ob das
ÖPP-Projekt der richtige Weg ist oder ob ange-
sichts der zurzeit extrem niedrigen Zinsen die Bau-
maßnahmen nicht doch besser in Eigenregie des
Landes angefasst werden sollten. Das ist aber nicht
heute auszudiskutieren und heute zu entscheiden.
Für heute gilt es, dem MBW für diesen Bericht zu
danken, darauf hinzuweisen, dass ich damit nicht
das ÖPP infrage gestellt haben wollte, und die CDU
darum zu bitten, außer mit der Ansage, die Ärztege-
hälter sollen sinken, auch mit konstruktiven Vor-
schlägen in die Debatte einzugreifen. Wir stehen
zum UKSH in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft
und werden es weiter auf seinem Weg zur wirt-
schaftlichen Konsolidierung unterstützen. - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Ministerin, auch von meiner Fraktion herzli-
chen Dank für Ihren Bericht. Sie haben es erwähnt:
Das UKSH ist mit über 11.000 Beschäftigten einer
der größten Arbeitgeber in unsrem Land. Es werden
dort Menschen mit schwersten Erkrankungen auf
höchstem medizinischen Niveau behandelt und -
Sie haben es auch erwähnt - es wird gelehrt und ge-
forscht.

Es ist einer solchen Debatte angemessen, dass wir
hier im Parlament einmal unseren Respekt gegen-
über all denen äußern, die hier Verantwortung tra-
gen: im Management, in der Lehre, in der Medizin,
in der Pflege und im Service. Es gehört sich, dass
wir diesen Respekt vor den Menschen aussprechen,
die jeden Tag diese hervorragende Arbeit leisten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
FDP und SSW)

Außerdem - Herr Garg, Sie haben es gesagt - sind
wir hier alle in der Verantwortung für ein gut funk-
tionierendes UKSH. Es stimmt tatsächlich: Nie-
mand, der in diesem Parlament arbeitet, kann sich
in die Büsche schlagen. Wir sind in einer Verant-
wortungsgemeinschaft. Das UKSH ist und bleibt
als Maximalversorger ein starkes und leistungsfähi-
ges Universitätsklinikum.

Frau Ministerin, Sie haben es gesagt: Was wäre
denn, wenn wir in der EHEC-Krise kein UKSH ge-
habt hätten? An dieser Stelle möchte ich einmal er-
wähnen, dass es schon ein Übel in unserem Ge-
sundheitssystem ist - wir haben ja vor einigen Ta-
gen den AOK-Bericht gehört -, als teuerstes Ge-
sundheitssystem in der Welt mit nicht immer gu-
ten qualitativen Ergebnissen dazustehen. Es ist
doch ein Übel, dass ein so hochbezahltes Gesund-
heitssystem, das wir alle mittragen - die Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler, die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die Arbeitgeber -, keinen finan-
ziellen Spielraum hat, um auf solche finanziellen
Epidemien zu reagieren. Für mich ist das ein Ana-
chronismus. Es zeigt, dass im System etwas nicht in

Ordnung ist. Es ist unsere Aufgabe, da einmal
nachhaltig heranzugehen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie fordern in Ihrem Antrag ein Konzept, die struk-
turellen und organisatorischen Defizite abzubauen.
Wie wir wissen, ist gerade die Frage der Organisa-
tionsentwicklung in einem solch großen Unterneh-
men mit 11.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
und Führungskräften eine der schwierigen Aufga-
ben. Organisationsentwicklung ist ein sehr komple-
xer Vorgang. Es ist eben nicht eine leichte Sache,
zu sagen: Hier drehe ich einmal an einem Rad und
das UKSH ist von heute auf morgen in der Lage, ei-
ne andere Politik zu machen. Es ist ein großer Tan-
ker. Wir müssen uns vorstellen: Hier werden Ver-
änderungsprozesse nur sehr langsam nachhaltig
vonstatten gehen, wenn sie auch eine strategische
Wende zum Ziel haben.

Frau Ministerin, das haben Sie in Ihrem Bericht
sehr klar und sehr strukturiert offengelegt. Sie ha-
ben auch deutlich gemacht, dass dieses Eckpunkte-
konzept, das Sie verantworten, mit den fünf Säu-
len: Bundesinitiative, Reform der internen Organi-
sationsstruktur, Ausgabencontrolling, bauliche Sa-
nierung und die Optimierung der Kommunikations-
struktur, ein sehr gut aufeinander abgestimmtes
Eckpunktepapier ist. All diese Steuerungsdinge, die
auch strategisch gesetzt werden müssen, werden
von Ihnen besetzt. Ich wertschätze es sehr, dass Sie
in Ihrem Bericht deutlich gemacht haben, welch ein
anspruchsvolles Arbeitsjahr 2014 für Ihr Ministeri-
um, für Sie persönlich und für Ihren Staatssekretär
sein wird. Sie haben deutlich gemacht, dass Sie das
Parlament umfassend an diesem Prozess beteiligen.
Dafür danke ich Ihnen herzlich.

Mehr geht nicht. Deshalb müssen wir, sehr geehrter
Herr Günther, doch noch einmal auf das eingehen,
was Sie gerade gesagt haben. Wir haben zum ersten
Mal einen schlüssigen Arbeitsprozess vorliegen.
Ich erinnere daran, dass es ja gerade Ihre Minister
und Staatssekretäre - von Herrn Dr. Bastian bis zu
Herrn de Jager waren -, die lange Verantwortung
für das UKSH hatten. All die Jahre haben wir ver-
misst, dass uns ein solches strukturelles Konzept
einmal vorgelegt worden wäre. Herr Kollege Gün-
ther, dass Sie uns das jetzt in die Schuhe schieben,
ist nicht redlich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Herr Günther, lassen Sie mich noch einen zweiten
Aspekt nennen: Wir sollten uns darüber verständi-
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gen, dass in diesem Haus endlich mit einer „Besser-
wisserritis“, was das UKSH angeht, Schluss sein
muss. Das hilft weder dem UKSH noch den Men-
schen. Es ist an der Zeit, jetzt den Konzentrations-
prozess voranzubringen und nicht immer wieder die
politischen Ränkespiele und gegenseitigen Schuld-
zuweisungen zu praktizieren. Damit muss endlich
einmal Schluss sein.

Frau Ministerin, die wichtigsten Punkte, die uns als
Fraktion begleiten und die hier angesprochen wur-
den, sind die Punkte des Masterplans. Die bauliche
Sanierung ist für mich eines der zentralen Projekte.
Hier geht es um den jahrzehntelangen Investitions-
stau. Für die nächsten Gewinne, die das UKSH er-
wirtschaftet, ist es notwendig, die Sanierung schnell
umzusetzen und den wettbewerblichen Dialog, der
jetzt läuft, voranbringen.

Ich bin auch fest davon überzeugt, dass dieser wett-
bewerbliche Dialog im Kern auf ein Festpreismo-
dell hinausläuft. Es ist ein kluges Instrument, dass
ein Baukonsortium im Rahmen eines ÖPP vertrag-
lich gebunden wird. Damit verhindern wir, dass wir
in ein Berliner-Flughafen-Desaster oder in ein Elb-
philharmonie-Desaster hineingeraten. Wir haben
die Möglichkeit, das vertraglich abzusichern. Das
ist ein kluger Weg.

Herr Dr. Garg, Sie haben es angesprochen - das ha-
ben wir hier aber auch schon mehrfach diskutiert -:
Schaffen wir es, diese 36 Millionen € zu erwirt-
schaften? Wir müssen in diesem ÖPP-Projekt jetzt
ein kluges Zins- und Finanzmanagement verfol-
gen. Die erwirtschaftete Rendite muss im System
bleiben und nicht zur Verwirklichung irgendwel-
cher hochfliegender Rendite-Ideen oder Hedge-
fonds dienen. Wir müssen ein Projekt haben, bei
dem wir mit öffentlichen Konstruktionen den Zins-
satz möglichst niedrig halten. Eine Patronatserklä-
rung haben wir hier ja auch schon diskutiert. Es
darf nicht dazu kommen, dass das UKSH künftig
wie eine Zitrone ausgepresst werden muss, damit
wir die jährlichen Kosten des Asset-Modells finan-
zieren. Das darf nicht unser Politikansatz sein.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, auch ich habe mich
kürzlich etwas über diese angekündigte schwarze
Null gewundert. Man hört das immer wieder. Ich
möchte einfach noch einmal sagen: Bleiben wir da
doch auf dem Teppich! Es hätte mich schon ge-
freut, wenn das UKSH gesagt hätte, wir wollen uns
jetzt richtig anstrengen, um mehr zu tun und die
Chancen, die sich in Berlin über den Basisfallwert

und all die anderen Dinge, die da im Koalitionsver-
trag angesprochen worden sind, eröffnen - zum
Beispiel auch die Finanzierung der Hochschulam-
bulanzen - zu nutzen. Ich hätte mich also gefreut,
wenn man gesagte hätte: Ja, wir machen uns auf
den Weg. Ich habe mich aber ein bisschen geärgert,
dass das schon wieder mit der schwarzen Null ver-
bunden worden ist. Denn bei allen von uns hier im
Haus gehen die Alarmglocken los, wenn wir das
hören. Wahrscheinlich ist das fraktionsübergreifend
so.

Herr Günther, noch ein Satz zu den von Ihnen an-
gesprochenen Verlusten. Ich habe das noch einmal
im Landesrechnungshofbericht nachgeschlagen.
Der kumulierte Finanzverlust des UKSH zwischen
2003 und 2010 lag bei 134 Millionen €. Dass Sie
uns hier also weismachen wollten, dass wir in zwei
Jahren die Schulden im UKSH aufgefüllt hätten,
das ist ein Tollhaus, das ich Ihnen so nicht durchge-
hen lassen kann.

(Zurufe CDU)

- Das kann ich nicht durchgehen lassen, nein. Das
ist auch nicht wahr. Denn in dem Moment lassen
Sie die letzten zehn Jahre, in denen Sie hier die
Verantwortung getragen haben, locker und char-
mant unter den Tisch fallen. Das lasse ich Ihnen
nicht durchgehen.

Ich glaube, in allen Redebeiträgen ist deutlich ge-
worden, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter wissen müssen, wo es hingeht. Ich finde, die ha-
ben in den letzten Jahren viel geschultert. Jetzt dür-
fen auch sie einmal in den Fokus geraten. Fünf Jah-
re ohne tarifliche Aufwüchse für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in der Pflege und im Service -
ich finde, das ist jetzt auch einmal genug. Jetzt sind
sie mal dran.

Sie haben schon die Chefarztverträge, die Arztver-
träge, genannt. Wenn man bei 440 Millionen € Per-
sonalkosten derzeit 30 Millionen € für außertarifli-
che Verbindlichkeiten für Ärzteverträge beim
UKSH hat, dann ist da etwas in ein Missverhältnis
geraten. Herr Günther, wir nehmen Sie da beim
Wort. Wenn Sie an unserer Seite stehen, werden
wir auch beim Thema Chefarztverträge vorankom-
men. Da ist es immer wieder hin- und hergegangen.
Wenn wir da wirklich ran wollen, und Sie sich mit
an unsere Seite setzen, lassen Sie uns doch einmal
im Ausschuss darüber reden, wie so etwas tatsäch-
lich umgesetzt werden kann.

Meine Damen und Herren, ich möchte mit dem
Satz schließen, dass wir unsere politische Verant-
wortung für das UKSH in diesem Haus nur dann
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voranbringen können, wenn wir alle an einem
Strang ziehen, wenn wir das gemeinsam machen.
Wir müssen unser einziges Maximalversorgerhaus
in Schleswig-Holstein zukunftsfähig machen. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der PIRATEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Torge Schmidt das
Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich möchte mich als erstes bei der
Ministerin für den Bericht bedanken. Vielen Dank
für Ihre Ausführungen.

Ich glaube, ich fange einmal mit der schwarzen
Null an, die hier immer wieder kursiert. Die Äuße-
rungen von Herrn Scholz sind die Äußerungen ei-
nes Vorstandsvorsitzenden, die natürlich optimi-
stisch sind, die aber auch als solches zu bewerten
sind. Ich glaube, wenn er sich anders äußern würde,
würde mir das deutlich mehr Angst machen.

Ganz klar ist, dass wir uns ein dauerhaftes Defizit
beim UKSH als Land mit unserer Haushaltssituati-
on nicht leisten können.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Das UKSH hat 2013 ein Defizit in Höhe von circa
40 Millionen € aufgewiesen. Es gibt eine Menge an
Maßnahmen gegen dieses Defizit. Viele davon wur-
den ja heute schon angesprochen. Dazu gehört der
Landesbasisfallwert. Ich halte es für sehr richtig
und wichtig, dass er erhöht worden ist. Ich möchte
der Landesregierung dafür danken, dass sie das er-
reicht hat. Das UKSH rechnet hierdurch mit Mehr-
einnahmen in Höhe von circa 15,8 Millionen €.

Ein nächster Punkt, der angesprochen wurde, waren
die Entlastungen für Maximalversorger. Hier hat
sich die Bundesregierung einiges auf den Zettel ge-
schrieben. Da können wir hier in Schleswig-Hol-
stein relativ wenig machen. Man muss ganz ehrlich
sagen, die Erfahrungen, die wir in Schleswig-Hol-
stein gesammelt haben, zeigen, dass man sich nicht
allein auf die Bundesregierung verlassen sollte. Wir
haben selbst Hausaufgaben zu machen, darauf soll-
ten wir uns hier auch konzentrieren.

Diese Hausaufgaben, die wir machen müssen, sind
strukturelle Maßnahmen und operative Maß-

nahmen im Krankenhaus selbst. Herr Scholz hat
also selbst viel zu tun. Die Hausaufgaben, die Herr
Scholz hat, hat ihm im Prinzip schon der Landes-
rechnungshof aufgegeben. Wenn man sich die Be-
merkungen vom Landesrechnungshof aus dem Jahr
2013 anschaut, sind diese Aufgaben dort schon sehr
speziell und genau aufgeführt. Die Maßnahmen, die
dort beschrieben werden, lohnen auf jeden Fall,
sich mit ihnen zu beschäftigen und sie auch durch-
zusetzen.

Die Kosten der Ärzte sind ebenfalls ein wichtiges
Thema. 10.000 € pro Jahr im Durchschnitt mehr ge-
genüber anderen Universitätsklinika sind ein Lu-
xus, den wir uns gar nicht leisten können. Das sum-
miert sich auf jährlich 13,5 Millionen € hoch. Das
muss man sich einmal auf der Zunge zergehen las-
sen.

Der Landesrechnungshof spricht noch ein weiteres
Problem an. Nämlich das starre Arbeitszeitenmo-
dell im UKSH. Derzeit gelten beispielsweise Rege-
larbeitszeiten von 7:30 beziehungsweise 8 Uhr bis
16:30 beziehungsweise 17 Uhr, die restliche Zeit ist
Bereitschaftsdienst. Das zu ändern, ist eine simple
betriebswirtschaftliche Maßnahme. Es ist lange
Jahre vergessen und verschlampt worden, hier tätig
zu werden.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Hier muss man auch einfach einmal kaufmänni-
schen Sachverstand anlegen und eine Änderung
durchziehen.

Das UKSH hat selbst einmal ausgerechnet, wenn
man diese Regelarbeitszeit auf 7:30 bis 22 Uhr aus-
weiten würde, dass das zu einer Einsparung in Hö-
he von 14 % bei den Bereitschaftskosten führen
würde. Das wären 2010 854.000 € gewesen. Natür-
lich ist eine solche Veränderung bei den Ärzten
nicht wirklich beliebt. Das kann ich durchaus nach-
vollziehen. Aber trotzdem sollte der Vorstand die-
ses Problem angehen.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

2013 - das wurde schon angesprochen - haben die
beiden Universitätsklinika in Kiel und Lübeck fu-
sioniert. Ich glaube, uns allen ist bewusst, dass eine
solche Fusion viele Möglichkeiten und Chancen
bietet, das Universitätsklinikum zu sanieren und auf
vernünftige Beine zu stellen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich bin mir allerdings auch sehr sicher, dass viele
Synergieeffekte, die erzielt werden könnten, leider
noch nicht genutzt werden. Herr Garg hat es schon
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angesprochen, wir müssen uns auch ernsthaft die
Frage stellen und ehrlich darüber diskutieren, ob
wir wirklich jede Art von Klinikum und jede For-
schungsanstalt an zwei Standorten gleichzeitig vor-
halten müssen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Gerade hochdefizitäre Einrichtungen sind infrage
zu stellen, wir müssen uns fragen, ob wir sie uns
leisten können.

Zuallerletzt möchte ich ganz kurz auf den bauli-
chen Masterplan eingehen. Ich glaube, hier wer-
den seitens der Regierung, aber auch von anderen
Leuten, viele Hoffnungen geschürt, dass das der
Heilsbringer und die Lösung des Problems ist. Ich
bin da ein bisschen skeptischer. Wo diese hohe
Rendite aus diesem baulichen Masterplan herkom-
men soll, da bin ich mir noch nicht sicher. Aber ich
bin mir sicher, dass die Fakten dazu noch kommen
werden. Es ist noch recht früh, hierüber im Detail
zu diskutieren, weil im Detail dazu noch gar nichts
auf dem Tisch liegt.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenbemer-
kung des Herrn Abgeordneten Dr. Tietze?

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Ja.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Schmidt, wären
Sie so freundlich, uns dann zu erzählen, wie
Sie die 380 Millionen €, die der Investitions-
stau beträgt, finanzieren wollen?

- Herr Kollege Tietze, wenn Sie mir zugehört hät-
ten, hätten Sie gehört, dass ich gesagt habe, dass ich
skeptisch bin hinsichtlich der Rendite des baulichen
Masterplans. Wenn Sie mir noch ein bisschen wei-
ter zuhören würden, würde ich außerdem noch er-
zählen, dass ich es für sinnvoll halte, diesen bauli-
chen Masterplan umzusetzen - allein aufgrund des
Zustands der Gebäude in Lübeck und Kiel muss das
gemacht werden. Ich sehe aber nicht, dass man sich
zu sehr auf diese einzelne Maßnahme versteifen
und darauf hoffen sollte: Wenn wir das jetzt durch-
führen, dann wird alles gut. Es gibt definitiv noch
viel mehr Maßnahmen, die wir zusätzlich zu die-
sem baulichen Masterplan umsetzen müssen. Ob
man diese Rendite, die angesprochen worden ist,
wirklich erwirtschaften kann, werden wir sehen,
wenn die Zahlen und Fakten auf dem Tisch liegen.
Noch bin ich da skeptisch.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Damit ist meine Frage nicht be-
antwortet!)

- Herr Tietze, ich habe Ihre Frage beantwortet, in-
dem ich gesagt habe, dass wir den baulichen Ma-
sterplan umsetzen sollten. Es geht um die Finanzie-
rung des baulichen Masterplans. Es ist klar, die Re-
gierung hat richtige Schritte eingeleitet. Ich halte
dieses Mischmodell mit dem ÖPP für einen Weg,
der die Kosten des baulichen Masterplans reduzie-
ren kann. Wie gesagt, dieser bauliche Masterplan
ist noch offen. Wir werden demnächst im Aus-
schuss darüber reden. Dann haben wir hoffentlich
auch Fakten und Zahlen auf dem Tisch, mit denen
wir uns intensiv beschäftigen können. Aber im Mo-
ment stochern wir doch nur im Nebel rum. Viel-
leicht wissen Sie da mehr als ich - alles andere wäre
auch zu transparent.

Natürlich wollen wir zu einer hohen Rendite kom-
men. Ich bin mir zum Beispiel sicher, dass eine ge-
meinsame Bettenstation an beiden Standorten eine
deutliche Rendite bringen würde, weil das zu einer
höheren Auslastungsquote führen würde. Das ist si-
cherlich ein richtiger Ansatz, und ich finde ihn gut.

Eins möchte ich allerdings sagen, und ich freue
mich, dass die Ministerin das auch so klar und deut-
lich gesagt hat: Diese Sanierung über den baulichen
Masterplan darf nicht auf Kosten des Großteils der
Arbeitnehmer umgesetzt werden.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Frau Ministerin, ich bin sehr froh darüber, dass Sie
dies so klar gesagt haben. Ich möchte Sie hier aus-
drücklich unterstützen. Ansonsten wird das Thema
Masterplan noch spannend werden.

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen, der
mir sehr gefallen hat. Diesen Punkt unterstütze ich
ausdrücklich. Ich meine den Umstand, dass die
Kosten von Krankenhausbetrieb und Wissen-
schaft deutlich voneinander zu trennen sind, und
zwar auch finanziell. So kann man sehen, wo die
Probleme liegen. Der eine Bereich darf nicht zulas-
ten des anderen gehen.

Soviel ich weiß, macht man am Universitätsklini-
kum Marburg bereits etwas Ähnliches. Das ist sehr
interessant, darüber sollten wir diskutieren. Ich
glaube, die Maßnahmen, die wir zur Konsolidie-
rung brauchen, sind relativ klar. Der Landesrech-
nungshof hat dazu vieles auf den Tisch gelegt. Der
bauliche Masterplan steht an. Die weitere Debatte
wird spannend.
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Garg zu Ihrem Rede-
beitrag?

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Da kann ich leider nicht nein sagen.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege Schmidt. Ist Ihnen bekannt, dass die
Forderung nach einer Trennung der Berech-
nungen zwischen den Bereichen Forschung
und Lehre einerseits und medizinischer Ver-
sorgung andererseits und damit eine getrenn-
te kostenmäßige Abbildung der Bereiche ei-
ne Forderung ist, die ungefähr seit dem Jahr
2002 immer wieder erhoben wird? Ist Ihnen
bewusst, dass unter anderem die Universi-
tätsklinika, und zwar nicht nur das UKSH,
sondern Kliniken bundesweit, sich lange Zeit
geweigert haben, einer solchen Trennkosten-
rechnung zuzustimmen?

- Sie müssen mir zugestehen: Ich weiß kaum, wie
alt ich im Jahr 2002 war, aber ich glaube, damals
habe ich mich noch nicht wirklich mit solchen The-
men beschäftigt.

(Beifall PIRATEN)

Ich glaube, es ist verständlich, dass ich diese Ent-
wicklung noch nicht seit 2002 nachvollziehe. Da-
durch wird die Forderung aber nicht schlechter. Sie
wird dadurch auch nicht abgewertet. Auch wenn ei-
ne Forderung alt ist, so heißt es nicht, dass sie
schlecht ist. Warum sollten wir sie nicht in der Zu-
kunft umsetzen? - Meiner Meinung nach sollten wir
diese Forderung aufrechterhalten. Es steht an, dies
in den Kliniken umzusetzen. Ich bin froh, dass die
Regierung dieses Thema jetzt angehen will. Wir
sind gespannt, ob dies so umzusetzen sein wird. Es
gibt ja Projekte, die bereits deutlich länger bearbei-
tet werden. Ich habe von 21 Jahren gehört. - Ich
danke Ihnen.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich erteile für die Kollegen des SSW Herrn Kolle-
gen Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Übergeordnet betrachtet ist die finanzielle
Lage der Krankenhäuser in Schleswig-Holstein

alarmierend. Es ist allgemein bekannt, dass mittler-
weile mehr als ein Drittel der Krankenhäuser rote
Zahlen schreibt. Es ist kein Geheimnis, dass ein
ganz wesentlicher Grund hierfür in der zu geringen
Vergütung von Krankenhausleistungen liegt. Dies
führt dazu, dass selbst gut organisierte und effizient
aufgestellte Kliniken kaum mehr wirtschaftlich ar-
beiten können. Ob es nun um das UKSH oder um
andere Krankenhäuser im Land geht; Fakt ist: Wir
sind an dem Punkt angekommen, an dem die zu-
nehmende Unterfinanzierung die Qualität der Pati-
entenversorgung bedroht, und genau diese Entwick-
lung müssen wir dringend aufhalten.

Wenn es um die schwierige Situation des Universi-
tätsklinikums Schleswig-Holstein geht, dann muss
man eines ganz deutlich sagen: Die damalige Ent-
scheidung, die schon vor Jahrzehnten getroffen
wurde, zwei Universitätsklinika in einem ver-
gleichsweise kleinen Bundesland vorzuhalten, war
völlig falsch. So gut die Standorte in Kiel und Lü-
beck auch sind; wirtschaftliches Arbeiten ist und
bleibt allein aufgrund dieser Fehlentscheidung eine
echte Herausforderung. Dass die nachträgliche Fu-
sion an diesem Missverhältnis wenig ändert, kann
wohl kaum jemanden verwundern. Die Strukturen
sind und bleiben überdimensioniert. Die Dinge sind
aber, wie sie sind, und wir müssen damit jetzt le-
ben.

Vor dem Hintergrund der schwierigen Finanzlage
nicht nur des UKSH ist mir ein Punkt ganz beson-
ders wichtig: Die Situation unserer Krankenhäuser
ist häufig schwierig, obwohl von der Belegschaft
erhebliche Opfer erbracht wurden. Dies gilt ganz
besonders für das Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein. Hier haben Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in der Vergangenheit unbezahlte Überstun-
den geleistet oder anderweitig Verzicht geübt, nur
um ihren Beitrag zur Verbesserung der Finanzsitua-
tion zu leisten.

Wenn wir uns nun das aktuelle Rekorddefizit des
UKSH in Höhe von rund 38 Millionen € anschauen,
dann dürfen wir diese Vorleistung der Beschäftig-
ten auf keinen Fall vergessen. Eines will ich des-
halb deutlich sagen: Eine Überleitung der Sonder-
tarifverträge in den TV-L macht zwar Sinn, weil
Flächentarifverträge Sicherheit für die Beschäftig-
ten geben, jedoch ist dies kein Sparmodell.

Einen sehr wichtigen, wenn nicht sogar den zentra-
len Ansatz zur Zukunftssicherung des UKSH liefert
dagegen die FDP mit ihrem Antrag. Aus meiner
Sicht sind für eine Rückführung des Defizits zual-
lererst strukturelle und organisatorische Refor-
men notwendig. Für den SSW ist klar, dass mit der
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schwarzen Null als Momentaufnahme wenig bis gar
nichts gewonnen ist. Wenn das UKSH die Möglich-
keit haben soll, auf lange Sicht wirtschaftlich zu ar-
beiten, dann kommt man an diesem Punkt kaum
vorbei. Organisatorische Reformen müssen der
Kern eines umfassenden Sanierungskonzepts
sein. Hier gilt es, genauer hinzuschauen und zu fra-
gen, wo Lübeck und Kiel noch besser zusammenar-
beiten können und wo eine noch deutlichere Ab-
grenzung nötig ist. Aus meiner Sicht muss dabei
nicht zuletzt auch die Frage nach eventuellen Dop-
pelstrukturen und ihrem Abbau gestellt werden.

Ein weiterer wichtiger Beitrag zur Zukunftsfähig-
keit des UKSH liegt natürlich in der Verbesserung
der Einnahmesituation. Was die hierfür notwendi-
gen Vorstöße auf Bundesebene angeht, so sind wir
auf einem guten Weg. Gerade beim Thema Basis-
fallwert und beim Systemzuschlag für Maximalver-
sorger hat unsere Sozialministerin eindeutig Bewe-
gung in die festgefahrene Diskussion gebracht. Die-
se Entwicklung stimmt uns erst einmal positiv,
auch wenn wir wissen, dass dies allein nicht zu ei-
nem ausgeglichenen Klinikhaushalt führen wird.
Hierfür sind nicht nur Einnahmesteigerungen, son-
dern auch Ausgabenbegrenzungen notwendig. So
viel ist klar. Als Stichworte will ich hier nur das
Beschaffungswesen oder die Gehaltsstruktur der
Führungsebene nennen.

Uns allen ist klar, dass allein der Bereich der bauli-
chen Sanierung des UKSH ein absolutes Mam-
mutthema ist, das uns ganz sicher noch gesondert
beschäftigen wird.

Wenn es also um die Sicherung der Zukunftsfähig-
keit vor dem Hintergrund der schwierigen Finanzla-
ge geht, dann haben wir es mit einer äußerst an-
spruchsvollen und langwierigen Aufgabe zu tun.
Die Sanierung braucht Zeit. Die schwarze Null in
nur drei Jahren mag ein plakatives Ziel sein, aber

mehr Realismus schadet nicht. Viel wichtiger ist
daher, dass wir in kleinen pragmatischen Schritten
zu veränderten Strukturen kommen, und zwar ge-
meinsam mit den Beschäftigten und ganz sicher
nicht auf ihre Kosten. Ich bin mir aber sicher, dass
genau dies jetzt angegangen wird.

Ich bin mir ebenfalls sicher, dass ich die Frau Präsi-
dentin eben glücklich gemacht habe, weil ich nur
fünf Minuten gebraucht habe.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, ich glaube, diese Freude teilen die
Abgeordneten im Plenum mit mir. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Der Kollege Dr. Garg
hat darauf hingewiesen, dass der Ausschuss dieses
Thema sicherlich weiter im Rahmen der Selbstbe-
fassung diskutieren wird. Diese Diskussion beginnt
am 6. Februar 2014. Damit ist dieser Tagesord-
nungspunkt erledigt.

Die Parlamentarischen Geschäftsführer haben sich
darauf verständigt, dass Tagesordnungspunkt 9 auf
den morgigen Tag verschoben wird.

Ich beende die Beratungen für den heutigen Tag
und wünsche Ihnen allen einen guten Abend! Ich
freue mich, Sie alle morgen früh um 10 Uhr hier
wieder begrüßen zu dürfen. - Die Sitzung ist ge-
schlossen.

Schluss: 18:38 Uhr
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Anlage
Namentliche Abstimmung

45. Sitzung am 22. Januar 2014
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes in der vom Bildungsausschuss

empfohlenen Fassung (Drucksache 18/1451)
Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 18/1124
(Seite 3659 des Plenarprotokolls)

Name Abstimmung Name Abstimmung

CDU
Hans-Jörn Arp Nein
Dr. Axel Bernstein Nein
Johannes Callsen Nein
Astrid Damerow Nein
Volker Dornquast Nein
Heike Franzen Nein
Hauke Göttsch Nein
Daniel Günther Nein
Hartmut Hamerich Nein
Karsten Jasper Nein
Klaus Jensen Nein
Tobias Koch Nein
Peter Lehnert Nein
Jens-Christian Magnussen Nein
Hans Hinrich Neve Nein
Petra Nicolaisen Nein
Barbara Ostmeier Nein
Katja Rathje-Hoffmann Nein
Heiner Rickers Nein
Klaus Schlie Nein
Peter Sönnichsen Nein
Rainer Wiegard Nein

SPD
Torsten Albig Ja
Wolfgang Baasch Ja
Dr. Kai Dolgner Ja
Peter Eichstädt Ja
Kirsten Eickhoff-Weber Ja
Martin Habersaat Ja
Bernd Heinemann Ja
Birgit Herdejürgen Ja
Simone Lange Ja
Serpil Midyatli Ja
Birte Pauls Ja
Tobias von Pein Ja
Regina Poersch Ja
Beate Raudies Ja
Sandra Redmann Ja
Thomas Rother Ja
Olaf Schulze Ja
Dr. Ralf Stegner Ja
Dr. Gitta Trauernicht Ja
Kai Vogel Ja

Jürgen Weber -
Lars Winter Ja

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Rasmus Andresen Ja
Dr. Marret Bohn Ja
Anke Erdmann Ja
Marlies Fritzen Ja
Eka von Kalben Ja
Detlef Matthiessen Ja
Burkhard Peters Ja
Ines Strehlau Ja
Dr. Andreas Tietze Ja
Bernd Voß Ja

FDP
Dr. Heiner Garg Nein
Anita Klahn Nein
Dr. Ekkehard Klug Nein
Wolfgang Kubicki Nein
Oliver Kumbartzky -
Christopher Vogt Nein

PIRATEN
Angelika Beer Nein
Dr. Patrick Breyer Nein
Wolfgang Dudda Nein
Uli König Nein
Sven Krumbeck Nein
Torge Schmidt Nein

SSW
Lars Harms Ja
Flemming Meyer Ja
Jette Waldinger-Thiering Ja

Zusammenstellung:
Abgegebene Stimmen 67
davon

Jastimmen 34
Neinstimmen 33
Enthaltungen -
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